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AAeuerliche Vorgänge im Reichstage haben die öffentliche Auf- 
Amerkſamkeit wieder auf die hannoverſche Frage gelenkt. Und der 
Königlich preußiſche Antrag in Sachen der braunſchweigiſchen 
Thronfolge motivirt die Ausſchließung des Herzoges von Cum— 
berland durch „die Haltung ſeiner Anhänger im hannoverſchen 
Lande.“ Es mag deßhalb am Platze fein, die Haltung der deutſch— 
hannoverſchen Partei und das Verhältniß zu prüfen, in dem die 
braunſchweigiſche Frage thatſächlich dazu ſteht.“) 

Wir werden beſtrebt ſein, uns mit völliger Ruhe und Ob— 
jektivität zu äußern und wollen Niemand zu nahe treten. Aber 
wir möchten unſere verſchiedenen Gegner in dieſer ernſten Kriſis 
bitten, ſich doch auch einmal auf unſeren Standpunkt zu ſtellen 
und auch da Gerechtigkeit gegen uns zu üben, wo wir ihnen 

*) Dieſe Blätter waren urſprünglich hen, ei, daß es dem Ver⸗ 
faſſer in der denkwürdigen Sitzung des 11. Mai nur vergönnt war, in einer 


„perſönlichen Bemerkung“ zu Worte zu gelangen. Der „preußiſche Antrag“ und 
was damit zuſammenhängt, hat ihnen dann einen erweiterten Inhalt gegeben. 


unverſtändlich bleiben. Ein politisches Leben iſt gar nicht möglich 
oder muß zu den allerbedenklichſten Folgen führen, wenn man 
nur denjenigen Beſtrebungen eine relative Bedeutung zuerkennen will, 
die man verſteht und für erreichbar erhält. Selbſt der ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Partei hat man eine Exiſtenzberechtigung zuerkannt. 
Man wird ſie denen nicht verſagen dürfen, die auf einem Boden 
ſtehen geblieben ſind, der vor dem Jahre 1866, ja, der ſeit über 
1000 Jahre allein als der Rechtsſtandpunkt und allein als der 
monarchiſche Standpunkt in Deutſchland gegolten hat. 


N 


I. 
Das Siel der deutſch-hannoverſchen Partei. 


Die deutſch⸗hannoverſche Partei — wir ziehen dieſen Namen 
der Bezeichnung „welfiſch“ vor, obwohl wir uns in manchen 
Beziehungen die Bezugnahme auf die bündiſchen Parteien des 
Mittelalters ſehr wohl gefallen laſſen könnten — erſtrebt aner⸗ 
kannter und ausgeſprochener Maßen die Wiederherſtellung Han⸗ 
novers als eines ſelbſtſtändigen Gliedes innerhalb des deutſchen 
Reiches. Man darf jedoch dieſes Ziel nicht iſolirt betrachten und 
nicht loslöſen von der deutſchen Frage. Gewiß ſtreben wir auch 
als Hannoveraner nach der Wiederherſtellung unſeres Landes. 
Aber dieſes Streben wurzelt doch in dem für unſer ge⸗ 
ſammtdeutſches Vaterland Erſtrebten. Wie die deutſche 
Vaterlandsliebe in der Liebe für unſer engeres Vaterland feine 
tiefſten Wurzeln hat, ſo darf der Sonderpatriotismus auch wieder 
ſeinerſeits von dem deutſchen Patriotismus nicht losgelöſt werden. 
Wir ſind gute Deutſche. Gerade deßhalb glauben wir, gute 
Hannoveraner ſein und die Wiederherſtellung Hannovers erſtreben 
zu müſſen. 


1. Vom konſervativen Standpunkte. 


Es erſcheint uns die Wiederherſtellung unſeres Landes zu: 
nächſt als eine Forderung vom konſervativen Standpunkte aus. 
Man wird hier die Frage aufwerfen, was denn der Kern eines 
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berechtigten Konſervatismus ſei. Manche find bei der Beant⸗ 
wortung dieſer Frage ſehr raſch bei der Hand. Sie führen 
allen Konſervatismus mehr oder weniger auf den Gehorſam gegen 
diejenige Obrigkeit zurück, die zur Zeit Gewalt über uns habe. 
Wir vermögen hierin jedoch nur ein ganz äußerliches Moment 
zu erblicken. Wären Alle diejenigen Konſervative, die den Ge— 
horſam gegen die thatſächliche Obrigkeit predigen, und Alle die 
Revolutionäre, welche ſo oder ſo gegen eine thatſächliche Obrigkeit 
proteſtieren, jo wären die Sans⸗culotten Robespierre's 1793 in 
Frankreich die Konſervativen geweſen, und die Legitimiſten ſammt 
und ſonders, und zwar auch dann die Revolutionäre, wenn fie 
ruhig in Frankreich blieben und ſich äußerlich der neuen Ordnung 
unterwarfen. Daß eine Staatsordnung, damit nicht alles in 
Barbarei verfällt, unter allen Umſtänden innerhalb eines Volkes 
beſtehen muß, wird kein verſtändiger Menſch leugnen, und eben⸗ 
ſowenig wird ein verſtändiger Menſch ſich dem Gehorſam gegen 
eine Staatsordnung, ſobald und ſo lange dieſelbe einen ſtändigen 
Charakter beſitzt, entziehen. Aber es iſt etwas ganz anderes, ob 
man in einer ſolchen Staatsordnung ſo zu ſagen eine thatſächliche 
negotiorum gestio ſieht oder die von Gott geordnete rechtmäßige 
Obrigkeit. | 
Andere identificiren den Konſervatismus mit dem ſogenannten 
„monarchiſchen Prinzip“. Aber es iſt ſchon oft darauf geant⸗ 
wortet worden, daß es doch auch in einer Republik einen Konſer⸗ 
vatismus geben könne und müſſe. Und davon abgeſehen iſt der 
in der Periode der 20er und 30er Jahre aufgekommene Begriff 
des monarchiſchen Prinzips ein außerordentlich dehnbarer und 
ſicherlich nicht ausreichender. Auch Napoleon I. vertrat ein „mo⸗ 
narchiſches Prinzip.“ Will man ihn aber darum einen Konſer⸗ 
vativen nennen? Der größte Revolutionär kann die Monarchie 
erſtreben; — wie uns denn z. B. bekanntlich geſagt worden iſt, 
daß Laſſalle ein monarchiſch geſinnter Mann geweſen ſei. — Noch 
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viel weniger kann man den Begriff des Staates, wie es auch 
vorgekommen iſt, als den eigentlichen Inhalt des Konſervatismus 
bezeichnen. Es hat konſervative und revolutionäre Staatsweſen 
gegeben und gerade die revolutionären haben den Kultus des 
Staates — wir verweiſen auch hier auf Robespierre und Na⸗ 
poleon — auf den höchſten Gipfel getrieben. Ja, wenn wir offen 
ſein wollen, ſo müſſen wir es ausſprechen, daß zu allen Zeiten 
der Staatsbegriff weit mehr in einem Gegenſatze zu dem Konſer⸗ 
vatismus geſtanden hat, als daß er ſich mit ihm gedeckt hätte. 
Was das eigentliche Weſen eines jeden Konſervatismus aus⸗ 
machen muß und auch thatſächlich ausmacht, das iſt die geſchicht— 
liche Tradition, das iſt das Streben, dieſe geſchichtliche Tradition 
zu erhalten, zu pflegen und zu fördern. Es liegt nun auf der 
Hand, wohin die geſchichtliche Tradition den hannoverſchen Kon⸗ 
ſervativen führen muß. Die deutſch⸗-hannoverſche Partei iſt ihrem 
Kerne nach aus der alten konſervativen Partei Hannovers hervor— 
gegangen; und dieſe hatte ſich im Anſchluß an die großdeutſche 
Partei der Paulskirche ſeit 1848 herangebildet. Es iſt hart genug, 
wenn wir unſeren großdeutſchen Idealen entſagen ſollen und für 
eine unabſehbare Zeit, ohne die Zertrümmerung Oeſterreichs nicht 
einmal einen Weg zu der Heranziehung von deſſen deutſchen Län⸗ 
dern zu erblicken vermögen. Wenn man aber nun noch obendrein 
verlangt, daß wir aufhören ſollen, uns lediglich als Deutſche und 
Hannoveraner zu betrachten und zu fühlen, daß wir uns in 
Preußen umdenken ſollen, ſo begehrt man moraliſch Unmögliches 
von uns. Man verweiſt uns auf die Konſervativen der 1815 an 
Preußen abgetretenen ſächſiſchen Gebiete. Denken wir der Sache 
nach, ſo kommen wir ſchon hier direkt auf den Rechtspunkt. Die 
Erwerbungen von 1815 wurden allerdings von dem Jubel der 
Freiheitskriege, von der Dankbarkeit für die preußiſchen Waffen⸗ 
thaten vergoldet. Die Hauptſache aber war doch ein Anderes; 
man fügte ſich damals, weil Preußen einen unanfechtbaren Rechts⸗ 
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titel befaß. Dem brachte man den Sonderpatriotismus zum 
Opfer. 

In Hannover aber liegen die Sachen bekanntlich nicht ſo. 
Eben weil dieſer moraliſche Grund für das verlangte Opfer fehlt, 
fügt man ſich nicht. Die eigentliche Bedeutung der Bismarck'ſchen 
Rede vom 11. März liegt für uns darin, daß ſie vor aller Welt 
conſtatirt, wie man ſich in einem Irrthum befand, als man glaubte, 
es werde bei uns wie in Sachſen gehen. Es blutet die Wunde 
bei uns fort und fort; wir wünſchen, daß daraus keine das ganze 
deutſche Staatsweſen vergiftende Eiterbeule entſtehe. 

Die Sache hat noch eine andere Seite. Von den „berech— 
tigten Eigenthümlichkeiten“ Althannovers, die bekanntlich geſchützt 
werden ſollten, fällt eine nach der anderen; es giebt wohl keine, welche 
nicht bedroht wäre. Man geht in dem Unifikationsſtreben weit über 
das, was in Sachſen, Rheinland und Weſtphalen in den 20er und 
30er Jahren geſchah, hinaus. Denn die Zeiten ſind andere ge— 
worden. Auch gerade der Rechtsbruch von 1866 treibt die Gegner 
weiter und weiter. Und es ſtehen unſere Traditionen andererſeits 
in einem ſolchen Gegenſatze zu der fridericianiſchen Ueberlieferung 
des Preußenthums, daß das Umdenken in Preußen, wie die Dinge 
liegen, der völligen Aufgabe unſerer Traditionen gleichkäme. 

Ein Kampf auf Tod und Leben für unſer Volksthum iſt 
entbrannt. Schon die Ehre erfordert nach unſerer Anſicht, auf 
der Seite der Volksgenoſſen zu ſtehen. Den Kampf aber für unſer 
Volksthum können wir nicht führen, wenn wir nicht fort und fort 
die Wunde des Jahres 1866 aufreißen, wenn wir nicht feſthalten 
an dem damals gebrochenen Recht. Das Rechtsbewußtſein iſt die 
ſtärkſte Waffe gegen die moderne Nivellirung. Und wenn wir 
erſt zugeben, daß wir Preußen ſind, ſo haben wir kein Mittel 
mehr, um unſere Tradition feſtzuhalten. Denn es iſt ja dann 
unſere Pflicht, — recht preußiſch zu denken. Wie es in Sachſen ge⸗ 
gangen und unſeres Erachtens nicht zum Segen Geſammtdeutſch⸗ 
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lands gegangen, liegt am Tage; und wir beſitzen nicht das Element 
des Widerſtands, das die in dieſem Jahrhundert zu Preußen hin⸗ 
zugekommenen Weſtphalen in ihrem Katholizismus beſitzen. Auch 
die Rheinlande könnte man zum Vergleiche heranziehen. Dieſe 
aber beſitzen außer dem Katholizismus den Vorzug einer viel 
älteren Kultur, das Bewußtſein, zu den alten Kernlanden des ur- 
ſprünglichen Deutſchlands zu gehören. Sie ſind viel weiter als 
wir von den altpreußiſchen Landen mit ihrem Berlin entfernt, ſie 
liegen an der weſtlichen Grenze Deutſchlands; und es kommt hier 
auch noch ein anderes Element des Widerſtandes in Betracht, das 
— man mag ſich darüber freuen oder nicht — mit den Nach⸗ 
wirkungen der franzöſiſchen Revolution und der franzöſiſchen Herr⸗ 
ſchaft zuſammenhängt und das ſchon allein ſtark genug iſt, um 
den „Preuß“ fort und fort zu einem Fremden für die meiſten 
Rheinländer zu ſtempeln. Wir Hannoveraner beſitzen aber keinen 
andern Rückhalt als unſer Rechtsbewußtſein. Fällt dieſes weg, 
ſo ſind wir der modernen Nivellirung, die heute Alles und Jedes 
ſo viel mehr als vor 70 Jahren bedroht, rettungslos verfallen. 
Da das Vernünftige, Verſtandesmäßige zu unſeren beſonderen 
Gefahren gehört, To würden wir der modernen Verflachung viel— 
leicht ſogar mehr als irgend ein anderer Theil Deutſchlands ver— 
fallen, wenn wir erſt eine preußiſche Muſterprovinz geworden 
wären. Darum kämpfen wir in jeder Beziehung pro aris et focis, 
wenn wir das Rechtsprinzip feſthalten und Hannoveraner und 
Deutſche, nicht aber Preußen ſein wollen. 

Aber noch mehr! Das Recht eines Landes iſt ſein eigenſtes 
Produkt und kann von ſeiner übrigen Tradition nicht losge— 
löſt werden. Wenn man an der Tradition eines Landes feſthält, 
ſo muß man auch an ſeiner Rechtsüberlieferung feſthalten. Denn 
das Recht iſt nichts Willkürliches oder gar etwa eine Fiction. 

Das Recht enſteht aus — der Sitte. Man kann, ſo lange 
das Rechtsleben nicht überhaupt zerſtört iſt, nicht etwa auf dem 
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Wege eines „Pronunciamento“ mit rechtlicher Wirkung erklären, 
von heute an ſolle das und das Rechtens in einem Lande ſein. 
Das Recht beruht auf der communis opinio omnium, man kann 
dagegen freveln, es kann — wie auch wir annehmen — auf dem 
Wege der Verjährung ein neues Recht ſich bilden. So lange dies 
aber noch nicht der Fall iſt, kann der bloße Detentionsbeſitz inner⸗ 
halb des chriſtlichen Europas und vor Allem innerhalb derſelben 
Nation kein Recht bilden. Wenn Vattél und Grotius in der 
Renaiſſance⸗- und Zopfperiode ſchlechtweg auf den antiken, heid⸗ 
niſchen Begriff der debellatio zurückgriffen; jo halten wir das 
ebenſo gut für einen Fehlgriff als die ganze antikiſirende Richtung 
jener Zeiten. Mindeſtens auf ein chriſtlich-europäiſches Volk, das 
wie das unſrige nie aufgehört hat, ſich als eine Rechtseinheit zu 
fühlen, ſind dieſe Begriffe aber vollends unanwendbar. Wir würden 
dadurch unſere innere nationale Einheit aufgeben. Die communis 
opinio omnium widerſtreitet und widerſtritt ihnen bei uns aber frei⸗ 
lich auch aus anderen Gründen alle Zeit unbedingt. Wir Deutſche 
ſind eben von jeher das Rechtsvolk par excellence geweſen, und 
wir ſind auch das dynaſtiſche Volk Europas. Wie faſt alle heuti⸗ 
gen Dynaſtien aus Deutſchland ſtammen oder doch germaniſchen 
Urſprungs ſind, ſo iſt die dynaſtiſche Idee mit ihrer Treue im 
Unglück von den Germanen in die neuere Geſchichte eingeführt. 
Eine Treue für die Tradition iſt bei uns Deutſchen unzertrennlich 
von der dynaſtiſchen Treue. Die konſervativen Kreiſe eines Lan⸗ 
des aber geben ſich ſelbſt auf, wenn ſie im Unglück die dynaſti⸗ 
ſche Treue verleugnen. 

Die Bewegung des Jahres 1848 iſt an dem Rechtsgefühl ge: 
ſcheitert. Die Gefahren der Zeit haben ſich ſeitdem wahrlich 
nicht verringert. Das Rechtsgefühl aber iſt ſchwächer geworden. 
Erſcheint es da nicht als eine heilige Pflicht für den Konſervati⸗ 
ven, das Rechtsgefühl und die dynaſtiſche Treue, überall, wo ſie 
eine Macht bilden, am Leben zu erhalten? Wir haben wahr— 
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lich keinen Luxus mehr mit der konſervativen Ueberkommenſchaft 
unſeres Volkes zu treiben. Es kann wie der Dieb in der 
Nacht eine Zeit kommen, wo man an alle konſervativen und 
auch an alle dynaſtiſchen Elemente Deutſchlands appelliren 
muß. Ein neues dynaſtiſches Gefühl würde in unſeren kritiſchen 


Zeiten, auch wenn unſere Partei nicht da wäre, in Hannover nicht 


nachwachſen. Aber auch uns hannoverſche Legitimiſten wird man 
in einer ſolchen Kriſis brauchen und rufen. Gewiß liegt die Rechts⸗ 
frage in Heſſen, Naſſau, Frankfurt und, wie wir überzeugt ſind, 
auch in Schleswig⸗Holſtein nicht anders. Wenn ſich in einem 
dieſer Gebiete über kurz oder lang eine auf die Reſtauration ge⸗ 
richtete namhafte Bewegung geltend macht, ſo werden wir auch 
dafür in die Schranken treten; und wir werden es wahrlich nicht 
minder thun, wenn auch noch andere deutſche Länder in unſere 
Lage gebracht werden ſollten. Für den Moment wird der „Kampf 
ums Recht“ aber in Hannover geführt. Gott hat uns auf dieſen 
Boden geſtellt. Es iſt unſerer Auffaſſung nach unſere Pflicht, 
auf demſelben auszuharren und in der Verbindung mit unſerem 
Volke und als die Organe derjenigen Ueberzeugungen, die wir noch 
immer als die eigentliche Volksüberzeugung bezeichnen dürfen, ein⸗ 
zutreten — für das Recht. Hegen wir doch trotz Allem noch das 
gute Vertrauen zu den Konſervativen, daß ſie an unſerer Stelle 
ebenſo wie wir handeln würden. Die preußiſchen Konſervativen 
aber verweiſen wir insbeſondere auf die Stellung, die ſie ſeiner 
Zeit auch den Neuſchateler Royaliſten gegenüber einnahmen, ob⸗ 
wohl es ſich dabei um Männer handelte, die leider zur Ge⸗ 
waltthätigkeit und zur offenen Empörung fortgeſchritten waren. 
Und nicht minder erinnern wir ſie an jenen Ehrenſchild, den ſie 
nach dem Jahre 1860 — alſo in Mitten der zum Jahre 
1866 führenden Strömung — dem Könige von Neapel 
ſchenkten. Möchten ſie innerhalb Deutſchlands nicht einen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Eroberungsrecht und Revolution zu machen ver⸗ 
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ſuchen! Das Eroberungsrecht innerhalb ein und derſelben organi— 
ſirten Nation iſt Revolution. Möchten ſie keinen Unterſchied zwiſchen 
der Gewalt von oben und von unten machen! Wir erinnern an 
das, was der ſelige Stahl in ſeiner epochemachenden Rede vor 
dem Kriege von 1859 geſagt. 

Die preußiſchen Konſervativen haben lange Jahre hindurch 
mehr oder weniger an unſerer Seite gekämpft. Ihre ſcheinbaren 
jetzigen Erfolge verdanken ſie dem Fürſten Bismarck, dieſer aber 
verdankte fie — man möge ſich darüber nicht täuſchen — dem Um: 
ſtande, daß er ſich zum Werkzeug unſerer und ihrer damaligen 
Gegner hergab. Die großen Siege auf dem Schlachtfelde werden 
heut zu Tage faſt immer nur im Dienſte einer ſiegenden Idee 
erfochten, ja ſie ſind nur die Exekutionen ſiegender Ideen. Und 
vor Allem würden die preußiſchen Errungenſchaften des Jahres 
1866 nicht in ſo unglaublicher Weiſe von allen Seiten hingenommen 
worden ſein, wenn Fürſt Bismarck die liberale Strömung des 
Tages nicht auf ſeiner Seite gehabt hätte. Die Nemeſis wird 
und kann für die Konſervativen nicht ausbleiben. 

Die jetzigen konſervativen Parteien — darüber täuſchen wir 
uns nicht — haben fi) von den Grundbedingungen eines wirk— 
lichen Konſervatismus abdrängen laſſen und ſtehen deßhalb als 
ſolche in einem unverſöhnlichen inneren Gegenſatz zu uns. Aber 
es gibt unter den Konſervativen viele treffliche Männer, die es 
nie verläugnen können, daß ihre Gedanken einen den unſrigen nahe 
verwandten Urſprung haben. An dieſe wenden wir uns; und wir 
wiſſen, daß Kriſen über Deutſchland hereinbrechen können, die 
manchen von ihnen auf einen dem unſern analogen Standpunkt 
führen können und vielleicht müſſen. 


2. Dom freiheitlichen Standpunkte. 


So ſtellt ſich nach unſerer Ueberzeugung die Sache vom kon— 
ſervativen Standpunkte. Wir vermögen jedoch nicht einzuſehen, 
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welches freiheitliche Intereſſe der Reſtauration Hannovers im Wege 
ſtände. Ja! wir glauben, daß auch das freiheitliche Intereſſe 
dieſelbe fordert. Wenn wir hier von dem freiheitlichen Standpunkt 
ſprechen, ſo wenden wir uns auch dabei an keine beſtimmte 
Fraktion. Das, was wir vom konſervativen Standpunkte geſagt, 
bezieht ſich theilweiſe und in gewiſſem Sinne auch auf die Angehörigen 
des Centrums. Das was wir vom freiheitlichen ſagen, iſt durchaus 
mit an ihre Adreſſe gerichtet. Wir haben manche Freunde unter ihnen 
gefunden. Und wir brauchen es wohl nicht zu ſagen, wie ehrlich wir es 
in allen mit dem Kulturkampf zuſammenhängenden Fragen meinen 
und wie nahe wir dem alten Kern ihrer politiſchen Ideen ſtehen. Was 
die Nationalliberalen betrifft, ſo iſt der Verfaſſer weit entfernt, in 
all die harten Urtheile einzuſtimmen, die der Parteikampf auch 
auf unſerer Seite hervorgerufen hat. Im heftigſten Kampf 
auf dem engen Raum des hannoverſchen Landes zuſammenge— 
drängt, hat ſich auf beiden Seiten ein verjährter Haß feſtgeſetzt, 
der hüben und drüben die Objectivität des Urtheils trübt. Wir 
leugnen nicht, daß es auch unter den Nationalliberalen Männer 
gibt, die von einem ächten deutſchen Patriotismus durchdrungen 
ſind. Wenn man ihre Thätigkeit im Reichstage mit ruhigem 
Blute betrachtet, ſo kann es nicht zweifelhaft ſein, daß ſie es 
mit dem neuen Reiche wirklich gut meinen, und ihr eigenes In⸗ 
tereſſe zurückzudrängen trachten. Aber auch vom Rechtsſtandpunkte 
abgeſehen, verkennen fie es, unſeres Erachtens, daß das ſicherſte Fun— 
dament für den deutſchen Patriotismus der Sonderpatriotismus iſt, 
daß beide aus einer Quelle ſtammen und daß für ſehr Viele, ja für 
die große Mehrheit der deutſche Patriotismus nur dann eine 
Wahrheit ſein kann, wenn er mit einem Sonderpatriotismus ver⸗ 
knüpft iſt. Sie ſtehen noch unter dem Bann der alten Staats⸗ 
idee und werden ſchon allein deshalb unbillig gegen die Ueberreſte 
des mittelalterlichen, des alten hiſtoriſchen Deutſchlands. Sie 
haben die raſchen Erfolge der Jahre 1866 und 1870 überſchätzt 
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und in der Begeifterung jener Jahre Dinge mit in den Kauf ge- 
nommen, die ſie niemals in den Kauf hätten nehmen ſollen. 
In manchen Detailfragen werden uns die Deutſch-Freiſinnigen 
ferner ſtehen, als die, wo ihre eigentlichen Prinzipien nicht in 
Frage kommen, gemäßigteren Nationalliberalen. Jetzt, wo ſie 
in der Oppoſition ſtehen, halten wir die Deutſch-Freiſinnigen für 
zu negativ. Kämen ſie dagegen zur Herrſchaft, ſo wiſſen wir ſehr 
wohl, daß wir bald genug in Oppoſition gegen ſie gerathen würden. 
In vielen Fragen, für die das preußiſche Abgeordnetenhaus 
zuſtändig iſt, gehören wir zu ihren Gegnern. Wir ſagen dies 
Alles aber doch nur, weil uns Freiſinnige wohl gefragt, wo denn 
die Grenzen zwiſchen ihren und unſeren Auffaſſungen lägen. Nach 
unſerer Ueberzeugung überſehen ſie heute noch zu ſehr, daß der aller 
anderen Schranken entledigte Menſch rettungslos dem Staatsabſolu⸗ 
tismus verfällt. Aber der Hauptſache nach vertreten ſie doch dieſelben 
Prinzipien, die zwiſchen 1859 und 1870, ja zwiſchen 1848 und 1870 
die öffentliche Meinung Deutſchlands bis in die Salons hinein 
beherrſchten. Die Hauptſtreitpunkte zwiſchen ihnen und uns ſind 
ſeit den Siegen der Liberalen hinweg gefallen, da an eine Rück⸗ 
gängigmachung ihrer Erfolge im Ganzen und Großen gewiß nicht 
zu denken iſt. Die künſtlichen Mittel, durch welche die preußiſchen 
Konſervativen ihre Macht ſtützen möchten, erſcheinen uns ſchlimmer 
als das Uebel ſelbſt. Und was die Hauptſache iſt: wir fühlen uns 
mit den Deutſch⸗Freiſinnigen in dem Kampfe gegen Abſolutismus 
und Staatsomnipotenz ſchon heute eng verbunden. Die Volks— 
parteiler gehen weiter nach links, ſtehen uns Föderaliſten aber, 
ihres deutſchen Standpunktes wegen, weit näher. Mehr als ein: 
mal haben wir uns in Kampfgenoſſenſchaft mit ihnen befunden. 
Wir kennen Männer unter ihnen, denen wir aufrichtige Sympa— 
thien entgegenbringen. Der ſozialdemokratiſchen Partei ſteht der 
Verfaſſer ſeinen ganzen Anſchauungen nach zu fern, um auch an 
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fie einen Appell zu richten. Soweit fie wirklich freiheitliche 
Elemente enthält, gilt unſere Darlegung natürlich auch ihnen. 

Den „liberalen“ Parteien iſt, wenn wir nicht irren, das 
dynaſtiſche Element unſeres politiſchen Glaubensbekenntniſſes ein 
Dorn im Auge. Aber wir bitten unſere freiheitlich geſinnten 
Gegner, nicht zu vergeſſen, wie eng Freiheit und Recht zuſammen⸗ 
hängen. Wir bitten ſie zu bedenken, daß man nicht für das Recht 
auf dem einen Gebiete eintreten kann, wenn man es auf dem an⸗ 
dern preisgibt. Sie ſagen, das Legitimitätsprinzip ſei nun doch 
einmal an ſo vielen Punkten durchlöchert. Einer einzelnen Familie 
könne kein abſolutes Recht an einem Volke zuſtehen. Nun, es iſt 
wahr, daß man im vorigen Jahrhundert den allgemeinen Begriff 
des Rechts zu ſehr hinter dem dynaſtiſchen Recht zurücktreten ließ 
und daß man in der Reſtaurationsperiode in denſelben Fehler 
verfiel. Gehört die „Durchlöcherung des Rechtsbodens“ bis zu 
den Verfaſſungen aber nicht zu den größten Uebelſtänden, an denen 
Europa leidet? Iſt es nicht Frankreichs größtes Unglück, daß ihm 
der Glaube an den Rechtsbeſtand einer beſtimmten Regierungs⸗ 
form abhanden gekommen, und iſt es nicht vorzüglich deßhalb am 
Rande von Zuſtänden, die nahe an die altrömiſchen ſtreifen? Sind 
wir in Europa mit den Rechtsbrüchen nicht ſchon längſt an einem 
Punkte angelangt, wo jeder weitere Schritt vom Uebel ſein muß? 
Iſt es möglich mit dem Rechtsprinzip wirklich zu 
brechen? Und iſt es nicht etwas ganz anderes, ob man ſich, wie 
die Dinge einmal liegen, überall zum Gensdarmen für das Recht 
hergibt, oder ob man darüber wacht, daß wenigſtens in Deutſch⸗ 
land auf jedem Gebiet das Recht gewahrt werde? 

Man ſagt — auch hier iſt wieder ein Wort des Fürſten 
Bismarck maßgebend — es müſſe der Nation auch den fürſtlichen 
Familien gegenüber ein Expropriationsrecht zuſtehen. Aber wo 
find die gefeß- und verfaſſungsmäßigen Organe für eine ſolche 
Expropriation und wo waren ſie 1866? Man ſpricht von einer 
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Acht. Aber die Achtserklärung des deutſchen Reichs entſprach 
längſt nicht mehr dem deutſchen Rechtsgefühl, wie ſich ſchon im 
ſchmalkaldiſchen Kriege und noch mehr bei der Acht des 
Kurfürſten von der Pfalz im dreißigjährigen Kriege gezeigt hat. 
Sie iſt offenbar ebenſowenig wieder einzuführen als — die Strafe 
der Vermögens⸗Konfiskation. 

Daß man ſich bei der Entſtehung des Reichs über die wohl— 
thätigen Schranken des Rechts hinwegſetzte, rächt ſich jetzt bitter. 
Die herrſchende Partei ſucht in unſerm ganzen Staatsleben das 
Recht des Schwertes, ja ſo zu ſagen ein Eroberungsrecht geltend zu 
machen. Seit man das Recht gebrochen, iſt auch für die Freiheit 
keine Stätte mehr in Deutſchland. Die liberalen Parteien fühlten 
dies nicht, ſo lange die Gewalt ihren Gegnern galt. Naturgemäß 
wendet das Syſtem aber jetzt feine Spitze gegen fie ſelbſt und 
wird es, wenn auch Rückſchläge eintreten ſollten, in immer ſtei⸗ 
gendem Maße thun. Dieſer Appell wird vermuthlich keinen 
Widerhall finden. Aber unſere Gegner mögen doch auch be— 
denken, daß wir unſer Recht nicht bloß aus einem abſtrakten 
Legitimitätsprinzip reklamiren, ſondern zunächſt weil wir uns in 
dem konkreten Hannover vor unſerem Gebwiſſen verpflichtet 
halten, ein Element nicht untergehen zu laſſen, das zum Wohle 
Deutſchlands die Fahne des Rechts und der Freiheit hoch hält. 

Dabei hat die Annexion Hannovers unſere Verhältniſſe noch 
ganz beſonders verwirrt. Es mußte nach allen Seiten hin 
ſchädigend wirken, daß in einem ſo beträchtlichen Theile Deutſch— 
lands nur mit Gewalt regiert werden konnte und daß die öffent— 
liche Meinung dort mit Gewalt niedergedrückt wurde. Alle die 
Dinge, über die ſpäter die Centrumspartei zu klagen hatte, und 
über die jetzt außer den Sozialdemokraten auch die Deutſch-Frei⸗ 
ſinnigen mit Recht klagen: ſie ſind zuerſt uns gegenüber in An— 
wendung gekommen. Bei uns hat die preußiſche Büreaukratie und 
die preußiſche Polizei ſo zu ſagen ihr Probeſtück abgelegt. Es iſt 


ei 


dadurch ein Präcendenz der allerbedenklichſten Art geſchaffen. Laut 
verkündigt der Büreaukratismus, wie es in Hannover ſich gezeigt 
habe, daß einer geſchickten und energiſchen Regierung Alles mög⸗ 
lich ſei. Die Konſequenzen mußten ſich auch gegen den Liberalis⸗ 
mus kehren und werden ſich fort und fort gegen ihn kehren. 

Auch in das innere Parteileben griff die Annexion Hannovers 
ein. Man hat im liberalen Lager gewiſſe Schwächen der ſo lange 
Zeit maßgebenden nationalliberalen Partei deren hannoverſchen 
Mitgliedern Schuld gegeben. Auch uns iſt es in der That un⸗ 
zweifelhaft, daß dieſelbe ganz anders aufgetreten ſein würde, wenn 
ſie nicht zugleich für Hannover die Annexionspartei geweſen wäre 
und nicht dort einen ſehr heißen Kampf um ihre Exiſtenz hätte 
führen müſſen. 

Nichts iſt dem Liberalismus verhängnisvoller geweſen als 
der Wahn, daß die Freiheit ſich durch die Einheit von ſelbſt er— 
geben werde. Aus der Ueberſpannung der Staatsidee iſt das 
Jahr 1866 hervorgegangen. Man ſetzte den Staat über die 
Nation. Die Verſtaatlichung der Nation war ſo zu ſagen das 
Ziel und bis zu einem gewiſſen Punkte auch das Ergebniß des 
Jahres 1866. Und es mußte — wir wiederholen es — zu den 
weittragendſten Conſequenzen führen, daß die Willkür der Staatöge- 
walt auf dem eigentlich politiſchen Gebiete einen ſo abſoluten Sieg da⸗ 
vongetragen hatte. Wie man ſich hier über Recht und Geſchichte hin— 
weggeſetzt, ſo konnte es nicht ausbleiben, daß die ſiegende Staatsge⸗ 
walt auf dem kirchlichen und zuletzt auch auf dem gewerblichen und 
ſocialen Gebiet ihre Allgewalt, ihre Beglückungsabſichten zur 
Geltung brachte. Sie mußte ſich naturgemäß auch hier über das 
natürlich Gewordene, über Geſchichte und Recht hinwegſetzen. Er⸗ 
klärt man das „salus publica suprema lex esto“ zur alleinigen 
Richtſchnur für die Leitung des Staates, ſagt man ſich 
los von den wohlthätigen Schranken, die Geſchichte, Sitte 
und Geſetz der Subjektivität des Einzelnen ſetzen; ſo wird 


i 


man weiter gedrängt auf dem Weg der Gewaltſamkeit, ſo wird 
man weiter gedrängt von einem Experiment zum anderen. Deutſch⸗ 
land werde immer geſchichtsloſer, hatte Biſchof Ketteler 1866 ge⸗ 
klagt, und damit fähiger zu jedem Experiment, das man an ſeinem 
Leichnam anſtellen wolle. Es geht in Deutſchland nicht anders 
als es in dem Frankreich der Valois und Bourbonen gegangen 
iſt. Die franzöſiſchen Könige hatten Frankreich zweimal mit ge⸗ 
waffneter Hand aus Zuſtänden herausgeriſſen, die doch jedenfalls 
weit ſchlimmer und chaotiſcher waren als die deutſchen Zuſtände 
vor 1866: das eine Mal im Kampfe mit dem bis dahin ſieg⸗ 
reichen England, das andere Mal als Beendiger des Bürgerkriegs. 
Aber ſie hatten nicht die Selbſtverleugnung und die Weisheit, an 
die geſchichtlich gewordenen Verhältniſſe und das alte Recht an⸗ 
zuknüpfen. Es iſt wohl nicht zu leugnen: manches Treffliche 
geſchah damals in Frankreich, die Oppoſition verſtand nichts Poſi⸗ 
tives entgegenzuſtellen; die Monarchie Ludwig's XIV, in der 
ſchließlich dieſe ganze Entwickelung gipfelte, enthielt, wie Ranke 
mit Recht hervorhebt, noch viele Elemente des alten Frankreichs. 
Die Centraliſation, der Militarismus und der Cultus des König⸗ 
thums blieben aber die Ideeen, über welche dieſe Monarchie 
nicht hinauskam. Alle und jede Selbſtthätigkeit wurde mehr und 
mehr unterdrückt. Es war doch ſchließlich nur eine neue Auf⸗ 
lage der Tyrannis, die ſich herausbildete. Die alten Elemente 
wurden nur ſcheinbar conſervirt und verkümmerten nur allzuraſch. 
Thatſächlich hatte man Frankeich — wir verweiſen auf Tocque⸗ 
ville — der Bureaukratie zu Füßen gelegt. Das arme Land 
verfiel einer Vielregiererei, die für das vorige Jahrhundert ſchon 
groß genug war. Als das Gebäude vollendet, begann unglaub⸗ 
lich raſch der Verfall. Und als die Revolution kam, waren 
die Elemente eines organiſchen, widerſtandsfähigen Conſervatis⸗ 
mus nahezu abſorbiert. 

Das iſt genau die Gefahr, die uns heute bedroht. Hier 
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liegt aber auch der Punkt, wo wir durch die Verflechtung der Dinge 
die Bundesgenoſſen aller derer geworden ſind, welche ſich mit Recht 
Freiſinnige nennen dürfen. Wie Stahl 1859 vorausſah, iſt es nicht 
mehr die Revolution von unten, welche die eigentliche Gefahr für 
uns bildet. Die wirklich Conſervativen und die wirklich Frei— 
ſinnigen werden in gleichem Maße von der Staatsomnipotenz, 
von dem Staat3- Sozialismus und -Abſolutismus bedroht. Es 
iſt unſere Ueberzeugung, daß wir dieſer Conſtellation gegenüber 
die Verbündeten aller wirklich freiheitlichen Parteien ſind 
und daß nur in dieſer Allianz ein lebensfähiger Conſervatis⸗ 
mus ſich erhalten kann. Auch in Frankreich machten die entgegen- 
geſetzten Elemente einſt Front gegen das Regime Ludwig's XIV. 
Man verſtehe uns recht. Wir können rebus sic stantibus nicht 
an eine Umſtimmung aller Liberalen denken. Eine centraliſtiſche, 
eine Annexionspartei wird ſich wenigſtens vor der Hand abzweigen. 
Andererſeits wäre es möglich und beinahe das Normale, wenn 
ſich auch aus dem „Liberalismus“ ein neuer Conſervatismus 
entwickelte. Derjenige Conſervatismus, der ſich dem herrſchenden 
Regime hingiebt, wird dagegen, wie wir überzeugt ſind, abſorbirt 
werden, wie das mit den entſprechenden Elementen in Frankreich 
geſchah. 

Man hat uns wohl entgegnet, wir ſeien nur in der Negation, 
nur in der Verweigerung der Machtmittel gegenüber der Regie⸗ 
rung einig mit den Liberalen. Für den Moment iſt dieß aber doch 
ſchon etwas und das, worauf es zunächſt ankommt. Coalitionen 
werden faſt immer durch die gemeinſame Negation zuſammenge⸗ 
führt. Und ſollten die „Liberalen“ es über kurz oder lang nicht 
erkennen, daß ſie den Kampf gegen Bureaukratie und Abſolutis⸗ 
mus überhaupt, und vollends wie unſer Volk nun einmal iſt, 
nicht durchführen können, wenn ihnen nicht irgend eine conſervative 
Partei zur Seite ſteht? Wir wiſſen wohl, daß wir Deutſchhan⸗ 
noveraner allein ein zu kleines Häuflein ſind, um irgend welches 
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Gewicht in die Wagſchale zu werfen; aber es iſt doch eine höchſt 
merkwürdige Erſcheinung, daß irgendwo in Deutſchland eine Partei 
wie die unſrige exiſtirt. Schon jetzt ſtehen wir auch nicht ganz 
allein. In unſern Nachbarländern Heſſen und Mecklenburg gibt 
es der unſrigen verwandte Strömungen; und es kann mit der 
Zeit mehr daraus werden. Es iſt uns zweifellos, daß auch 
in anderen Ländern Aehnliches ſich herausbilden wird und muß. 
Sollte, was wir immerhin für möglich halten, das jetzige „conſer— 
vative“ Regiment ſich dauernder am Ruder erhalten, ſo wird, wie 
uns däucht, eine Zeit kommen, wo man im „liberalen“ Lager eine 
Allianz mit ſolchen Elementen ernſtlich ins Auge faſſen wird. 
Wir glauben, daß man über die Nebenpunkte dann wird Hin: 
wegkommen können und daß es ſich dann ſchließlich zwiſchen den 
„Liberalen“ und uns doch nur um die Rechtsfrage handeln wird. 
Hier freilich wird es ſchwer ſein, zu einer Verſtändigung oder 
auch nur zu einem Abkommen zu gelangen. Möglich, daß ſich 
eine Annexionspartei auf lange hin abzweigt! Aber ſollte man es 
nicht ſchließlich wenigſtens — die Zukunft der „Liberalen“ hängt 
davon ab — in ihren leitenden Kreiſen einſehen, daß ein Kampf 
für die Freiheit, ohne einen Stützpunkt im Rechte zu finden, un⸗ 
möglich iſt? Sollte man es nicht über kurz oder lang auch 
allgemeiner erkennen, daß der verſtorbene Lasker das Richtige 
fühlte, als er von der Nothwendigkeit einer „Sühne“ für die 
Annexionen ſprach? und daß eine ſolche Sühne nicht möglich 
iſt, wenn man nicht wenigſtens hinſichtlich des bedeutendſten 
und lebensfähigſten der annectierten Länder dem Rechtsverlangen 
Genüge leiſtet? 

Jedenfalls ſollte man im „liberalen“ Lager ſich ſchon jetzt da— 
rüber nicht täuſchen, daß unſere ſelbſtſtändige Haltung gegenüber 
dem offiziellen „Conſervatismus“ nur dann und ſo lange 
Stand halten kann, als wir an unſerem Rechtsſtandpunkte 
feſthalten. Wir beſitzen auch diejenigen Waffen nicht, welche der 
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„Liberalismus“ in ſeinen Prinzipien dem offiziellen „Conſervatis— 
mus“ gegenüber beſitzt. Es enthält dieſer offizielle „Conſervatismus“ 
auch nach unſerer Ueberzeugung noch manches Gute, wie die Monarchie 
Ludwig's XIV noch vieles von den guten, alten, franzöſiſchen 
Traditionen in ſich ſchloß. Mancherlei Brücken führen von unſerem 
Standpunkte zu dem Regierungs⸗Conſervatismus hinüber und auch 
wir wiſſen ſehr wohl, daß man im politiſchen Leben nicht alles 
auf einmal erſtreben kann und daß es ohne Kompromiſſe nicht 
abgeht. Was uns abhält, auf Kompromiſſe mit der Regierungs⸗ 
partei einzugehen, das iſt lediglich unſer Rechtsſtandpunkt. Wenn 
wir hierin erſt einmal nachgeben, ſo haben wir eine ſchiefe Ebene 
betreten, auf der es kein Aufhalten mehr gibt. Wir können auch 
hier nur dasjenige wiederholen, was oben über dieſen Punkt gegen: 
über den „Conſervativen“ geſagt wurde. Wenn wir erſt einmal das 
Prinzip des über feine natürlichen Grenzen hinausgehenden Staats⸗ 
gedankens acceptiren, wenn wir die Vertheidigung unſerer Volksüber⸗ 
lieferung erſt einmal auf dem wichtigen Gebiete des Rechts zu Gunſten 
einer modernen Macherei preisgegeben haben; ſo verfallen wir unaus⸗ 
bleiblich den von uns bis dahin bekämpften Mächten. Und mit 
uns geht dem deutſchen Volke der Keim für eine conſervative 
Partei verloren, die ſich des Gegenſatzes zum Abſolutismus be— 
wußt iſt und von dieſem Gegenſatze ihre Schritte lenken läßt. 
Das tolerari posse, das doch unter Umſtänden ſehr weit 
und bis zur direkten Unterſtützung führen kann, wird ſich, wie 
wir überzeugt ſind, hinſichtlich unſeres Rechtsſtandpunkts auch 
den „Liberalen“ aller Denominationen mehr und mehr aufdrängen. 
Es iſt uns in der That ſo vorgekommen, als ob die „Liberalen“ 
im Reichstage über unſern Standpunkt ſchon nicht mehr den Stab 
ſo abſolut brächen, ſondern neben anderen Standpunkten auch für 
ihn eine gewiſſe Achtung gewonnen hätten. Blickt man freilich in die 
„liberale“ Preſſe, ſo findet man recht wenig davon. Ihre Haltung 
in der braunſchweigiſchen Frage bewegte ſich ganz in den alten 
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Bahnen und hat in unſeren Augen Unglaubliches geleiſtet. Es 
gehört dem gegenüber ſchon viel Glauben dazu, wenn man für 
die „liberalen“ Kreiſe in gewiſſem Sinne und bis zu 
einem gewiſſen Punkte einen Umſchwung der öffentlichen 
Meinung für möglich hält. 

Und dennoch verzweifeln wir daran nicht. Denn es 
kommt unſerem Standpunkt noch ein weſentlich anderes Element, 
es kömmt ihm der föderative Gedanke zu Hülfe; und ſoweit der 
Schreiber dieſes in Frage kommt, iſt er gern bereit, die hanno⸗ 
verſche Frage thatſächlich von dieſem Standpunkte aus in An⸗ 
griff zu nehmen. Es führt uns dies auf einen dritten Punkt 
hinüber. 

5. Vom föderativen Standpunkte. 


Kein Menſch iſt, wie wir glauben, im Stande, auch 
heute noch einen einigermaßen ſtichhaltigen inneren Grund gegen 
die Wiederherſtellung Hannovers geltend zu machen; wie denn 
Fürſt Bismarck ſo wenig in dem „preußiſchen Antrag in Sachen 
der braunſchweigiſchen Thronfolge“ als in ſeiner Rede vom 11. 
Mai einen Grund dagegen anzuführen verſucht hat. Die Unzu⸗ 
läſſigkeit erſcheint immer als das ſelbſtverſtändliche Axiom. Die 
ſelbſtverſtändliche Unzuläſſigkeit iſt recht eigentlich die Mauer, an 
der wir uns den Kopf einſtoßen ſollen. Und doch muß ſich die 
Sache wiſſenſchaftlich, wie man heut zu Tage jagt: — acade- 
miſch erörtern und begründen laſſen. Denn man wird doch 
nicht wollen, daß wir in einer ſolchen Sache ein sacrificio del 
intelletto bringen und unſeren Verſtand einfach unterwerfen ſollen. 

Als im Jahre 1871 der verſtorbene Herr von der Deden- 
Preten eine, wie es heißt, auch in die officiellen Berliner 
Kreiſe gelangte und jedenfalls für dieſe berechnete Broſchüre 
herausgab, in der er unter den durch die Gründung des Reichs 
ſo weſentlich veränderten Verhältniſſen auf die Wiederherſtellung 
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Hannovers drang; da konnte man in einer offiziöſen Zeitung die 
Auseinanderſetzung finden, daß die Wiederherſtellung Hannovers 
die neue Schöpfung des Reiches, das Werk des Krieges von 1870 
ſchwächen werde. Wir glauben nicht, daß dieſe Behauptung be⸗ 
gründet war. Aber ſie ließ ſich in jenem Augenblicke, wo die neuen 
Verhältniſſe noch keine Probe beſtanden hatten, immerhin hören. 
Wie ganz anders liegen die Verhältniſſe jetzt, nachdem 14 weitere 
Jahre in das Land gegangen ſind! Nicht einmal der die Men⸗ 
ſchen bis in ihr Innerſtes erregende Kulturkampf hat das Gefüge 
des Reichs zu lockern vermocht. Die Anfänge einer ſich gegen 
Deutſchland bildenden Koalition haben ſich wie Nebelwolken auf⸗ 
gelöſt. Deutſchland befindet ſich in den freundſchaftlichſten Ver⸗ 
hältniſſen zu Frankreich und Rußland, und mit Oeſterreich iſt ſo⸗ 
gar eine Allianz zu Stande gekommen, deren Innigkeit die offi⸗ 
ziöſen Federn nicht müde werden, hüben und drüben zu rühmen. 
Auch die Probe eines großen europäiſchen Krieges iſt vorüber 
gegangen. Wir wurden in denſelben nicht hineingezogen und haben 
dennoch jene Schiedsrichterrolle davongetragen, die zu der öſter⸗ 
reichiſchen Freundſchaft geführt hat. In den innnern Verhält⸗ 
niſſen hat dann Fürſt Bismarck mit ſeltenem Geſchick und mit 
einem unglaublichen Erfolg das ſtets ſo gewagte Kunſtſtück einer 
vollſtändigen Frontveränderung durchgeführt. Es drohte auch in 
den innern Dingen eine Koalition gegen die Regierung; aber dieſe 
iſt auch hier, wie man ſeit den letzten Wahlen nicht mehr leugnen 
kann, Herrin der Situation geblieben. Und nach allen dieſen Er⸗ 
folgen ſollte eine Wiederherſtellung Hannovers ernſtliche Gefahren 
im Gefolge haben? 

Man wird ſchwerlich einen denkenden Menſchen davon über⸗ 
zeugen können. Der Leſer ſieht, daß der Schreiber diefes durch— 
aus auch auf die politiſche Seite der Sache eingeht. Auch die 
jenigen, welche mit der Legitimität gebrochen zu haben behaupten, 
werden ihm zugeſtehn müſſen, daß es durchaus etwas Anderes 
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iſt, gegen den zweifelloſen Willen“) der Bevölkerung eine Regierung 
auf dem Executiouswege zu reſtauriren oder gegen den Willen, 
wie wir überzeugt ſind, der ganz überwiegenden Mehrheit, jeden— 
falls aber einer ſehr großen Partei die Annexion eines Landes 
aufrecht zu erhalten. 

Eine Reſtauration der anderen annectierten Länder würde 
inſofern allerdings ſehr großen Schwierigkeiten begegnen, als ſich 
in ihnen mit Ausnahme von Kurheſſen nirgends und dort nur 
eine bis jetzt äußerſt kleine Partei findet, welche die Reſtauration 
erſtrebt. Es iſt ſehr ſchwer, ja faſt unmöglich, etwas wiederher— 
zuſtellen, wenn nicht eine ſtarke Lebensſtrömung dem Werke zu 
Hülfe kommt. Die Selbſtſtändigkeit will wie jedes andere Gut 
erkämpft und erarbeitet ſein. Ohne eine ſolche Arbeit muß die 
Reſtauration der Galvaniſirung eines todten Körpers gleichen. 
Die neugegründeten Staaten würden ohne eine ſolche ein kümmer— 
liches Daſein dahinſchleppen und bei der erſten Gelegenheit wie 
ein Kartenhaus zuſammenſtürzen. Für die föderative Geſtaltung 
Deutſchlands würden fie jedenfalls ohne Bedeutung fein. Mit ans 
deren Worten: es würden die Schwierigkeiten, die mit jeder 
Reſtauration verknüpft ſind, eintreten, aber übermächtig werden, 
weil man in den reſtaurirten Staaten keine regierungsfähige 
Partei beſäße. In Hannover liegt dies Alles anders. Man 
hat ſich niemals die Mühe gegeben, das Bild einer Reſtau— 
ration Hannovers ſich auszumalen und durchzudenken. Wir ſind 
überzeugt, daß man keine allzugroßen Schwierigkeiten finden wird, 
wenn man ſich einmal dieſer Mühe unterzieht. Die einzige 
Schwierigkeit könnte in unſeren politiſchen Gegnern liegen, und es 
iſt uns namentlich in früheren Jahren oft vorgekommen, daß die— 
ſelben Gefahren für ſich im Falle einer Reſtauration fürchteten. 
So liegen die Sachen aber doch nach 19 Jahren nicht mehr. 


) Wir unterſcheiden den Willen natürlich von der Rechtsüberzeugung. 
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Mir find überzeugt, daß man im Falle einer Reſtauration Niemand 
ſeine bisherige Haltung entgelten laſſen und alles thun würde, 
um unſere Mitbürger mit Verhältniſſen wieder zu verſöhnen, denen 
ſie im Moment einer allgemeinen Verwirrung den Rücken gewandt 
haben. Jedenfalls würden für die Geſammtverhältniſſe des Reichs 
auch nach dieſer Richtung hin keine ernſtlichen Schwierigkeiten 
entſtehen. 

Nun hat man allerdings vom ſpezifiſch-preußiſchen Stand— 
punkt allerhand Gründe bei der Hand. Man hat uns gegenüber 
wohl geltend gemacht, daß Preußen noch eine Entſchädigung für 
die in den Freiheitskriegen gebrachten Opfer beanſpruchen könne, 
und daß es darum habe annectiren müſſen. Wir wollen hierbei 
nun einmal darauf keine Rückſicht nehmen, daß die annectirten 
Gebiete mit ihren 5 Millionen nach dem, was Preußen 1815 
bereits erhalten hatte, doch jedenfalls eine viel zu hohe Ent⸗ 
ſchädigung bilden würden. Es mag ſein, daß Preußen eine 
geringe Anzahl von Quadratmeilen und Seelen damals zu wenig er— 
hielt.“) Es lag nach unſerer Meinung aber ſchon darin eine Un⸗ 
gerechtigkeit, daß man den Umfang von 1802 bei der Länderver— 
theilung zwiſchen Oeſterreich und Preußen zu Grunde legte. Die 
zweite Theilung Polens war mit Ausſchluß und hinter dem 
Rücken Oeſterreichs geſchehen. Dieſe zweite Theilung Polens iſt 
der Hauptgrund der Zerwürfniſſe und der Unglücksfälle des erſten 
Coalitionskriegs geweſen; und die dritte Theilung hat die Ueber⸗ 
vortheilung Oeſterreichs nicht wieder gut gemacht. Eine beſondere 
Belohnung kam aber Preußen trotz Allem nicht zu. Wenn es auch 
gewiß nicht zu leugnen iſt, daß der eigentliche Anſtoß 1813 von 
Preußen ausging, und daß ſich der Kern des Wiederſtands in 


*) Daß Preußen materiell etwas ganz Anderes erhielt und weit mehr als 
es beſeßen hatte, wenn es rheiniſche, weſtfäliſche und ſächſiſche Deutſche gegen 
— Polen eintauſchte, ſoll hier nur nebenbei hervorgehoben werden. 
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jenen Jahren in Preußen verkörpert hat, jo kann es dem unbe⸗ 
fangenen Forſcher doch gewiß auch nicht entgehen, daß Preußen 
an dem Unglück der neunziger Jahre die Schuld trägt. Der 
Verfaſſer iſt heute mehr als früher geneigt, das damalige Beneh- 
men Preußens zu entſchuldigen. Es waren erſt wenige Dezennien 
ſeit dem ſiebenjährigen Kriege dahingegangen, und die innern Rück— 
wirkungen desſelben waren nicht ſo leicht zu beſeitigen, als die Opti⸗ 
miſten hüben und drüben wähnten. Der preußiſche Staatsgedanke 
enthielt im Keime ſchon damals das, was ſich ſpäter aus dem— 
ſelben entwickelte, und vertrug deßhalb nicht die Einfügung 
in den Rahmen des Reichs und die Unterordnung unter Oeſter⸗ 
reich. Daß aber dieſer Sachverhalt an dem Unglück der neun⸗ 
ziger Jahre die Schuld trägt, wird, wie wir überzeugt ſind, mit 
jedem Jahre unbeſtreitbarer werden, und es genügt dies doch ge— 
wiß, um die beſonderen Anſprüche aufzuwiegen, welche die Preußen 
etwa aus der glänzenden Rolle ableiten möchten, welche ſie 1813, 
1814 und 1815 geſpielt. Sie haben damals eben nur gut ge⸗ 
macht, was ſie früher verſchuldet. 

Dem ſei übrigens wie ihm wolle. Schon der Gedanke an 
ſich iſt verkehrt, daß Preußen eine beſondere Belohnung für das 
in jenen Jahren Geleiſtete beanſpruchen müſſe. Für Preußen galt 
es zunächſt doch die eigene Befreiung zu erkämpfen. Die Befreiung des 
ſpecielleren Vaterlandes aber iſt doch jedenfalls eine Pflicht, für die 
man keine beſondere Belohnung in Anſpruch nehmen kann, wenn man 
nicht alles verwirren will. Es iſt überhaupt ein fixer Gedanke der 
Preußen, daß ihnen für jeden Krieg etwas gebühre. Der un⸗ 
glückliche Anſpruch für die zu leiſtenden und ſpäter dann auch für 
die im Feldzuge von 1792 () geleiſteten Opfer, hat zur zweiten 
Theilung Polens geführt und dadurch jene Verwirrung hervorge— 
rufen, an der die preußiſch-öſterreichiſche Allianz zu Grunde ging. 
Derſelbe Gedanke hat, weil man nachträglich für die Opfer des 
ſiebenjährigen Krieges eine Entſchädigung begehrte, auch zur erſten 
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Theilung Polens geführt und wird, wie wir fürchten, ſo leicht 
nicht ausſterben, wenn man ihm fort und fort eine Befriedigung 
gewährt. 

Von den Freiheitskriegen abgeſehen, in denen übrigens auch 
andere Länder wie z. B. Hannover große Opfer gebracht haben 
und bei der Ländervertheilung nicht zu ihrem vollen Rechte ge⸗ 
kommen ſind, hat man bekanntlich auch direct aus den Opfern 
des kurzen und Preußen doch wenigſtens nicht von den annectirten 
Ländern aufgezwungenen Krieges von 1866 einen Anſpruch des 
preußiſchen Volkes auf eine Vergrößerung herleiten zu können 
geglaubt. 

Die Vortheile, welche Preußen durch den Krieg von 1866 
zu Theil geworden, ſind aber doch wahrlich ſo große, daß es 
einer beſonderen Entſchädigung nicht hätte bedürfen ſollen. Und 
wir haben auch nicht gehört, daß die Laſten des preußiſchen 
Volkes ſeit den Annexionen irgend wie geringere geworden ſeien. 
So lange nur der norddeutſche Bund beſtand, konnte die Auffaſſung 
noch einen gewiſſen Sinn haben; denn es handelte ſich damals 
nur um die Verwirklichung des großpreußiſchen Gedankens. Seit⸗ 
dem man aber das deutſche Reich gegründet hat, in dem der 
deutſche Gedanke an die Stelle des großpreußiſchen getreten iſt, 
hat die Aufrechthaltung der Annexion ihre eigentliche Begründung 
verloren. 

Man macht wohl noch geltend, die Wiederherausgabe eines 
annectirten Landes enhalte eine zu große Demüthigung für 
Preußen und werde Separationsgelüſte auch in den ſchon ſeit 
1815 Preußen unterworfenen Gebieten hervorrufen oder verſtärken. 
Unſerer feſten Ueberzeugung nach würde dies nur für das Groß— 
herzogthum Poſen in Betracht kommen. Die ſäculariſirten und 
mediatiſirten Gebiete haben ſich innerlich gefügt und ſind, ſoweit 
eine Rechtsverletzung bei ihnen in Betracht kommen kann (wir 
nehmen eine ſolche bei der auf einem Reichsgeſetz beruhenden Säku— 
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lariſation nicht an), durch Verjährung preußiſch geworden. Auch 
für Weſtpreußen möchten wir eine ſolche Verjährung annehmen 
und es hat doch nur in Poſen der fortwährende Proteſt eine neue 
Rechtsbildung verhindert. Die polniſche Frage gehört aber doch 
einmal zu den ungelöſten Problemen und wird nicht aus der 
Welt geſchafft werden, ob nun Hannover reſtaurirt wird oder nicht. 

Von Poſen abgeſehen liegt es jedenfalls auf der Hand, daß 
es ſich nur um partikulariſtiſch-preußiſche Intereſſen handeltn kann. 
Dieſe könnnen aber ſeit der Gründung des Reichs, wie wir noch 
einmal wiederholen, bei einer Frage von ſolcher Wichtigkeit gar 
nicht in Betracht kommen oder müſſen doch vor denen des 
Reichs abſolut zurücktreten. Und ſelbſt wenn man ein indirektes 
Reichsintereſſe in dem preußiſchen Intereſſe finden wollte, ſo 
fragen wir doch jeden Unbefangenen: wo liegt das größere 
Reichsintereſſe? Liegt es darin, daß Preußen etwas verkleinert 
wird und niemals Unrecht gehabt haben ſoll, oder liegt es darin 
daß man unnatürlichen Zuſtänden in Hannovern ein Ende macht 
und die konſervative und bündiſche Geſinnung zugleich mit dem 
Freiheitsſinn eines namhaften Theiles von Deutſchland vor dem 
Ausſterben bewahrt? 

Nur wenn man von der Ueberzeugung ausgeht, daß der 
Einheitsſtaat für die Zukunft unvermeidlich und daß jeder außer 
Preußen beſtehende Staat ein unliebſames Hinderniß auf dem 
Weg zu dieſem Einheitsſtaat ſei, kann ſich der nichtpreußiſche 
Deutſche und, wie wir meinen, auch der preußiſche über die 
Annexion Hannovers und über deren Aufrechterhaltung freuen. 
Von dieſem Standpunkte aus erſcheint freilich eine Reſtauration 
als ein beklagenswerther Rückſchritt. Gerade deßhalb aber iſt 
für den bündiſch Geſinnten die Aufrechterhaltung der Annexion 
eines Landes von der Lebensfähigkeit Hannovers ein wie uns 
ſcheint für die Länge nicht zu ertragendes Uebel. Wenn man ein 
Land von der Bedeutung Hannovers annectirt, jo muß das jeden— 
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falls weiter und ſchließlich mit Conſequenz zur Vernichtung aller 
Einzelſtaaten führen. 

Umgekehrt wird man aber ein ſelbſtſtändiges Hannover ſchaffen 
müſſen, wenn man eine ächte und auf die Dauer lebensfähige 
Föderation ins Leben rufen will. Das eigentlich norddeutſche 
Reichsgebiet umfaßt neben Preußen zur Zeit nicht einen bedeuten⸗ 
den Staat. Preußen beherrſcht und erdrückt hier deßhalb mehr 
und mehr das geſammte Leben. Die dazwiſchen liegenden kleineren 
Staaten erſcheinen faſt ſämmtlich wie Inſeln in der großen 
Fluth. Das Mißverhältniß wird ſchreiend, wenn man den 1870 
hinzugekommenen Süden zum Vergleiche heranzieht. Will man 
einen einigermaßen harmoniſchen Bau des Reiches herbeiführen, 
jo muß man mindeftend Hannover wiederherſtellen. 

Denn es kommen auch hier die eigenthümliche Stammesart, 
der eigenthümliche Volkscharakter, der ſich in Hannover heraus— 
gebildet hat und die eigenthümlichen Traditionen hinzu, die mit dem⸗ 
ſelben verknüpft ſind. Will man eine ächte Föderation, ſo darf man 
mindeſtens keine ſelbſtſtändige Volksart unterdrücken, ſo 
darf keiner von den vernehmbaren Tönen fehlen, die bis jetzt die 
Harmonie des deutſchen Volksthums gebildet haben. Ja! wir 
wagen den Satz: Gerade auch darin liegt unſere Bedeutung, daß 
unſere Art und Weiſe in einem bewußten Gegenſatze zu dem ſteht, 
was ſich als Preußenthum ſeit 145 Jahren herausgebildet hat, 
und die Präponderanz dieſes Preußenthums iſt doch wieder ſo ſtark, 
daß es nie etwas von dem Hannoveranerthum würde zu befürch⸗ 
ten haben. Giebt man uns frei, ſo ſind wir und nur wir ge— 
eignet, einen Mittelpunkt für die Länder des alten niederſächſiſchen 
Kreißes, für das alte urſprüngliche Niederdeutſchland, für die 
unvermiſcht gebliebenen Niederdeutſchen zu bilden. Und welcher 
Deutſche, dem die Geſchichte unſerer Nation ans Herz gewachſen, 
ſollte nicht ein Herz haben für eine ſolche Selbſtſtändigkeit des 
alten Niederſachſens? Wohl wiſſen wir, daß die Nachbarn Hanno- 
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vers im Ganzen und Großen nicht die genügende Fühlung mit 
uns haben: die Schuld liegt auf beiden Seiten und wir wollen 
gern ein gerüttelt Maß davon auf uns nehmen. Aber es war 
ehemals noch weit ſchlimmer. Gerade in den letzten Jahren iſt 
manches anders geworden und es kann gar nicht fehlen, daß 
unſere Nachbarn ſich der gemeinſamen Abſorptionsgefahr gegen⸗ 
über mehr und mehr an uns anſchließen. Die Zähigkeit des 
hannoverſchen Stammes iſt ſtark genug, um bis dahin aus⸗ 
zuhalten. 

Wir ſind jo ſehr von der Lebensfähigkeit, ja von der Noth⸗ 
wendigkeit eines ſelbſtſtändigen Hannovers überzeugt, daß unſer 
Glaube an dieſelbe ſelbſt dann noch Stand halten würde, wenn 
Deutſchland ſich in einen völligen Einheitsſtaat umgewandelt hätte. 
Es wäre immerhin möglich, daß Deutſchland durch den Einheit3- 
ſtaat hindurch geführt werden ſolle. Es tft uns aber nicht zweifelhaft, 
daß nach der Herſtellung eines Einheitsſtaates — ſpäteſtens dann 
und gerade dann — ein gewaltiger Rückſchlag im bündiſchen Sinne 
eintreten würde. Selbſt im alten Rom iſt man zur Dezentraliſation 
zurückgekehrt, als das einheitliche Reich vollendet war und 
keinen Reiz mehr darbot. Wir müßten keine Deutſche ſein, wenn 
ſich unſere Natur im Alter dermaßen verwandeln ſollte, daß wir 
völlig im Centralismus auf und untergingen. Ein Rückſchlag 
wird um fo ſicherer eintreten, je mehr die altpreußiſch⸗conſer⸗ 
vativen Elemente trotz ſo vieler Umwälzungen das Heft in der 
Hand behalten zu können wähnen. Wir kommen hier wieder auf das 
ſchon oben Angedeutete. Die Centraliſation hat noch niemals zur 
Freiheit geführt. Wohl aber beſteht eine innere Verwandtſchaft 
zwiſchen der Freiheit und dem bündiſchen Prinzip. Es iſt im 
Grunde dasſelbe, ob die Centralgewalt ihre Macht in extenſiver 
oder intenſiver Weiſe über ihre natürliche Sphäre hinaus ſteigert. 
Die unnatürliche Konzentrirung der Machtmittel in einer Hand 
muß zur Unterdrückung der Freiheit führen. Und die Wieder— 


herſtellung der Freiheit muß andererſeits conſequenter Weiſe zur 
Decentraliſation führen, weil ſie einen Spielraum ſchaffen muß für 
jede Art von Selbſtregierung, für jede eigenthümliche Art der 
Lebensentfaltung und ſomit auch für die Autonomie ſelbſtſtändiger 
Staatengebilde innerhalb Deutſchlands. Föderalismus und Freiheit 
hängen auf das Engſte zuſammen. Der Verfaſſer wiederholt hier 
das, was er einſt im Reichstage geſagt. Es gibt keinen Föderalis⸗ 
mus ohne Freiheit und keine Freiheit ohne Föderalismus. Die 
Wahrheit dieſer Sätze mag jetzt erſt dunkel dämmern. Aber die 
Zeit wird kommen, wo ihre Wahrheit durchbricht und wo man 
erkennt, daß man vom föderaliſtiſchen Standpunkt die Freiheit 
und vom freiheitlichen den Föderalismus wollen muß. Man wird 
dann an die Herſtellung eines ächten Föderalismus gehen und auch 
die Herſtellung eines ſelbſtſtändigen Hannovers wird dann in dem 
Programm der freiheitlichen Föderaliſten und der föderaliſtiſchen 
Freiheitsmänner nicht fehlen. Wenn man uns nicht ſchon vor 
dieſem Zeitpunkt gerecht werden will, ſo wird es unſere Aufgabe 
ſein, uns für einen ſolchen Moment friſch und unſere Tradition 
lebendig zu erhalten. 


iM 
Mittel und Wege zur Reſtauration. 


„Alles recht ſchön und gut“, wird man uns antworten und 
hat man uns mehr als einmal geantwortet, „aber wie ſoll eine 
ſolche Reſtauration ins Werk geſetzt werden?“ Die Frage iſt 
völlig berechtigt und der Verfaſſer hat ſelbſt einſt Gelegenheit ge— 
nommen, dies als diejenige Frage zu bezeichnen, auf die wir vor 
Allem eine Antwort bei der Hand halten müßten. 


1. Die Hülfe des Auslandes. 


Zunächſt müſſen wir freilich ſagen, was wir bei unſeren 
Hoffnungen ausſcheiden und worauf wir nicht ſpekuliren. Be— 
kanntlich hat man unſerer Partei von den verſchiedenſten Seiten 
vorgeworfen, wir rechneten auf das Ausland und ſpekulirten auf 
das Unterliegen Deutſchlands in einem großen europäiſchen Kriege. 
Die Veröffentlichungen des Herrn Regierungsraths Meding über 
die zwiſchen 1866 und 1870 von Seiten unſeres Hofes und ſeiner 
Vertreter gepflogenen Unterhandlungen müſſen dieſe Auffaſſungen 
unterſtützen. Und der jüngſte preußiſche Antrag in der braun— 
ſchweigiſchen Sache beruft ſich auf gleichzeitige Briefe unſeres Königs, 
die ſich in dem Archiv des auswärtigen Amts befinden ſollen. Wir 
ſind natürlich nicht in der Lage, die Aechtheit der betreffenden 
Originale zu prüfen und wie fie in ihren jetzigen Aufbewahrungs- 
ort gekommen ſind. Die Meding'ſche Arbeit beruht auf einem 
Vertrauensbruch; auch Männer der Gegenpartei haben wir mit 
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Entrüſtung ſich darüber äußern hören. Wer gegen Harry von 
Arnim Partei genommen, kann Medings Benehmen natürlich nicht 
gut heißen. Wir wollen aber einmal annehmen, das von Me⸗ 
ding Mitgetheilte ſei ſeinem Kerne nach wahr und die Briefe im 
auswärtigen Amt ſeien authentiſch. Auch dann iſt es klar, daß 
die Verhandlungen mit Frankreich zu keinem Abſchluße gekommen 
ſind. Im Gegentheil geht aus Meding unwiderleglich hervor, daß 
die betreffenden Pläne vor dem Kriege von 1870 bereits auf⸗ 
gegeben waren. Eine beſtimmtere Form hatten ſie offenbar nie= 
mals angenommen und, was ſehr ins Gewicht fällt, jener Meding 
ſelbſt, der jetzt eine ſo auffallende Rolle im preußiſchen Intereſſe 
ſpielt, iſt es vor Allem geweſen, der den König auf dieſe Bahnen 
getrieben hat. Aus feinen eigenen Mittheilungen geht es deut— 
lich hervor, daß die Sache ſich ſo verhielt. Man vergleiche nur 
ſeine erſten Verhandlungen mit der Prinzeſſin Mathilde und 
das, was er über die Pläne ſchreibt, welche auf eine Heirath 
der Prinzeſſin Friederike von Hannover Bezug hatten. Ferner 
ergibt ſich aus ſeinem Buche, daß er am hannoverſchen Hofe ſchon 
früh in mehr als einer Beziehung entſchiedenem Widerſtand begeg⸗ 
nete und gerade deßhalb ſchon früh an einer glücklichen Ausführung 
der betreffenden Pläne verzweifelte. Es war nur eine Fortſetzung dieſer 
Gegenſtrömung, als dann vor dem Kriege von 1870 jene Auflöſung 
der Legion erfolgte, für die Meding ſo viel Tadel hat. Auch die 
Briefe des Königs können in ihrer unbeſtimmten Faſſung ſehr wenig 
an dieſem Reſultate ändern. Daß der König den kurzen Krieg von 
1866 noch nicht als entſcheidend betrachtete, kann ihm nicht ver—⸗ 
argt werden; und ebenſo wenig würde Jemand ihm einen Vorwurf 
daraus machen können, wenn er bei dem Wiederausbruch des 
öſterreichiſch-preußiſchen Kriegs mit voller Energie fi) auf die 
Seite Oeſterreichs geſtellt hätte. Auch die Betheiligung Frank— 
reichs als Hülfsmacht an einem ſolchen Kriege würde an ſich 
die Sachlage noch nicht weſentlich verändert haben. So lange 
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Oeſterreich das Heft bei einem ſolchen Krieg in der Hand behielt, 
wäre derſelbe nur eine Wiederholung des ſiebenjährigen geweſen; und 
Preußen hatte durch ſeine Allianz mit Italien vollends dafür 
geſorgt, daß man Oeſterreich und denen, welche zu ihm hielten, 
keinen Vorwurf daraus machen konnte, jo lange fie ſich Frank— 
reichs nur als einer Hilfsmacht bedienten, ſo lange Frankreich 
wirklich nur die Nebenrolle einer Hülfsmacht ſpielte. Der Krieg 
wäre unter ſolchen Umſtänden lediglich die Fortſetzung und das 
Gegenſtück des „Bruderkrieges“ von 1866 geweſen. Es lag nun 
allerdings die Beſorgniß von vornherein nahe, daß Oeſterreich die 
Leitung des Krieges aus der Hand verlieren und daß ſchließlich 
nicht Oeſterreich ſondern Frankreich den Frieden diktiren werde. 
Die höchſte Vorſicht war hier von Nöthen. Wir ſehen Oeſterreich 
aber auch in der That mit einer Vorſicht zu Werke gehen, die 
eher zu groß war und dieſem Erforderniß jedenfalls entſprach. 
Das, was man, wie der Verfaſſer glaubt, unſerem Hofe allein 
zum Vorwurf machen kann, das iſt deßhalb der Umſtand, daß er 
nicht das deutſche Oeſterreich zum Stützpunkt für ſeine Politik 
wählte, ſondern Frankreich bei ſeinen Erwägungen und Schritten 
ſtets in den Vordergrund ſtellte, mit andern Worten daß er ſich 
ſelbſtſtändig mit Frankreich benehmen wollte. Dadurch iſt er in 
eine ſchiefe Lage gekommen, dadurch erſt hat er unſern Gegnern 
Waffen in die Hände gegeben, deren Bedeutung wir Hannoveraner 
jetzt mehr als je zu fühlen haben. Es wurde aber ſchon oben 
hervorgehoben, daß unſer Hof zum Theil erſt durch Hrn. Regie⸗ 
rungsrath Meding ſelbſt auf dieſe Bahnen gebracht worden iſt. 
Natürlich find nur die Nathgeber*) des Königs für die Politik 
des Hietzinger Hofes veräntwortlich zu machen. Wie weit der 
König in ſeinem Innern engagirt war, wird zur Zeit gar nicht zu 


) Wie auch aus Meding hervorgeht, gehörte Herr Miniſter Windthorſt 
in dieſen Dingen nicht zu denſelben. 
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erweiſen fein. Selbſt Briefe des Königs liefern kein vollgültiges 
Beweismittel, da ſie diktirt oder eingegeben ſein können. Wenn 
unſer König, deſſen Name jedem Hannoveraner ſtets theuer ſein 
wird, in der ſchwierigen Lage, in welcher er ſich befand, perſön— 
lich gefehlt hat, jo war es ſicher auch nicht der Mangel an deut- 
ſcher Vaterlandsliebe, der ihn dazu führte, ſondern jene Ueber— 
ſchätzung des fürſtlichen Berufs im Sinne der drei letzten Jahr— 
hunderte, wie ſie auch an vielen andern Höfen noch ſehr lange 
nachgewirkt hat und die prinzipiell auch zu jenen ſelbſtſtändigen 
Verhandlungen mit dem Ausland führen muß, die ſeit dem ſchmal— 
kaldiſchen Kriege in Deutſchland Mode wurden. Der Mangel an 
geeigneten Rathgebern trägt aber jedenfalls die Hauptſchuld, wie 
wir denn geſtehen müſſen, daß die auswärtige hannoverſche Politik 
der Jahre 1867, 68 und 69 unſeres Erachtens kaum von irrigeren 
Vorausſetzungen ausging als die der erſten Hälfte der 60er Jahre. 
Wir wenigſtens verſtehen in Betreff jener früheren Jahre nicht, daß 
ein ſo kluger Mann, wie Herr Regierungsrath Meding, eine Politik 
befördern konnte, welche von einer Mitwirkung Oeſterreichs beinahe 
ganz abſehen, mit Preußen auf gutem Fuße bleiben und dennoch eine 
großdeutſche Partei ins Leben rufen und Hannover noch obendrein zu 
deren Mittelpunkt machen wollte. Im Grunde ſind es allerdings, 
trotz der Rolle, die Herr Regierungsrath Meding in ſo viel höherem 
Maße nach 1866 als vor 1866 ſpielte, dieſelben Fehler, welche die 
Politik vor 1866 und nach 1866 kennzeichnen: die Ueberſchätzung der 
Bedeutung Hannovers und eine Kühle, um nicht zu ſagen Antipathie, 
gegen Oeſterreich, von der wir nicht wiſſen, welchen Urſprung ſie 
hat, die aber bei dem Preußen Meding gewiß natürlich iſt. Dieſe 
beiden Fehler ſind vor 1866 und nach 1866 das Unglück der 
hannoverſchen Sache geweſen. Wir würden unſerer Ueberzeugung 
nach — auch kundige Preußen erkennen dies gelegentlich indirekt 
an — noch exiſtiren, wenn wir vor 1866 und in der Kriſis dieſes 
Jahres uns eben ſo klar und entſchieden an Oeſterreich angeſchloſſen 
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hätten als Sachſen; und der Wahn, daß wir eine ſelbſtſtändige 
Großmachtspolitik treiben könnten, iſt ebenſo nach 1866 unſer 
Unglück geweſen als vor dieſem Jahre. Wir fürchten, daß man 
uns dieſe offenen Aeußerungen im eigenen Lager verübeln wird. 
Aber wir glaubten, in einer ſo ernſten Stunde vollkommen offen 
ſein zu ſollen. Die Gegner ſchmieden aus dieſen Dingen fort 
und fort die gefährlichſten Waffen gegen unſere Sache. Das 
Schweigen hilft dem gegenüber ebenſo wenig, als etwa das par— 
tielle Negiren und das — Antworten durch Recriminationen. 

Mit dem von uns Eingeräumten iſt aber auch dasjenige er⸗ 
ſchöpft, was man eventuell einem Könige vorwerfen kann, der 
groß und königlich hat enden wollen und thatſächlich auch ſo geen⸗ 
digt hat. Zu Thaten iſt es — wir wiederholen es — nicht gekommen. 
Wollte man von einem Crimen ſprechen, jo könnte im juriſtiſchen 
Sinne alſo doch höchſtens nur von Vorbereitungen zu einem ſol⸗ 
chen die Rede ſein. Wäre es aber auch zu Thaten gekommen, ſo 
würde man unſerm in Gott ruhenden Könige noch durchaus nicht 
diejenigen Vorwürfe zu machen vermögen, die man franzöſiſcher⸗ 
ſeits den mit den Gegnern Frankreichs verbündeten franzöſiſchen 
Prinzen in den 90 er Jahren gemacht hat. Nicht dem fertigen Körper 
eines geeinigten Deutſchlands würde unſer König gegenüber geſtanden 
haben, ſondern, da das deutſche Reich noch nicht gegründet war, nur 
einem Bruchtheile Deutſchlands; konnte es doch auch Niemand in den 
Jahren 1867 bis 69 wiſſen, daß ſich der Süden am Kriege gegen 
Frankreich mit betheiligen würde. Man befand ſich eben in einer 
Uebergangszeit. Wer wollte ſagen, ob der neu gebildete nord— 
deutſche Bund ſich bewähren würde? Es war doch immerhin noch 
möglich, daß die der kleindeutſchen Richtung entgegenſtehende groß: 
deutſche Auffaſſung den Sieg behalten werde. Und in den 
Aeußerungen des Königs aus jener Zeit iſt das deutſche Intereſſe 
und der deutſche Gedanke auch in der That immer neben dem 
hannoverſchen betont. 
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Wir billigen, wie wir noch einmal wiederholen, die Politik 
des Hietzinger Hofes jener Jahre nicht. Wer aber will einen 
Stein auf den königlichen Dulder werfen? Wer wagt es zu be— 
haupten, daß der König durch ſeine Haltung ſein gutes Recht ver— 
wirkt habe, wenn ſelbſt die heutigen Franzoſen ſich den Bour⸗ 
bonen gegenüber zu einer ſolchen Behauptung nicht verſteigen? 
Die Annexion kann durch dieſelbe am allerwenigſten gerechtfertigt 
werden; denn die Annexion ging der Hietzinger Politik vorher und 
dieſe war umgekehrt erſt die Folge der Annexion. 

Angenommen aber ſelbſt, der verſtorbene König Georg V. 
hätte durch ſeine Handlungsweiſe ſich der perſönlichen Fähigkeit, 
in Hannover zu regieren, ex post beraubt, ſo würde doch jedenfalls 
ſein Sohn, der jetzige Herzog von Cumberland und zu Braunſchweig 
und Lüneburg, dadurch noch nicht ſeines Rechts verluſtig gegangen 
fein. Derſelbe hat allerdings 18665) mit proteſtirt und nach dem 
Tode ſeines Vaters ſein Recht auf Hannover vor aller Welt per— 
ſönlich geltend gemacht. Aber er hat in demſelben Augenblicke, 
wo er ſein Recht auf Hannover geltend machte, ausdrücklich er— 
klärt, daß er die Wiedereinſetzung in ſein Recht nur von einer 
freien That der deutſchen Fürſten und Völker erwarte. 

Es ſind dies keine leeren Worte im Munde unſeres ſo loyal 
denkenden und, wie wir hinzuſetzen dürfen, ſo deutſch fühlenden 
Herzogs. Er wird ſich ſicher Zeitlebens gerade ſo gut an dieſe 
Worte gebunden halten, als er ſich an den Proteſt von 1866 ge— 
bunden hält. Von einem „ideellen Kriegszuſtande“ der hannover— 
ſchen Dynaſtie kann, was den Herzog Ernſt Auguſt betrifft, ſeit⸗ 
dem wahrlich nicht mehr reden. Aber es ſteht freilich auch feſt, 
daß der Herzog von Cumberland ſtets ein Gegner der von der 
Hietzinger Kriegspartei geſchmiedeten Pläne geweſen iſt; wie denn 
gerade daher das beſondere Uebelwollen zu ſtammen ſcheint, deſſen 
er ſich bei Herrn Regierungsrath Meding erfreut. 


) Siehe unten. 
3* 


l 


„Aber wie ſtand es mit dem hannoverſchen Volk?“ wird 
man fragen. „Inwieweit hat das hannoverſche Volk und hat die 
deutſch⸗hannoveriſche Partei die halb zur Reife gekommenen Pläne 
des Hietzinger Hofes gebilligt?“ Es iſt ein eigenes Ding um die 
Entwerfung eines Stimmungsbildes. Riehl hat einmal geſagt, es 
gehöre zu den Eigenthümlichkeiten der öffentlichen Meinung, daß 
ſie immer beſtritten werde; und es handelt ſich dabei in der That 
um etwas ſo Feines und Ungreifbares, daß in den meiſten Fällen 
das, was man darüber ſagt, beſtritten werden kann. Wir ſind 
deßhalb überzeugt, daß man uns von den verſchiedenſten Seiten 
in dem, was wir in dieſer Beziehung ſagen möchten, widerſprechen 
werde. Auch handelt es ſich gewiß dabei um einen heiklen Ge⸗ 
genſtand. Dennoch halten wir es in dieſem Augenblicke für un⸗ 
ſere Pflicht, auch über dieſen Punkt unſere Meinung zu ſagen. 

Es iſt ja weltkundig, daß es eine hannoverſche Legion in den 
Jahren zwiſchen 1866 und 1869 gegeben hat und daß man frie- 
geriſche Pläne an dieſelbe knüpfte. Da man den hierauf bezüg⸗ 
lichen Behauptungen Meding's, ſo viel wir wiſſen, niemals einen 
Widerſpruch entgegengeſetzt hat, ſo iſt es auch völlig gleichgültig, 
ob man dieſelbe als Legion oder nur als Emigration bezeichnet. 
Wir wollen, da dies Wort dafür einmal gebräuchlich geworden iſt, 
bei dem Namen „Legion“ bleiben. 

Klar iſt es nun ferner, daß ſich eine ſolche Legion gar nicht 
bilden konnte, wenn die kriegeriſchen Abſichten nicht einen gewiſſen 
Widerhall im Lande fanden. Ja es geht aus Meding's Mit⸗ 
theilungen hervor, daß der Gedanke einer Legion nicht vom 
Hietzinger Hofe, ſondern aus dem Lande kam, daß dieſer hierin 
nur gezwungen nachgab, daß ihm dieſe Sache ſo zu ſagen über den 
Kopf hinweggenommen wurde. Wir haben damals nicht im Lande 
Hannover gelebt und können deßhalb nicht im Einzelnen urtheilen. 
Aber unſere Auffaſſung ſtimmt mit dem, was Meding ſagt, in 
dieſem Punkte durchaus überein. Der Gedanke an eine Legion 
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kam aus unſern Bauernkreiſen, kam aus unſerem eigentlichen Volke. 
Die Erinnerung an die glorreiche deutſche Legion aus der fran⸗ 
zöſiſchen Zeit iſt dort noch heute eine ſehr lebendige. Es lag nur 
allzu nahe, zu denken, daß diesmal die Dinge ebenſo lägen als 
im Anfange des Jahrhunderts. Den Impuls gab die Aushebung 
zum preußiſchen Militärdienſt; ganz wie dies das Signal zum 
Aufſtand in der Vendée gegeben hat. Namentlich diejenigen, 
welche das Jahr vorher bei Langenſalza gegen die Preußen ge— 
fochten hatten, konnten ſich nicht in den Gedanken finden, jetzt in 
den Reihen der Preußen zu dienen. Es waren natürlich nicht 
die ſchlechteſten Elemente, welche ſich durch die Flucht in das 
Ausland dem preußiſchen Militärdienſte zu entziehen ſuchten. An 
die Fäden der auswärtigen Politik dachten dieſe Refractairs, ſoweit 
ſie ſich ſelbſt überlaſſen blieben, wahrlich nicht. Am wenigſten 
war irgend welche Sympathie für Frankreich im Spiel. Daß wir 
mit dieſer Darſtellung Recht haben, beweiſt ſchon allein der Um— 
ſtand, daß die meiſten dieſer Flüchtlinge ſich Anfangs gerade nach 
England begeben hatten, wohin die alten ſtolzen Legions-Erin⸗ 
nerungen wieſen: nach Frankreich iſt urſprünglich wohl kaum 
Jemand gegangen. 

Nun iſt es ja ferner klar und geht auch aus Meding hervor, 
daß der Hietzinger Hof, als er auf jene Legionspläne einging, 
auch mit gebildeten Leuten in Hannover in Verbindung ſtand und 
derſelben bedurfte. Auch unter den Gebildeten fühlte Jedermann, 
daß wir uns in einem Proviſorium befanden und daß erſt ein 
großer europäiſcher Krieg über das 1866 Geſchaffene entſcheiden 
werde. Die Hoffnungen wandten ſich allmählich in etwas weiteren 
Kreiſen dem, was man in Hietzing plante, zu. 

Dies Alles iſt nicht zu leugnen; und wer will ſich wundern, 
wenn Hannoveraner ſich dorthin ſtellten, wo ihr König ſtand oder 
zu ſtehen ſchien? Es iſt trotzdem unſere volle Ueberzeugung, — 
und der Schreiber dieſes hat die Zeit des Krieges von 1870 und 


1871 großentheils in Hannover zugebracht — daß ein im Nach⸗ 
ſommer 1870 an der Elbe- oder Weſermündung landendes fran⸗ 
zöſiſches Corps keine nennenswerthe Unterſtützung in Hannover 
gefunden haben würde. Gerade die Bauern, aus deren Kreiſen 
doch die Legionsidee gekommen war, haben die Erinnerungen an 
die Franzoſenzeit nach keiner Richtung hin vergeſſen. Es war 1870 
weit und breit die Angſt verbreitet, daß die Franzoſen ſiegen und 
dann auch in unſer Land kommen könnten — gerade auch die 
Gegner der Preußen lebten in dieſen Befürchtungen und machten 
ſie dieſen zum Vorwurf. Eine mit den Franzoſen an der Nord— 
ſeeküſte landende Legion würde nur einen geringen Zulauf aus dem 
Volk gehabt haben. 

„Und die Gebildeten?“ — wird man fragen. Es möge dem 
Verfaſſer vergönnt ſein, darauf mit den Worten einer von ihm im 
Jahre 1872 herausgegebenen größeren Schrift“) zu antworten: 
„Was in dem Innern des Einzelnen während des Krieges 
vorging, darnach hat Keiner ein Recht zu fragen. Möglich, daß 
ſich mancher ehrliche Deutſche durch die Folgen des Jahres 1866 
hors de combat befand. Möglich, daß in Manchem ein ſchwerer 
innerer Kampf tobte. Es war faſt unmöglich für den ehrlichen 
Gegner Preußens, die rechte Herzensſtellung zu den Dingen zu 
gewinnen. An Fluctuationen wird es nicht gefehlt haben. Möchten 
ſich aber unſere Gegner vor dem Phariſäismus uns gegenüber 
hüten! Es iſt ſehr leicht, patriotiſch zu ſein, wenn man dabei 
gewinnt.“ 

Seit der Gründung des deutſchen Reichs iſt natürlich eine 
völlig veränderte Situation geſchaffen. Es muß entſcheidend ſein, 
daß der weitaus größte Theil der Deutſchen von dem neuen Reiche 
umfaßt wird. Es ſteht aber auch feſt, daß ſeitdem die kriege— 
riſchen Pläne des Hietzinger Hofes niemals wieder aufgenommen 

*) Von 1806 bis 1866. Zur Vorgeſchichte des neuen deutſchen Reichs. 
Von Heinrich Freiherr Langwerth von Simmern. S. 245. 
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worden ſind. Und es iſt dann die geſchichtliche That des Herzogs 
von Cumberland geweſen, daß er vor aller Welt mit denſelben brach. 

Daß in der Bevölkerung Hannovers die Stimmungen aus 
der Zeit vor 1870 nicht ſogleich völlig verſchwinden konnten, wird 
Niemanden, der ſich überhaupt einmal mit Geſchichte befaßt hat, 
und Niemanden, der die zähe Sinnesart der Niederſachſen kennt, 
Wunder nehmen; und die Preußen goſſen fort und fort Oel bei 
uns ins Feuer und gießen Oel ins Feuer bis auf den heutigen 
Tag. An Aufwallungen, an Rückfällen in die Stimmungen und 
Pläne der Jahre vor der Gründung des deutſchen Reichs hat es 
deßhalb wohl nur bei Wenigen ganz gefehlt. Dennoch aber hatte 
ſich ſchon vor der moraliſchen That des Herzogs Ernſt Auguſt die 
Ueberzeugung — ſelbſt ohne daß die Leute es merkten — Bahn 
gebrochen, daß nur auf friedlichem Wege, daß nur auf dem Boden 
des thatſächlichen Rechtszuſtandes eine Wiederherſtellung 
Hannovers möglich iſt. Die Haltung des Herzogs gab dann „die 
Veranlaſſung, beſtimmt und klar zum Ausdruck zu bringen“, daß 
unſere Partei ſo denkt. 

Der Verfaſſer darf ſagen, daß er auch perſönlich nicht müde 
geworden iſt, dies öffentlich auszuſprechen. Er hat aber auch ſchon 
ſeit einer Reihe von Jahren gar kein Hehl daraus gemacht, daß 
er die Macht des neuen deutſchen Reichs für ſo feſt begründet und 
die politiſchen Verhältniſſe Europas nun einmal für ſolche hält, 
daß auch an den Sieg einer Koalition über das 
deutſche Reich nach menſchlichem Ermeſſen nicht 
mehr zu denken iſt. Man hat ſonderbarer Weiſe dem Ver⸗ 
faſſer gegenüber gemeint, daß uns dann nur die Revolution als 
Mittel zur Reſtauration übrig bleibe. Wir brauchen darüber kaum 
ein Wort zu verlieren. Eine Revolution iſt nach menſchlichem 
Ermeſſen in Deutſchland noch auf lange hin völlig ausgeſchloſſen. 
Träte ſie aber ein, ſo würde ſie zu allem andern eher führen, 
als zur Wiederherſtellung des Königreichs Hannover, und ob uns 
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dann ſpäter die auf die Revolution folgende Reaction zur Wieder⸗ 
herſtellung führen würde, erſcheint doch mindeſtens ſehr problema⸗ 
tiſch. Wir glauben auch, daß man die Verwirklichung ſeiner 
Hoffnungen überhaupt niemals auf ſo ferne Eventualitäten ſetzen 
darf. Setzten wir ſie aber darauf, ſo würden wir doch ſagen: 
nur wer ſeine Arbeit auf die zur Zeit gangbaren Wege einrichtet, 
iſt, wenn ein ungewöhnlicher Weg ſich eröffnet, bei der Hand. 


2. Der thatſächliche Proteſt. 


Kein Zweifel! Es bleiben für den denkenden Politiker nur 
geiſtige Waffen für unſern Kampf übrig. „Aber welches ſind 
dieſe Waffen?“ wird man wiederum fragen. Wir begreifen es 
wenigſtens, daß diejenigen, welche keinen Weg zur Wiederher— 
ſtellung Hannovers offen ſehen, mit dem Vorwurfe bei der Hand 
ſind, wir jagten etwas abſolut Unmöglichem nach und deshalb 
ſei unſere Handlungsweiſe eine frivole und vor Gott unerlaubt. 

Wir könnten uns nun begnügen darauf zu antworten, es ſei der 
erſte Grundſatz für den Politiker, daß man niemals „niemals“ ſage, 
und es läßt ſich in der That nicht einſehen, warum dieſer Satz auf eine 
legitimiſtiſche Partei abſolut keine Anwendung finden ſolle. Die Ja: 
kobiner Robespierres werden mit ſolchen Argumentationen gewiß 
auch bei der Hand geweſen ſein, und es konnte damals wahrlich 
ſcheinen, daß ſie Recht behalten würden. Aber ſind die Bour— 
bonen nicht dennoch wiedergekommen und gehört die abermalige 
Neubegründung ihrer Herrſchaft nicht noch heute wenigſtens zu 
den Möglichkeiten, mit denen ein Staatsmann rechnen darf? Die 
völlige Entwurzelung einer altgeſchichtlichen Dynaſtie iſt nicht ſo 
leicht zu bewerkſtelligen. Auch der gewaltigſte Staatsmann hat 
hier mit Mächten des Gemüths zu kämpfen, denen gegenüber die 
äußeren Machtmittel bis zu einem gewiſſen Punkte wirkungslos 
ſind. Selbſt wenn der Sieg vollkommen zu ſein ſcheint und die 
Ruhe des Kirchhofs überall herrſcht, flammt der ſcheinbar über— 
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wundene Royalismus plötzlich in ungeahnter Weiſe empor. Wohl 
hat die germaniſche Entwickelung auch zu Republiken geführt. 
Gewiß hat auch die eigentlich deutſche Geſchichte Republiken auf— 
zuweiſen; und die republikaniſchen Schweizer und ſelbſt die Holländer 
ſind Deutſche. Dennoch aber ſagt A. F. E. Vilmar, wie die Dinge 
ſich thatſächlich einmal geſtaltet haben, gewiß nicht mit Unrecht, 
man breche unſerm Volke ſein eigenſtes Ich, man breche ihm das 
Herz aus, wenn man ihm jenes Stammeskönigthum nehme, um 
das ſich ſeit der Völkerwanderung die deutſche Geſchichte kryſtalliſirt 
habe. Und dagegen ſollte die geſunde Volksnatur nicht reagiren 
dürfen? Nun werden unſere Gegner allerdings mit dem Einwande 
bei der Hand ſein, man wolle dem hannoverſchen Volke das König⸗ 
thum ja nicht nehmen, ſondern nur durch das einer anderen Dynaſtie 
erſetzen. Aber glaubt man im Ernſt, daß das preußiſche Königthum 
in Hannover noch etwas zu thun habe mit dem alten Stammes⸗ 
königthum der Völkerwanderung? Das deutſche Königthum beruht 
auf dem Familienrecht, auf dem Stammesrecht, auf der durch das 
ungeſchriebene Recht geheiligten Herrſchergewalt einer beſtimmten 
Familie. Deutſchen gegenüber iſt das nackte Eroberungsrecht ohne 
Friedensſchluß wohl niemals oder doch nur in äußerſt ſeltenen 
Fällen in der Völkerwanderung zur Anwendung gekommen. Seit 
der Gründung des heiligen römiſchen Reichs deutſcher Nation erhielt 
dann das Stammeskönigthum als Stammesherzogthum und ſpäter 
als Fürſtenthum überhaupt durch die Beſtätigung und Verleihung 
des Kaiſers eine neue Grundlage. Sein Charakter wurde um 
ein Weniges modifizirt. Ganz entſcheidend aber war es, daß ein 
allgemeiner Rechtszuſtand für die unter dem Kaiſer vereinigten 
deutſchen Stämme geſchaffen wurde. Erſt dadurch, daß fortan 
das Recht innerhalb Deutſchlands galt und die Gewalt ausge: 
ſchloſſen blieb, wurden wir eine Nation. Gewiß iſt mannigfaches 
Unrecht trotzdem auch in Deutſchland geſchehen. Aber das 
Rechtsprinzip als ſolches wurde bei uns allezeit feſtgehalten. Man 
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ſuchte ſtets nach einem Titulus und erſt im Wege der Verdun⸗ 
kelung d. h. der Verjährung entſtand ein neues Recht aus dem 
Rechtsbruche. So lange das heilige römiſche Reich deutſcher Nation 
exiſtirte, iſt man trotz mancher entgegengeſetzter Anwandlungen 
innerhalb der letzten Jahrhunderte prinzipiell auf dieſem Boden 
ſtehen geblieben. Erſt die Rheinbundsfürſten ſagten ſich bei den 
von ihnen vorgenommenen Mediatiſirungen von demſelben los. Aber 
1815, d. h. in dem Augenblick, wo wir uns wieder als Nation 
konſtituirten, kehrten wir zu dem alten Rechtsprinzip zurück. Es 
iſt bis 1866 das geltende Prinzip bei uns geweſen und auch die 
kleinſten Fürſtenthümer erſchienen auf dieſer Grundlage als die 
Fortſetzung des germaniſchen Stammeskönigthums. Erſt das Jahr 
1866 bezeichnet im größeren Maßſtabe einen Bruch mit 
den deutſchen Traditionen. Man hat einen Unterſchied zwiſchen 
den Vorgängen in Deutſchland und in Italien finden zu können 
geglaubt. Das Prinzip iſt aber das gleiche. Man ſtellt das 
thatſächliche Innehaben an die Stelle des Rechts. Die Annexion 
auf der Grundlage einer Willens-Aeußerung der Bevölkerung er: 
ſcheint offenbar noch als das Höhere. Wir legen kein allzu großes 
Gewicht auf ein unter ſolchen Umſtanden vorgenommenes suffrage 
universel. Wichtiger aber iſt es, daß in Italien das rechtloſe 
Prinzip der antiken römiſchen Kaiſerzeit niemals ganz überwunden 
wurde, und daß Italien namentlich ſeit dem Sturze der hohenſtaufi⸗ 
ſchen Kaiſerherrſchaft deshalb Verhältniſſe darbot, die innerhalb des 
chriſtlich-europäiſchen Rechtsgebiets als völlig einzig in ihrer Art 
bezeichnet werden müſſen. Wenn aber in Deutſchland die thatſäch— 
liche Macht, der faktiſche Beſitz fi) an die Stelle des Stammes— 
königthums ſetzt, ſo — bricht das unſerm Volke das Herz aus. 
Wir dürfen ſtolz ſein, daß gerade in Hannover eine Reaktion des 
Volkes hiergegen ſtattfindet; und es iſt, wie wir wiederholen, 
unſere Pflicht, dieſe Reaktion nicht untergehen zu laſſen. 
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Man fühlt es auch offenbar auf allen Seiten, daß das Recht 
in Deutſchland noch nicht in dem bloſen Detentions-Beſitze aufgeht. 
Es wäre ſonſt nicht zu verſtehen, wie man in eine ſolche Erregung 
gerathen kann, jo oft wir mit dem Ziele unſerer Partei hervor⸗ 
treten. Das Streben, ſich noch andere Rechtstitel als den bloſen 
Beſitz zu verſchaffen, liegt ſelbſt auf Seiten der preußiſchen Re⸗ 
gierung offen zu Tage. Von den verſchiedenſten Seiten ſucht man 
nach Rechtsgründen für die Annexion und deren Aufrechterhaltung. 
Es giebt eine weitverbreitete Legende, daß König Wilhelm noch 
nach Langenſalza dem Könige Georg den Frieden angeboten habe. 
Feſt ſteht es aber im Gegentheil, daß König Georg am 27. Juli 
1866, alſo einen Monat nach der Schlacht von Langenſalza, einen 
Brief an den König Wilhelm richtete, in dem er in herzlichen 
Worten um den Frieden, um die Mittheilung der Friedesbe⸗ 
dingungen und die Eröffnung von Friedensverhandlungen bat, 
und daß letzterer die Annahme dieſes Briefes verweigert hat“). 

Man beruft ſich dann darauf, daß Oeſterreich im Prager 
Frieden diejenigen territorialen Aenderungen anerkennen zu wollen 
erklärt habe, welche Preußen vornehmen werde. Es liegt jedoch 
auf der Hand, daß durch eine Abmachung zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen in Hannover kein Recht geſchaffen werden kann. 
Man behauptet ferner, Preußen habe mit dem König von Han— 
nover keinen Frieden zu ſchließen vermocht, weil dieſer depoſſedirt 
geweſen ſei. Es ſei hierdurch eine Zwangslage herbeigeführt wor: 
den, welche dem König von Sachſen gegenüber 1815 nicht vor- 
handen geweſen ſei. Aber auch Sachſen war von den Verbün— 
deten erobert worden und man hatte deſſen König 1813 thatſächlich 
depoſſedirt und eine Verwaltung im Namen der ſiegenden Mächte 


) Vergl. die Broſchüre: Aktenſtücke zur Frage der Erbfolge im Herzog— 
thum Braunſchweig. Aus derſelben geht ferner hervor, daß gleichzeitig Graf 
Platen ein Schreiben im gleichen Sinne an den Grafen Bismarck nach Nikols⸗ 
burg richtete, und daß Graf Bismarck dieß Schreiben las. 
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eingeführt. Wenn die vollſtändige Depoſſedirung ein Hinderniß 
für den Friedensſchluß ſein ſoll, ſo hätte man ja auch unſern 
König, gerade wie ſeiner Zeit den König Friedrich Auguſt von Sachſen 
wenigſtens in den Beſitz von einem Theile ſeines Landes ſetzen und 
dann mit ihm abſchließen können. Und war denn nicht 1866 die fac⸗ 
tiſche Lage des Königs Johann von Sachſen nach den preußiſchen 
Siegen genau dieſelbe wie die unſeres Königs? Uebrigens müſſen wir 
es beſtreiten, daß das thatſächliche Innehaben der Regierungsgewalt 
irgendwie eine Vorbedingung zum Friedensſchluſſe ſei. Unſere deutſche 
Geſchichte wimmelt von Beiſpielen, wo vollſtändig depoſſedirte 
Fürſten im Kerker einen Frieden geſchloſſen haben. Die Gegen: 
zeichnung durch einen verantwortlichen Miniſter bleibt bei Ver— 
faſſungsſtaaten erforderlich. Der thatſächliche Beſitz mag für den 
formellen Friedensſchluß manche Vortheile bieten. Will man aber 
den thatſächlichen Beſitz zur Vorbedingung von rechtsgültigen 
Regierungshandlungen machen, ſo geräth man ſchon auf den von 
uns bekämpften Boden der faits accomplis. 

Wir dürfen conſtatiren, daß der preußiſche Antrag in Sachen 
der braunſchweigiſchen Thronfolge implicite ebenfalls von dem 
Gedanken ausging, daß die Fortdauer eines Kriegszuſtandes zwiſchen 
Preußen und einem Depoſſedirten möglich ſei. Denn der „ideelle 
Kriegszuſtand“, in dem der Herzog von Cumberland begriffen ſei, 
bildet ein Fundament dieſes Antrags. Die dem preußiſchen 
Antrage beipflichtenden Organe urtheilten zum Theil ebenſo und 
drückten ſich ſogar noch entſchiedener aus. Wo aber ein Kriegs⸗ 
zuſtand möglich iſt, da muß auch ein Friedenſchluß möglich ſein. 

Weit eher läßt ſich ein anderer Einwand hören. Ganz 
Europa, jagt man, habe thatſächlich die Annexion von 1866 an— 
erkannt. Wir leugnen nicht, daß die blaſirte Art, mit der man 
außerhalb und innerhalb Deutſchlands das Geſchehene meiſt hin— 
genommen hat, das Schmerzlichſte iſt, was uns nach der Annexion 
widerfuhr. Wir ſehen hierin recht eigentlich den Beweis für die 
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Altersſchwäche der Zeit. Auch dadurch kann aber in Hannover noch 
kein Recht entſtehen. Das Recht beruht auf der Communis opinio 
omnium. Auch wir nehmen, wie geſagt, an, daß aus dem Rechts— 
bruch und dem daraus hervorgehenden Unrechtsrecht ein neues Recht 
ſo zu ſagen auf dem Wege einer Immemorialverjährung entſtehen 
kann. Dann muß ſich aber eben eine neue Communis opinio 
omnium gebildet haben. Man kann darüber ſtreiten, wann 
dieſer Moment eintritt; ſicher aber iſt es, daß er nicht eingetreten 
iſt, ſo lange der depoſſedirte Landesherr und ein namhafter Theil 
des annektirten Volkes den neu geſchaffenen Zuſtand nicht für 
Recht halten. Deßhalb kommt Alles darauf an, daß man dieſe 
Ueberzeugung wach erhält; und hierin liegt die Bedeutung deſſen, 
was wir den thatſächlichen Proteſt nennen möchten. Der Verfaſſer 
iſt ein Feind von leeren Demonſtrationen. Es hat aber ſeine 
hohe ſittliche und darum auch ſeine rechtliche Bedeutung, wenn 
der Fürſt und namhafte Theile des Volks fortwährend zu erkennen 
geben, daß ſie den geſchaffenen neuen Zuſtand nicht für einen 
Rechtszuſtand halten. Man wird wohlthun, die mildeſten Formen 
hierfür zu wählen; der Verfaſſer iſt auch dafür immer einge— 
treten. Es iſt aber von der höchſten Bedeutung, daß unſerer 
Rechtsauffaſſung Ausdruck gegeben wird; denn dadurch wird die 
Neubildung des Rechtes in ähnlicher Weiſe aufgehalten, wie die 
Geltendmachung der Anſprüche und unter Umſtänden der Proteſt 
vor der Verjährung ſchützen. 


5. Die Umſtimmung der öffentlichen Meinung. 


Freilich kann dieſer thatſächliche Proteſt allein noch nicht ges 
nügen. Wenn man noch ſo viel proteſtirt, ſo kann an ſich doch 
Alles beim Alten bleiben. Es muß noch ein Zweites hinzukommen. 
Der Verfaſſer hat es wohl gelegentlich die Propaganda genannt. 
Im Reichstage hat er dann ſpäter „von der Umſtimmung der 
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öffentlichen Meinung“ geſprochen, und wir wollen an dieſem Aus⸗ 
drucke hier feſthalten. 

Nun iſt es freilich, wie es ſcheint, ein Axiom bei allen unſe⸗ 
ren Gegnern, daß eine ſolche Umſtimmung gar nicht möglich ſei. 
Man hat ſich ſo ſehr in den Ideengang des Jahres 1866 ver— 
rannt, daß man den Gedanken, man könne ſelbſt anderen Sinnes 
in dieſer Sache werden, gar nicht zu faſſen vermag. Eine ſpätere 
Zeit wird es nicht begreifen, wie man ſich in dieſer Frage auf 
gegneriſcher Seite fortwährend im Zirkel dreht. „Eine friedliche 
Reſtauration iſt nicht möglich, weil eine Umſtimmung der öffent⸗ 
lichen Meinung nicht möglich. Dieſe Umſtimmung aber iſt nicht 
möglich, weil die Reſtauration unmöglich iſt.“ Das iſt ungefähr 
das, worauf die Argumentation der Gegner hinauskommt. Und 
dennoch oder gerade deßhalb bildet dieſes non possumus recht 
eigentlich die Wand, an der wir uns den Kopf zerſtoßen ſollen. 
Gerade die liberalen Parteien ſind ſ. Z. nicht müde geworden, 
den Regierungen den Satz zu predigen, daß man niemals „niemals“ 
ſagen ſolle. Gerade fie möchten wir deßhalb bitten, ſich zu über⸗ 
legen, ob die Wahrheit dieſes Satzes ſich nicht möglicherweiſe auch 
einmal an der hannoverſchen Frage erweiſen könnte. 

Ja! wenn wir in ſich abgeſchloſſenen, fertigen Verhältniſſen 
gegenüber ſtänden; ſo möchte die Sache vielleicht anders liegen. 
Gerade dieß iſt aber offenbar nicht der Fall. Die kleinſten Duo⸗ 
dezſtaaten, denen man ſo oft die Lebensberechtigung abgeſprochen 
hat, ſind mit all ihrem Regierungsapparat am Leben geblieben, 
und in dem hannoverſchen Lande iſt einer der lebensfähigſten 
Staaten, iſt eine der vier Säulen hinweggenommen worden, die 
da recht eigentlich hätten berufen ſein ſollen, das neue Reich und 
deſſen bündiſchen Charakter zu ſtützen. 

Die Reichsverfaſſung ſieht recht ſchön auf dem Papiere aus. 
Nach ihrem Wortlaute ſollte das eigentliche Regiment bei dem 
Bundesrathe und der Kaiſer nur primus inter pares ſein. Es 
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hat dies aber von vornherein den thatſächlichen Verhältniſſen nicht 
entſprochen. Ein Reichsminiſterium würde unſeres Erachtens der 
wirklichen Sachlage entſprochen habeu. Die deutſchen Regie— 
rungen wünſchten einen weiteren Ausbau der Bundesverfaſſung 
in dieſem Sinne nicht, weil fie darin einen Schritt zum Einheits⸗ 
ſtaate ſahen. Das, was aber thatſächlich eingetreten, iſt weit ſchlimmer 
als ein ſolcher Ausbau der deutſchen Reichsverfaſſung. Auf ſo zu ſagen 
diplomatiſchem Wege werden die wichtigſten Angelegenheiten erledigt. 
Preußiſche Miniſter werden zur Vertretung dem Reichstage gegen— 
über deſignirt. An Stelle eines Reichsminiſteriums haben wir 
die Macht eines Einzigen und unter ihm verſchiedene Reſſorts, 
die nach ſeinem Gutdünken und ohne direkte Mitwirkung der 
übrigen Bundesſtaaten geleitet und mit Chefs verſehen werden. 
Ein Oberhaus neben dem Bundesrathe wollte man wenigſtens 
preußiſcher Seits nicht. Der Bundesrath ſollte — da doch auch 
wieder die Leitung und Regierung des Ganzen bei ihm ſteht, 
ſo war die Argumentation freilich unklar — gleichſam ſelbſt 
an die Stelle eines Oberhauſes treten. Es iſt, wie man uns in 
glaubhafteſter Weiſe verſichert hat, ehedem die Abſicht geweſen, daß 
die Mitglieder des Bundesraths in freier Meinungsäußerung dem 
Reichstage gegenüber ihre Anſichten vertreten ſollten. Thatſächlich 
hat die Sache ſich aber dahin geſtaltet, daß die Meinung die 
Oberhand behielt, ein Zwieſpalt des Bundesraths dürfe nicht vor 
die Oeffentlichkeit treten. Die Folge iſt geweſen, daß die Mit⸗ 
glieder des Bundesraths zu einer — wir müſſen es ausſprechen — 
bedauernswerthen Rolle verurtheilt wurden. Kein Wunder, daß 
der parlamentariſche Sprachgebrauch faſt ausſchließlich von dem 
Herrn Reichskanzler oder von der Regierung redet und nur ſelten, 
wie es Fürſt Bismarck neuerdings verlangt, auf die verbündeten 
Regierungen Rückſicht nimmt. 

Wie ein Oberhaus, ſo erſcheint uns ein höchſter Gerichtshof 
für die Streitigkeiten der Einzelſtaaten unerläßlich. Aber gerade 
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diefem Gedanken hat man fi) preußischer Seits ſtets noch viel 
mehr widerſetzt. Man hielt die Unterordnung unter einen ſolchen 
Gerichtshof ſtets für unannehmbar und ſieht ſo zu ſagen eine 
Mediatiſirung Preußens darin. 

Die Reſervatrechte der ſüddeutſchen Staaten beziehen ſich auf 
eine weitere Reihe von unfertigen Zuſtänden. Das Militärweſen 
des Reiches enthält die größten Verſchiedenheiten und bietet un— 
fertige Verhältniſſe und ſelbſt Unklarheiten in Hülle und Fülle dar. 

Wer möchte allen dieſen Erſcheinungen gegenüber behaupten, 
daß unſere Verhältniſſe auch nur irgendwie abgeſchloſſen ſeien? 
Dazu kommen unſere wirren und ſich immer mehr verwirrenden 
Parteiverhältniſſe. Die unnatürliche Allianz zwiſchen den deutſchen 
Liberalen und den preußiſchen Konſervativen hat 1866 die jetzigen 
Verhältniſſe geſchaffen. Es iſt ſchwer verſtändlich, wie man an 
eine dauernde Allianz dieſer beiden Elemente hat glauben können. 
Beruhte dieſe Allianz doch eigentlich darauf, daß die Konſervativen 
den Liberalen die Früchte vor dem Munde glaubten weg nehmen 
und dieſe dadurch unſchädlich machen zu können. Allerdings ward 
zwiſchen Konſervativen und Nationalliberalen vor etwa andert— 
halb Jahren wieder eine Art von Waffenſtillſtand geſchloſſen. Es 
gehört aber ſchon heute nicht viel Vorausſicht dazu, um zwiſchen 
dieſen beiden Parteien einen heftigen Kampf um die Herrſchaft für 
die Zukunft vorauszuſehen. Zwiſchen Konſervativen und Deutſch— 
freiſinnigen beſteht und beſtand ununterbrochen der heftigſte Krieg. 
Grollend und im tiefſten Innern unverſöhnt ſteht der alte Kern 
der Centrumspartei daneben. Die Gefahren, die von Seiten der 
Sozialdemokratie für die fernere Zukunft drohen, ſind ſo allge— 
mein anerkannt, daß man kein Wort darüber zu verlieren braucht. 
An eine Stabilität unſerer Verhältniſſe iſt unter dieſen Umſtänden 
in keinem Falle zu denken. Wir glauben, wie geſagt, an keine 
Gefahr für den Beſtand des Reichs. Aber der ernſtliche Kampf 
der Parteien muß ſpäteſtens an dem Tage beginnen, wo Fürſt 
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Bismarck aufhört, unſere Geſchicke zu lenken. Die „Reviſion 
der Reichsverfaſſung“ auf dem dazu erforderlichen geſetzlichen 
Wege, die auch wir kürzlich als Ziel bezeichneten, wird dann das 
Loſungswort der Parteien werden. Es wird dann auch der Mo— 
ment gekommen ſein, mit unſeren Plänen hervorzutreten. Und 
wir ſind feſt überzeugt, daß ſich die Mauer des Fürſten Bismarck 
dann ſehr bald als nicht unzerbrechlich erweiſen werde. Es muß 
ſich dann zeigen, welche Parteikonſtellation ſich uns darbietet. 

Das wenigſtens wird gewiß Niemand behaupten wollen, daß die 
Löſungsverſuche dann vor der jetzigen Staatenbildung Halt machen 
werden. Schon jetzt hat man in der Idee keineswegs an dieſem 
Punkte Halt gemacht. Wir erinnern uns, daß ſchon vor, irren 
wir nicht, 5 Jahren von einem Redner der Linken das jetzige 
deutſche Staatenſyſtem als für etwa 50 Jahre aushaltend be— 
zeichnet wurde. Wenn ſocialdemokratiſcher Seits die Republik 
ganz offen als das politiſche Ziel bezeichnet wurde, ſo liegt es 
auf der Hand, daß auch dieſes Ziel nicht ohne eine Aenderung 
der jetzigen Ländervertheilung herbeizuführen ſein wird. Von dem 
Fürſtenthum Waldeck wollen wir gar nicht einmal ſprechen. Nachdem 
die Selbſtſtändigkeit Hamburgs in der Freihandelsfrage gebrochen, 
find aber auch in Hamburg in immer ſteigendem Maße annexio⸗ 
niſtiſche Stimmen laut geworden. Ein „die ehrliche Aufrechter- 
haltung der Reichs⸗Verfaſſung“ überſchriebener Artikel der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ gelangt zu dem Reſultat, daß eine Zeit kommen 
könne, wo die Aufrechterhaltung der Einzelſtaaten ein ſachlich durch 
nichts mehr gerechtfertigter Luxus auf Koſten der nationalen Ent⸗ 
wickelung Deutſchlands ſein würde. Wann dieſer Zeitpunkt ein⸗ 
trete, ſei prinzipiell irrelevant. Die Hauptſache ſei, daß er nach 
der jetzigen Verfaſſung eintreten könne, ja bei dem logiſchen Aus⸗ 
bau derſelben eintreten müſſe. 

Wir haben nicht gehört, daß man dieſen Sätzen gegenüber 
irgendwo über „Landesverrath“ und „Reichsverrath“ geſchrieen 
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habe. Was den „Hamburger Nachrichten“ Recht ift, beanſpruchen 
wir aber auch für uns. Es kann eine Zeit kommen, ſagen wir, 
wo die unnatürliche Verbindung Hannovers mit dem preußiſchen 
Staate ein ſachlich durch nichts mehr zu rechtfertigender preußiſcher 
Luxus iſt. Wann dieſer Zeitpunkt eintritt, iſt prinzipiell irrelevant. 
Die Hauptſache iſt, daß er bei der jetzigen Verfaſſung eintreten 
kann, ja bei dem logiſchen Ausbau derſelben eintreten muß. 
Man wird uns entgegnen, es ſei ſehr viel wahrſcheinlicher, daß 
die von den „Hamburger Nachrichten“, als daß die von uns er⸗ 
wartete Eventualität eintrete. Darauf kommt es wohl aber nicht 
an, und wir können nicht oft und beſtimmt genug darauf hin⸗ 
weiſen, daß der entſcheidende Kampf zwiſchen Föderalismus und 
Einheitsſtaat bei uns noch gar nicht gekämpft iſt, daß man in 
dieſem Kampfe auch unſerer bedürfen wird und daß jedenfalls bis 
dahin die hannoverſche Frage eine offene bleibt. 

Mit welchem Programm die Föderaliſten ihrer Zeit vor die 
Oeffentlichkeit treten können und werden, läßt ſich, wie wir an⸗ 
deuteten, heute noch gar nicht überſehen. Wenigſtens hält der 
Verfaſſer es für verfrüht, wenn man ſchon heute dies feſtzuſtellen 
verſuchen wollte. Aehnliche Verſuche ſind bisher ſtets reſultatlos 
geblieben und müſſen es unſeres Erachtens auch noch lange bleiben. 
Die Dinge müſſen erſt wieder ins Rollen kommen, ehe ſich be⸗ 
ſtimmte greifbare Zielpunkte ergeben. 

Einige wenige Andeutungen wird man aber doch wohl von 
uns verlangen, wenn uns der Vorwurf erſpart bleiben ſoll, daß 
es ein leeres Gerede ſei, mit dem wir unſere Hoffnungsloſigkeit 
verdecken wollten. 

Ausgangspunkt für den Verfaſſer iſt der Gegenſatz gegen den 
Staats⸗Socialismus, gegen Alles, was irgendwie damit zuſammen⸗ 
hängt, gegen die polizeiliche Regelung unſeres Verkehrsweſens und 
ſchließlich auch gegen den Kern der heutigen Wirthſchaftspolitik. Der 
Kampf für die verfaſſungsmäßige Freiheit und wahrlich nicht in 
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letzter Linie für die bedrohte Stellung des Reichstags ſchließt ſich 
eng daran an. Der Verfaſſer glaubt nicht, daß man vor einer 
weiteren Ausbildung des Reichs durchaus zurückzuſchrecken brauche, 
und daß dieſelbe nothwendig zu dem von den „Hamburger Nach— 
richten“ hingeſtellten Ziele, d. h. daß ſie zum Einheitsſtaate führen 
müſſe. Gerade als Gegengewicht gegen den preußiſchen Partiku— 
larismus erſcheint ihm eine Weiterbildung ſogar unentbehrlich. 
Namentlich die Schaffung eines verantwortlichen und von der 
preußiſchen Regierung unabhängigen Reichsminiſteriums halten 
wir für unvermeidlich. Ja! es gibt gewiß noch manche Attribute 
der Einzelſtaaten, die man auf das Reich übertragen könnte, ohne 
in jenen eentraliſtiſchen Doktrinarismus zu verfallen, der da 
ohne Noth den Wirkungskreis der Einzelſtaaten ſchmälert.“) 
Die richtige Grenzlinie einzuhalten, mag freilich ſchwer ſein. 
Einzelne Theile der Reichsgeſetzgebung, wie zum Theil das auf 
das Gewerbe- und Heimathsweſen Bezügliche, könnte man den 
Einzelſtaaten wieder verleihen. Denn wir haben viel zu viel Cen⸗ 
traliſation auf dieſen Gebieten. Vielfache Verwirrung iſt davon 
die Folge; und manche Experimente der letzten Jahre wären ohne 
das nicht möglich und nicht von ſo einſchneidender Wirkung geweſen. 
Freilich müſſen nicht blos die Verhältniſſe und Traditionen der 
einzelnen Staaten, ſondern auch die der Provinzen innerhalb der— 
ſelben geſchützt werden. 

Wie auf dem gewerblichen und ſocialen Gebiete, ſo müßte 
der Statsomnipotenz natürlich auch auf dem kirchlichen ein Ende 
gemacht und eine organiſche Reviſion der Maigeſetze vorgenommen 
werden. 

Von der großen Politik rathen wir auf das Entſchiedenſte 


) So lange die Annexion Hannovers aufrecht erhalten wird, liegt in 
jeder Ausdehnung der Reichscompetenz natürlich für den Moment ein Vortheil 
für uns Hannoveraner. Wir möchten dieſe Defenſivwaffe gegen den preußi⸗ 
ſchen Partikularismus wenigſtens in keinem Falle unterſchätzen. 
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abzuſehen: Schon um den Beweis zu liefern, daß wir bei unſeren 
Hoffnungen von dem Auslande gänzlich abſtrahiren. 
Auch Oeſterreich-Ungarn bietet unſeres Erachtens zur Zeit noch durch— 
aus keinen Anhaltspunkt für einen deutſchen Föderalismus. Wie 
wir auf deſſen Eingreifen in unſere Verhältniſſe nicht mehr ſpeku⸗ 
liren dürfen, ſo muß auch der Gedanke unſeres Eingreifens in die 
verwickelten öſterreichiſchen Verhältniſſe, wie der Verfaſſer glaubt, 
zurückgewieſen werden: uns würden wir dadurch nichts nützen, 
Oeſterreich aber ſchaden. Der Verfaſſer kann auch heute hier nur 
das wiederholen, was er im Schlußwort zu der oben citirten 
Schrift im Winter 1871 auf 72 niederſchrieb: „Wir mögen die 
öſterreichiſche Frage anfaſſen wo wir wollen, ſie bietet auch dem 
großdeutſch Geſinnten nach 1866 und vollends nach 1870 nur 
Dornen dar. Welches Löſungsmittel ſoll man vorſchlagen?“ — — 
— —— — — — „Man muß Oeſterreich feinem Schickſal 
überlaſſen. Man muß ſich ihm gegenüber damit begnügen, daß 
man ſeiner Regierung die durch die Trennung vom deutſchen 
Mutterlande hervorgerufenen inneren Kämpfe und Leiden nicht er⸗ 
ſchwert und, ſo lange es irgend geht, nicht bloß äußerlich, ſondern 
auch innerlich den Frieden mit ihm aufrecht erhält. Gottes 
Weisheit hat hier vielleicht eine Löſung, von der der Menſchenwitz 
nichts ahnt.“ ) 

Dagegen iſt der Verfaſſer bekanntlich ein Freund der Kolonial⸗ 
politik und er hofft, auf dieſem Wege über kurz oder lang dem 
föderativen Prinzip neue Bundesgenoſſen zu erwerben, vielleicht 
aber auch Holland und Belgien auf friedlichem Wege heranzu⸗ 
ziehen, um die ſo oft beſprochene mitteleuropäiſche Konföderation 
dadurch im Weſten zu einer Wahrheit zu machen. Je beſorgter 
er auch im günſtigſten Falle die deutſchen und europäiſchen Ver⸗ 
hältniſſe anſieht, um ſo mehr möchte er ſeine germaniſtiſchen 
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Jugendhoffnungen auf ein Syſtem deutſcher Kolonien übertragen 
können. Nicht durch uns darf jedenfalls auf irgend einem Punkt der 
völkergeſchichtlichen Aufgabe Deutſchlands hindernd in den Weg 
getreten werden. Gerade hier iſt ein Punkt, wo wir mit gutem 
Gewiſſen — einmal „Ja“ ſagen und der Welt beweiſen können, 
daß wir nicht blos zu — hindern verſtehen. 

Nicht im Gegenſatze zu der Kolonialpolitik, ſondern in Ver: 
bindung mit ihr ſteht dem Verfaſſer die Frage des Militärbudgets. 
Die Verminderung der Militärlaſt iſt ein altes Begehren, das 
ſich immer und immer wieder geltend machen wird. Und zwar 
umſomehr, je mehr ſich der Friedenszuſtand in Europa verlängert, 
je mehr es ſich zeigt, daß wir einen auswärtigen Feind gar nicht 
mehr zu fürchten haben. 

Die Verminderung der finanziellen Laſten hängt natürlich 
wiederum aufs Engſte hiermit zuſammen. Auch ſie wird immer 
nöthiger werden und die finanziellen Laſten würden natürlich 
auch dadurch verringert werden, daß der Staat aufhört, Alles 
und Jedes von den Eiſenbahnen bis zu dem Schulweſen in feine 
Hände nehmen zu wollen. 

In gewiſſem Sinne als die Krönung einer „Reviſion der 
Reichsverfaſſung“ denken wir uns die Vereinigung der kleineren 
Staaten zu möglichſt ſelbſtſtändigen Kreiſen im Sinne Kaiſer 
Maximilians und daneben eine in innern Dingen möglichſt 
autonome Stellung für die Mittelſtaaten einſchließlich eines wieder 
herzuſtellenden Hannovers. 

Man ſieht, wie die Wiederherſtellung Hannovers in dieſem 
Programm ſchon von ſelbſt enthalten iſt. 

Sollten ſolche Pläne unmöglich, ſollten ſie nicht wenigſtens 
ebenſo gut berechtigt ſein als die ſocialdemokratiſchen Träume, 
denen man doch fort und fort Abſchlagszahlungen ſich zu geben 
bemüht? 
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Den deutſchen Gedanken haben wir mit ſolchen Plänen auf 
unſerer Seite. Wollen wir jenen gothiſchen Ausbau, zu dem 
der Verfaſſer ſich in ſeiner Jungfernrede im Jahre 1880 vor 
dem Reichstag bekannte, ſo werden wir auf ähnliche Dinge 
jedenfalls greifen müſſen. 


III. 
Die braunſchweigiſche Frage. 


1. Die Beziehung Zwiſchen der braunſchweigiſchen 
und der hannoverſchen Stage. 


Zu der hannoverſchen Frage hat ſich nun ſeit dem Herbſt 
v. J. die braunſchweigiſche geſellt. Beide Fragen find natürlich 
nicht ohne Rückwirkung auf einander geblieben. Die Schwierig⸗ 
keiten, die man dem im Prinzip doch eigentlich unbeſtrittenen 
Succeſſionsrecht des Herzogs von Cumberland entgegenſtellt, ſind be⸗ 
kanntlich vor Allem dem Umſtande entnommen, daß die hanno⸗ 
verſche Frage von unſerer Seite offen erhalten wird; und umge⸗ 
gekehrt hat die braunſchweigiſche Frage auf die deutſchhannoverſche 
Partei in mehr als einer Weiſe zurückgewirkt. Dennoch müſſen 
wir es als einen Irrthum bezeichnen, wenn man wähnt, daß der 
hannoverſchen Sache ein Dienſt mit der Zulaſſung unſeres 
Herzogs in Braunſchweig erwieſen werde. Gerade das Gegentheil 
iſt wahr. Obwohl in der einfachen Gewährung eines neu hinzu⸗ 
gekommenen Rechts natürlich keine Sühne für das Unrecht der 
Vergangenheit gefunden werden kann, ſo würde doch die Zulaſſung 
unſeres Herzogs in Braunſchweig in weiteren Kreiſen, wie dies z. 
B. auch aus der Broſchüre des Freiherrn Bernh. v. Bothmer her⸗ 
vorgeht, als eine Sühne für das Jahr 1866 betrachtet werden. 
Für das Decentraliſations⸗Prinzip iſt Braunſchweig dagegen nur von 


verſchwindend geringer Bedeutung, und es würde, ſelbſt bei einer 
Wiederherſtellung Hannovers, aus mancherlei Gründen, bei denen 
auch die Eiferſucht eine gewiſſe Rolle ſpielt, dem, was wir in 
letzter Inſtanz erſtreben, nur Schwierigkeiten bereiten oder doch 
gewiß nicht förderlich ſein. 

Die Lage unſeres Herzogs würde in Braunſchweig eine mehr 
als dornenvolle werden; die Umſtände würden ihn ganz von ſelbſt 
zu einem Werkzeuge gegen uns machen. Es iſt unvermeidlich, daß 
die hannoverſche Partei durch die Thatſache eines in Braunſcheig 
regierenden Herzogs von Cumberland auf Schritt und Tritt ge— 
hemmt werden würde. Wir berufen uns in dieſer Beziehung auch 
auf die einleitenden Worte der mehr genannten im Mai d. J. 
zu Hannover herausgekommenen Broſchüre “), deren Gedankengang 
nicht überall der unſrige iſt. 

Man möge uns nun nicht entgegenhalten, daß — man ver⸗ 
zeihe den vulgären Ausdruck — unſere Trauben ſauer ſeien. Wir 
können verſichern, daß es z. B. den Verfaſſer perſönlich einen 
großen Kampf gekoſtet hat, ehe er ſich entſchließen konnte, die 
Einſetzung des Herzogs in ſein braunſchweigiſches Erbe aufrichtig 
zu wünſchen und zu erſtreben. Wenn er ſich dazu entſchloſſen 
hat, ſo geſchah es, weil er es im allgemeinen deut— 
ſchen Intereſſe für Pflicht hielt. Wir leugnen nicht, 
daß es Leute in unſerer Partei giebt, die darüber anders 
denken. Ein Theil des eigentlichen Volks — namentlich unter 
den Bauern iſt dieſe Anſchauung verbreitet — wünſcht ſeinen 
Herzog in Braunſchweig zu ſehen und meint ganz im Sinne der 
Bismarckiſchen Befürchtungen, daß Braunſchweig eine Etappe 
nach Hannover ſein werde. Auch unter den Gebildeten giebt es 
natürlich Leute, die den politiſchen Zuſammenhang der Dinge 
nicht völlig überſehen; und jede Partei beſitzt laue Elemente, 

) Aktenſtücke zur Frage der Erbfolge im Herzogthum Braunſchweig. 
Hannover bei Arnold Weichelt. 


die das Schiff unter irgend einem Vorwande zu verlaſſen wünſchen. 
Das ändert aber an dem Sachverhalte nichts. Nur die Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit des Fürſten Bismarck und derer, welche ihm auch 
in der braunſchweigen Sache folgen, kann auf der Gegenſeite den 
wahren Zuſammenhang der Dinge verkennen. 

Man wird uns von Seiten unſerer eigenen Parteigenoſſen 
auch vielleicht hier wieder unſere Offenherzigkeit vorwerfen. Aber 
wir haben uns einmal vorgenommen, in dieſer Stunde die volle 
Wahrheit zu ſagen, und wir glauben, daß nur die Wahrheit frei 
machen kann. 

Natürlich leugnen wir auch nicht, daß wir in der braun⸗ 
ſchweigiſchen Frage eine gewiſſe Ehrenpflicht gegen unſeren Herzog 
zu erfüllen haben. Unſere Zeitungen haben ſich deshalb mit Ent⸗ 
ſchiedenheit zu Gunſten des braunſchweigiſchen Erbrechts ausge— 
ſprochen, und käme die braunſchweigiſche Frage im Reichstage zur 
Sprache, ſo würden die hannoverſchen Abgeordneten ſich natürlich 
in gleichem Sinne benehmen. Wenn man aber, wie es den An— 
ſchein hat, glaubt, man könne uns Deutſch-Hannoveraner durch 
die Fernhaltung unſeres Herzogs von dem braunſchweigiſchen 
Throne einen Schlag beibringen, ſo irrt man ſich völlig, und wenn 
die Leidenſchaftlichkeit, welche faſt die geſammte liberale Preſſe in 
dieſer braunſchweigiſchen Sache leider zeigt, von der Beſorgniß 
eingegeben wird, welche ihr die hannoverſche Partei bereitet, ſo iſt 
ſie auf einer ganz verkehrten Fährte. Hieraus folgt aber wiederum, 
daß die deutſchhannoverſche Partei und deren Haltung nicht als 
ein Hinderniß für die Regierung des Herzogs Ernſt Auguſt be— 
trachtet werden kann. Wir haben oben darzulegen geſucht, daß 
ihre Ziele in keinem Gegenſatz zu dem Reichsgedanken ſtehen und 
daß ihre Mittel von jeder Gewaltſamkeit abſehen und abſehen 
müſſen. Es kommt hier nun das Dritte hinzu, daß der hannover— 
ſchen Partei durch die Zulaſſung des Herzogs in Braunſchweig gar 
nicht einmal Vorſchub geleiſtet wird. Nur das eigene Bewußtſein 
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von dem, was ſie in 1866 und nach 1866 gethan haben, kann unſere 
Gegner die von Braunſchweig her der Annexion Hannovers drohende 
Gefahr in einem mindeſtens ſo ganz übertriebenen Lichte erſcheinen 
laſſen. Regierte der Herzog Ernſt Auguſt in Braunſchweig, ſo wäre 
es wahrlich nicht das erſte Mal, daß ein regierender deutſcher Fürſt 
ſehr ernſtliche Anſprüche auf ein anderes deutſches Land erhöbe, ohne 
daß dadurch der Friede gefährdet würde. Die Schwierigkeit liegt ganz 
wo anders. Sie liegt darin, daß Preußen ſich der Thronbeſteigung 
des Herzogs von Cumberland von vorne herein und de facto ſchon 
lange im voraus widerſetzte. Denn erſt dadurch hat die Frage 
von deſſen Zulaſſung dieſe Bedeutung angenommen. Nur deshalb 
erſcheint ſie als ein Sieg des Rechtsprinzips über das Annexions⸗ 
prinzip. Trotzdem erſcheint noch immer ein mittlerer Weg möglich. 
Genügt die in dem Beſitzergreifungs-Patent des Herzogs ausge⸗ 
ſprochene Erklärung, nach der Reichsverfaſſung regieren zu wollen, 
nicht, ſo könnten die deutſchen Fürſten unſeres Erachtens die 
Wiederholung eines ſolchen Verſprechens auch ihnen gegenüber be⸗ 
gehren: das, was der Herzog abgeſchlagen hat, iſt bekanntlich 
etwas ganz Anderes. Die Hauptſache iſt die klare, unumwundene 
Anerkennung des dem Herzoge von Cumberland zuſtehenden 
Erbrechts. Es ließe ſich immerhin hören, wenn man trotz⸗ 
dem noch auf eine beſtimmte Reihe von Jahren das gänzliche 
oder theilweiſe Fernbleiben von Braunſchweig von dem Herzoge 
Ernſt Auguſt verlangte und am 18. October für dieſen Zeitraum 
die Regentſchaft eintreten ließe: daß dem Herzog Ernſt Auguſt 
auch jetzt ſchon der Huldigungseid geleiſtet würde, wäre dadurch 
ebenſo wenig ausgeſchloſſen als daß er zu dieſem Zwecke wenigſtens 
einmal im Lande erſchiene. Will man aber von ſolchen Wegen 
abſehen: — nun ſo bliebe doch noch immer eventuell der durch 
das braunſchweigiſche Regentſchaftsgeſetz vom 16. Februar 1879 
gewieſene Weg ohne Modifikation. Wir verſtehen jedenfalls nicht, 
was einer prinzipiellen Anerkennung des Erbrechts un— 
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ſeres Herzogs im Wege ſtehen kann, wenn man thatfächlich den 
„Regentſchaftsrath“ bis zum 18. October d. J. amtiren und dann 
nach § 6 jenes Geſetzes bis auf Weiteres einen Regenten aus den 
Prinzen der ſouverainen deutſchen Fürſtenhäuſer wählen läßt. 
Einer dem Jahre 1866 ferner ſtehenden und darum unbefangeneren 
Zeit würde es dann vorbehalten bleiben, die Conſequenzen der 
rechtlichen Anerkennung des Herzogs Ernſt Auguſt zu ziehen. 


2. Die Vorgänge ſeit dem Tode des Herzogs 
wilhelm von Braunſchweig. 


Am 18. October v. J. iſt der Herzog Wilhelm geſtorben. 
Nach der Jahrhunderte alten, in der braunſchweigiſchen Land— 
ſchaftsordnung von 1832 ſanctionirten, in den Huldigungseid des 
Landes übergegangenen und 1863 reſp. 1864 noch einmal be⸗ 
ſtätigten Erbfolge⸗Ordnung des Herzogthums iſt der braunſchwei⸗ 
giſche Thron ipso jure und nach dem Prinzip, daß der Lebendige 
den Todten erbt, auf den Herzog von Cumberland übergegangen. 
Wie man einen ſolchen Lärm über das Manifeſt hat machen 
können, durch das derſelbe die Regierung von Braunſchweig an⸗ 
trat, iſt nicht zu verſtehen. 

Nicht von dem gegneriſchen aber von unſerem Standpunkte 
aus politiſch zweifelhaft könnte vielleicht derjenige Paſſus ſein, 
der ſich in dem fraglichen Patente auf die Reichsverfaſſung bezieht. 
Derſelbe lautet: „Wir werden die Regierung des Herzogthums 
nach Maßgabe der Verfaſſung des deutſchen Reiches ſowie der 
Landesverfaſſung führen und Wir verſichern bei Unſerm fürſtlichen 
Worte, entſprechend der Beſtimmung im § 4 der Landſchafts⸗Ord⸗ 
nung vom 12. October 1832, daß Wir die Landesverfaſſung in 
allen ihren Beſtimmungen beobachten, aufrecht erhalten und bes 
ſchützen wollen.“ Es iſt ſonderbarer Weile die Meinung aufge 
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taucht, es ſei in dieſen Worten in Verbindung mit dem Brief 
vom 14. Januar 1879, ein Verzicht auf Hannover enthalten. 

Verzichte find aber strietae interpretationis und dürfen 
nicht präſumirt werden. Es handelt ſich hier um die Reichsver⸗ 
faſſung, nach der Hannover, wenn auch nur implicite, als ein 
Theil der preußiſchen Beſitzungen erſcheint, für die die Reichsglieder 
eine Garantie übernehmen. Im Patent vom 18. Oktober 1884 iſt, 
wie wir ſehen, mit einer ſehr geſchickten Wendung lediglich erklärt, 
daß der Herzog die Regierung „nach Maßgabe der Ver— 
faſſung des deutſchen Reichs“ führen werde. Daß dies 
prinzipiell von einer rechtlichen Anerkennung der geſammten Reichs⸗ 
verfaſſung, ja auch eines Theiles derſelben an ſich noch ſehr ver— 
ſchieden iſt, liegt auf der Hand. Denn man kann ſich offenbar 
nach thatſächlich beſtehenden Geſetzen richten, ohne dieſelben rechtlich 
anzuerkennen; es iſt dies zu allen Zeiten die Stellung der unter 
einer theoretiſch und prinzipiell beſtrittenen Obrigkeit lebenden Le⸗ 
gitimiſten geweſen. 

Einen Schritt weiter geht der erwähnte, an den verſtorbenen 
Herzog Wilhelm von Braunſchweig gerichtete Brief des Herzogs 
Ernſt Auguſt vom 14. Januar 1879. Dieſer erklärt, daß der 
Herzog die Regierung „nur in der Rechtslage, in welcher 
ſich dieſelbe zur Zeit des Anfalls befinde, alſo unter 
Anerkennung aller für das Herzogthum abgeſchloſſenen Verträge 
und demgemäß auch unter Anerkennung des Herzogthums als 
eines Gliedes des deutſchen Reichs“ antreten werde. Wir wollen 
nicht darüber ſtreiten, ob eine wirkliche Anerkennung der noch nicht 
einmal genannten Verfaſſung des Reichs in dieſen Worten 
an ſich liegen könnte. Aber es handelte ſich dabei zunächſt nur erſt 
um das Verſprechen hinſichtlich eines zukünftigen Aktes. Hierin 
konnte die Auerkennung der Reichsverfaſſung de facto niemals 
liegen; ganz abgeſehen davon, daß eine offizielle Erklärung von 
ſolcher Tragweite nicht dem Herzoge Wilhelm gegenüber und am 
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allerwenigſten in einem Privatbriefe an dieſen hätte ausgeſprochen 
werden müſſen. Am Weiteſten geht das Schreiben des Herzogs 
Ernſt Auguſt an das braunſchweigiſche Staatsminiſterium vom 
2. November 1884. Der Herzog ſagt darin, er habe, abgeſehen 
von dem, was er dem Herzoge Wilhelm am 14. Januar 1879 
verſprochen, „auch jetzt noch bei Antritt der Regierung des Her— 
zogthums“ — — — — — „durch Erklärung Unſeres Willens, 
nach Maßgabe der Verfaſſung des deutſchen Reichs die Regierung des 
Herzogthums zu führen, dieſe Verfaſſung in feierlicher 
Weiſe anerkannt.“ Hierin bezeichnet alſo der Herzog Ernſt 
Auguſt ſel bſt die betreffende Stelle ſeines Patents als eine feier: 
liche Anerkennung der Reichsverfaſſung. Es kann jedoch in dieſen 
am 2. November niedergeſchriebenen Worten, die ſich auf die Ber: 
gangenheit beziehen, gerade wie ſich der Brief vom 14. Januar 
1879 auf die Zukunft bezieht, noch viel weniger als in jenem 
Briefe die Anerkennung ſelbſt enthalten ſein. Der einzige Willens⸗ 
akt des Herzogs Ernſt Auguſt liegt in dem Patente vom 18. Ok⸗ 
tober und man kann das Schreiben vom 2. November nur als 
ein Interpretationsmittel für das Patent heranziehen. Wenn es 
der Herzog am 2. November in einer Weiſe interpretirt hätte, 
die in demſelben abſolut keine Begründung finden könnte, ſo wür⸗ 
den ſeine Worte keine Bedeutung haben und nur einem Irrthume 
Ausdruck verleihen. 

So liegt die Sache nun freilich nicht. Der Herzog nennt 
die Erklärung, daß er in Braunſchweig „nach Maßgabe der 
Verfaſſung des deutſchen Reiches regieren wolle“, eine feier: 
liche Anerkennung derſelben; und in der That iſt das in einem 
ſolchen Momente abgegebene fürſtliche Verſprechen ein feier: 
licher Akt von der größten Bedeutung, an dem man gewiß nicht 
herumdeuteln ſoll. Demgegenüber ſteht aber vor wie nach, ab— 
geſehen von dem am 23. September 1866 an die Höfe gerichteten, 
der feierliche Proteſt in der Proklamation an die Hannoveraner 
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vom 5. Oktober 1866. Denn dieſe feierliche, mit dem 
Königlichen Inſiegel verſehene Proklamation des 
Königs Georg von Hannover wurde von dem dam a⸗ 
ligen Kronprinzen, dem jetzigen Herzoge von Cum— 
berland, mit unterſchrieben)). Sie iſt alſo als von dem Her⸗ 
zoge mit erlaſſen zu betrachten. Bekanntlich hat der Herzog bei 
dem Tode des Königs Georg vor nunmehr ſieben Jahren ſeine 
Anſprüche dann auch Preußen gegenüber ſeinerſeits feierlich geltend 
gemacht und jetzt nichts davon zurückgenommen. Will man ſich 
den Ausdruck des Herzogs in dem Schreiben vom 2. November 
aneignen, jo kann alſo offenbar die Anerkennung der Reichsver⸗ 
faſſung nur inſofern gemeint fein, als dieſelbe ſich auf das Her: 
zogthum Braunſchweig und deſſen Verpflichtungen bezieht. 
Hier findet dann auch der in dem Schreiben vom 2. November 
ausdrücklich angezogene Brief vom 14. Januar 1879 als Inter⸗ 
pretationsmittel ſeine Stelle, weil darin von der Anerkennung 
der von Braunſchweig abgeſchloſſenen Verträge und von deſſen 
Anerkennung als Reichsglied die Rede iſt. Sofern er Her— 
zog von Braunſchweig iſt und nur ſofern er dieß 
iſt, darf der Herzog Ernſt Auguſt die Beſtrebungen der deutſch⸗ 
hannoverſchen Partei fortan nicht unterſtützen und insbeſondere 
die Mittel, die ihm das Herzogthum Braunſchweig liefert, zu 
dieſem Zwecke nicht verwenden. Zwiſchen Braunſchweig und Han⸗ 
nover würde nur eine Perſonal-Union beſtehen, wie dies auch durch 


*) Die in dieſem Dokumente ſich darauf beziehenden Worte lauten: „Da 
des Allmächtigen unerforſchlicher Rathſchluß Uns vor der Zeit aus dem ir— 
diſchen Leben abrufen könnte, ſo haben wir auch von unſerem vielgeliebten 
Herrn Sohne und Thronfolger, des Kronprinzen Ernſt Auguſt Königliche 
Hoheit und Liebden, auf Höchſt deſſen eigenen Wunſch, dieſe Unſere 
Königliche Kundgebung mit vollziehen laſſen.“ Man ſieht, es wird für die 
Geſchichtsſchreiber dereinſt nicht des Märchens von dem dem Könige Georg 
auf dem Sterbebette geleiſteten Eid bedürfen, um die jetzige Haltung des Her: 
zogs von Cumberland zu erklären. 
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den Paſſus 3, a des Anerkennungsdokuments vom 3. März 1863 
ausdrücklich beſtätigt iſt. Und es iſt mehr als einmal in der Ge⸗ 
ſchichte vorgekommen, daß bei einer ſolchen Perſonal-Union für 
den einen Staat ganz andere Verpflichtungen als für den andern 
exiſtiren. Ebenſowenig als ein „ideeller Kriegszuſtand“ zwiſchen 
Hannover und Preußen, wenn derſelbe rechtlich zu konſtruiren 
wäre, mit der Beſteigung des braunſchweigiſchen Thrones durch 
den Herzog Ernſt Auguſt eo ipso auf das Herzogthum Braun— 
ſchweig übertragen würde, ebenſowenig können die Verpflichtungen, 
die der Herzog Ernſt Auguſt als Herzog von Braunſchweig über⸗ 
nimmt, auf ihn als König von Hannover übertragen werden. Es 
geht uns deßhalb ſchon viel zu weit, wenn die eitirte Broſchüre 
„Aktenſtücke zur Frage der Erbfolge im Herzogthum Braunſchweig“ 
in ihrer Einleitung auf Seite 16 in den Worten des Herzogs eine 
„rückhaltloſe Anerkennung der Reichsverfaſſung“ findet und 
dann weiter ſchlechtweg ſagt, „die Anerkennung der Reichsverfaſſung 
enthalte eine Anerkennung des gegenwärtigen Beſitzſtandes aller 
Reichsgenoſſen, ſomit auch des preußiſchen Beſitzſtandes.“ „Rück⸗ 
haltlos“ kann die Anerkennung der Reichsverfaſſung von unſerem 
Herzoge jedenfalls nicht ausgeſprochen ſein, da er ſonſt ſich ja 
nicht geweigert haben würde, auf Hannover zu verzichten. Was 
aber den „Beſitzſtand“ betrifft, ſo iſt dies jedenfalls ein Wort von 
ſehr zweifelhafter Bedeutung. Nur den Detentionsbeſitz, nicht aber 
den juriſtiſchen Beſitz, der ſich in nur zu vielen Fällen an die 
Stelle des Eigenthumsrechts geſetzt hat und ſetzt, kann der Herzog 
als König von Hannover anerkennen. Daß der Herzog Ernſt 
Auguſt jedenfalls nicht auch in dieſer Eigenſchaft in ſeinem Beſitz⸗ 
ergreifungspatent vom 18. Oktober v. Is. hat ſprechen wollen, 
darauf weiſt Alles und Jedes hin. Wir wollen hier nur noch 
zwei Punkte hervorheben. Das kurze Verſprechen, „nach Maßgabe 
der Verfaſſung des deutſchen Reichs“ regieren zu wollen, iſt in einen 
längeren Paſſus eingeſchaltet, welcher ſich im Uebrigen ausſchließlich 
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mit der Landesverfaſſung des Herzogthums Braunſchweig befaßt. 
Noch entſcheidender aber iſt der Umſtand, daß das Manifeſt le— 
diglich an die Braunſchweiger gerichtet iſt, ganz wie der Brief vom 
14. Januar 1879 an den Herzog Wilhelm. Es fehlt deßhalb 
auch hier an einem Subjekte, dem gegenüber der Herzog irgend 
welche Verpflichtung übernehmen konnte.“) Die Handlungsweiſe 
des Herzogs erſcheint ſomit nach allen Seiten hin unanfechtbar. 
Jener Brief, den der Herzog Ernſt Auguſt an eine engliſche Adreſſe 
gerichtet und worin derſelbe erklärt haben ſoll, das Verſprechen, 
nach Maßgabe der Verfaſſung regieren zu wollen, involvire keines⸗ 
wegs einen Verzicht auf Hannover, entſpricht derſelben, wie wir 
ſehen, vollſtändig. 

In Braunſchweig hat man nun den im S 2 des Geſetzes vom 
16. Februar 1878 vorgeſehenen Fall einer Behinderung des erb— 
berechtigten Thronfolgers als eingetreten angenommen und die in 
dieſem Geſetze angeordnete Conſtituirung eines Regentſchaftsraths 
veranlaßt. Der Herzog von Cumberland hat hiergegen in ſeinem 
Schreiben vom 2. November 1884 Verwahrung eingelegt und da⸗ 
bei erklärt, daß er einen „Rechtsgrund“ für ſeine Behinderung 
nicht zu erkennen vermöge. 

Der Verfaſſer möchte ſich in dieſer brennenden und intrikaten 
braunſchweigiſchen Frage noch ganz beſonders vor jeder Ueber— 
treibung hüten; denn jede Uebertreibung rächt ſich und er empfindet 
den ganzen, verantwortlichen Ernſt der Kriſis nur zu ſehr. Uebri⸗ 
gens glaubt er bevorworten zu ſollen, daß ſeine Argumentationen 
gerade auch in dieſer braunſchweigiſchen Frage nur ſeine eigenen 
Ueberzeugungen wiedergeben: der Belehrung im Einzelnen wird er 
allzeit zugänglich ſein. 


) Man wird übrigens mit Recht ſagen dürfen, daß auch das Verſprechen 
des Herzogs Ernſt Auguſt in Betreff ſeiner Regierung nach Maßgabe der 
Reichsverfaſſung erſt in dem Augenblicke perfekt wird, wo eine Acceptation 
von Seiten des Reichs vorliegt. 
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Ueber die Handlungsweiſe der braunſchweigiſchen Regierung 
kann man zum Theil verſchiedener Anſicht ſein. Darin hat aller⸗ 
dings das Schreiben des Herzogs vom 2. November 1884 Recht, 
daß ein „Rechtsgrund“ für ſeine Behinderung nicht exiſtirt. An⸗ 
dererſeits aber kann man geltend machen, es ſei bekannt und notoriſch 
geweſen, Preußen werde den Herzog Ernſt Auguſt wenigſtens zur 
Zeit in Braunſchweig nicht zulaſſen und ſomit an der Regierungs⸗ 
übernahme verhindern. Im Prinzip lag dieſe Verhinderung auch 
unzweifelhaft in dem Erlaß des Generalmajors von Hilgers d. d. 
18. October v. Is. ausgeſprochen, indem derſelbe den Tod des 
Herzogs Wilhelm als „unbeerbt“ bezeichnete. Ja! in Betreff der 
herzoglichen Reſervatrechte enthielt dieſer Erlaß ſchon eine that⸗ 
ſächliche Verhinderung. Der Regentſchaftsrath hat ſich deßhalb 
nicht ganz ohne Grund auf dieſen Erlaß berufen können. Der 
Verfaſſer neigt im Gegenſatze zu manchen Auffaſſungen und Preß⸗ 
ſtimmen des eigenen Lagers zu der Meinung, daß der Regent⸗ 
ſchaftsrath bei ſeinen erſten Akten correct gehandelt haben würde, 
wenn er nur zugleich das Erbrecht des Herzogs 
von Cumberland principiellanerkannt hätte. Daraus, 
daß dies nicht geſchehen, machen wir ihm und dem Miniſte⸗ 
rium freilich einen großen Vorwurf. In dem Schreiben an 
den Herzog von Cumberland vom 22. October v. Is. iſt nur 
von den „eventuellen Anſprüchen“ des Herzogs die Rede. Nach 
den Zeitungen hat Graf Görtz-Wrisberg ſpäter vor den 
braunſchweigiſchen Ständen den Herzog als den einzigen 
Prätendenten bezeichnet, der — wer denkt dabei nicht an das 
Jahr 1864 und den Herzog von Auguſtenburg? — bis jetzt 
aufgetreten ſei“). Aber der Regentſchaftsrath hat ſich auf 


) Erſt neuerdings hat ſich aber der braunſchweigiſche Regentſchaftsrath 
völlig auf den Boden der preußiſchen Auffaſſungen geſtellt und die braunſchwei⸗ 
giſche Ständeverſammlung dazu mit fortgeriſſen. Wir ſehen hierin eines der 
verhängnißvollſten Ereigniſſe der ganzen Angelegenheit. 
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Grund des von dem Herzoge von Cumberland ſowenig als 
von dem Herzoge von Cambridge bei deſſen Entſtehung ange⸗ 
fochtenen Geſetzes vom 16. Februar 1879 konſtituirt und Dritte 
werden vorläufig gegen deſſen Funktionirung keinen formellen 
Einwand erheben können, da die Entſcheidung, ob eine Behinde⸗ 
rung vorliege, lediglich bei dem braunſchweigiſchen Staatsminiſte⸗ 
rium ſteht und die Conſtituirung des Regentſchaftsraths durch 
einen einfachen Mehrheitsbeſchluß dieſes letzteren erfolgen ſoll. 
Nur preußiſcher Seits hat man ſich von vornherein in dieſer 
braunſchweigiſchen Sache auf einen Boden geſtellt, der uns als 
ein rechtlich durchaus unhaltbarer erſcheint. Schon der Erlaß 
des Kgl. preuß. Generalmajors Frhr. von Hilgers enthält eine 
Reihe äußerſt bedenklicher Sätze. Es iſt zunächſt nicht zu ver⸗ 
ſtehen, wie dieſer Erlaß das Hinſcheiden des Herzogs Wilhelm 
als ein „unbeerbtes“ bezeichnen kann. Denn ſelbſt wenn der 
rechtmäßige Erbe thatſächlich an der Ausübung der Regierung 
verhindert wäre, ſo würde demſelben dadurch ſein Erbrecht doch 
noch nicht genommen ſein. Und wenn der Herzog von Cumberland 
nicht der rechtmäßige Erbe wäre oder ſein Recht in irgend einer 
Weiſe verlieren könnte, ſo waren doch noch andere Erben da: zu⸗ 
nächſt der Sohn des Herzogs Ernſt Auguſt und wenn dieſer ſein 
Recht etwa auch verloren hätte, der Herzog von Cambridge, nach 
dieſem ſeine Schweſter, die regierende Großherzogin von Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz, deren Sohn der Erbprinz Adolf Friedrich von Meck⸗ 
lenburg⸗Strelitz und ſofort. Sodann erſcheint es irrig, wenn im 
Eingang und am Schluß des Erlaſſes dem Reiche ſo ohne Weiteres 
die Entſcheidung über die Erbfolge in Braunſchweig zugeſprochen 
wird. Endlich iſt es offenbar ein Irrthum, wenn der General⸗ 
major von Hilgers auf Grund der Artikel 11 und 17 der Reichs⸗ 
verfaſſung Sr. Majeſtät dem Kaiſer das Recht zuſchreibt, darüber zu 
wachen, „daß der rechtmäßigen Erledigung der Thronfolge nicht vor⸗ 
gegriffen und daß die an der Perſon des Herzogs haftenden militäri⸗ 
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ſchen Reſervatrechte ſicher geſtellt werden“. In dem Artikel 17 heißt 
es lediglich: „Dem Kaiſer ſteht die Ausfertigung und Verkündigung der 
Reichsgeſetze und die Ueberwachung der Ausführung derſelben zu.“ 
Wenn man in dieſer Weiſe die inneren Landesgeſetze zu den Reichsge⸗ 
ſetzen rechnet, die der Kaiſer zu überwachen habe, und wenn man zu 
dieſer Ueberwachung auch ohne Weiter es militäriſche Maßnahmen 
zählt, ſo könnte das doch zu einer recht weitgehenden Einmiſchung 
in die innern Angelegenheiten der Bundesregierungen führen. 
Allerdings beruft ſich der Erlaß des Generalmajors von Hilgers 
auch auf die Nr. 3 und 4 des § 4 des braunſchweigiſchen Geſetzes 
vom 16. Februar 1879. Es heißt aber in demſelben nur, der 
Regentſchaftsrath werde an den Kaiſer das erforderliche Er- 
ſuchen richten, damit das Verhältniß Braunſchweigs zum Reiche, 
namentlich das Stimmrecht im Bundesrath für die Dauer der 
proviſoriſchen Regierung geordnet werde; und er werde denſelben 
ferner erſuchen, über die Ausübung der Reſervatrechte während der 
Dauer des Proviſoriums die ihm erforderlich ſcheinenden Anord⸗ 
nungen zu treffen. Ein ſolches Erſuchen hat nicht ſtattgefunden 
und konnte bei dem Erlaß des Generalmajors von Hilgers auch 
gar nicht ſtattgefunden haben. 

Wir halten es von Wichtigkeit, die chronologiſche Aufeinander⸗ 
folge der Thatſachen, wie wir dieſelbe zu ermitteln vermochten, hier 
zu konſtatieren. Herzog Wilhelm von Braunſchweig ſtarb am 18. 
Oktober 1/ Uhr Morgens. Um 2 Uhr war die Nachricht in Braun: 
ſchweig. Sofort wurde auf Befehl des Generalmajors von Hil⸗ 
gers deſſen Proklamation geſetzt, gedruckt und in der Morgendäm⸗ 
merung — alſo etwa zwiſchen 6 und 7 Uhr — unter militäri⸗ 
ſcher Aufſicht an die Häuſer der Stadt angeklebt“). Erſt im 
weiteren Verlaufe des Vormittags konſtituirte ſich der Regent⸗ 
ſchaftsrath und erließ dann die erwähnte Kundgebung. 

) Das Schreiben des braunſchweigiſchen Staatsminiſteriums an den 


Herzog von Cumberland ſagt, der Erlaß des Generalmajors von Hilgers ſei 
am Morgen des 18. Oktober „zeitig“ publizirt worden. br 
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Die amtlichen Aktenſtücke ſind nur geeignet, den von uns an⸗ 
genommenen Sachverhalt zu beſtätigen. Der Erlaß des General⸗ 
majors von Hilgers ſagt mit keinem Worte, daß ein Erſuchen an 
ihn gerichtet worden ſei, und ebenſowenig beruft ſich die Bekannt⸗ 
machung des braunſchweigiſchen Regentſchaftsraths vom 18. Oktober 
oder etwa das Schreiben des braunſchweigiſchen Miniſteriums d. d. 
22. Oktober auf ein ſolches Erſuchen. Ja, die Wortfaſſung des 
letzteren ſchließt ein ſolches Erſuchen indirect aus“). Alles 
deutete ſchon damals darauf hin, daß die preußiſche Regierung 
die braunſchweigiſche Frage nicht als eine Rechtsfrage ſondern 
als eine Machtfrage behandeln wolle. Offiziöſe Blätter ſprachen 
es bald darauf auch geradezu aus, daß es ſich in der braun⸗ 
ſchweigiſchen Frage um eine Machtfrage handele und daß das 
Wohl der Nation mehr gelten müſſe, als die Rechte einer 
noch ſo vornehmen Familie; es war der von 1866 uns nur zu 
bekannte und die Grundlagen jeder Erbmonarchie negierende Aus⸗ 
druck des aller Rechtsſchranken entledigten „salus publica suprema 
lex esto.“ | 

Welche Verhandlungen zu gleicher Zeit mit dem Herzoge 
Eruſt Auguſt geführt wurden, darüber find wir nicht unterrichtet. 
Offenbar hat es ſich aber darum gehandelt, den Herzog zu einem 
Verzichte auf Hannover zu bewegen. Nach einem nicht unwahr⸗ 
ſcheinlichen Gerüchte iſt Preußen auch hierbei nicht ſtehen geblieben; 
es ſoll von dem Herzog noch außerdem verlangt haben, daß er 
ſich in einem Schreiben an die Hannoveraner wende und von dieſen 
verlange, gute Preußen zu werden. Ob man unter dieſen Bedin⸗ 
gungen den Herzog oder nur deſſen Sohn auf dem braunſchweigi⸗ 
ſchen Thron zulaſſen wollte, ſcheint noch obendrein mindeſtens äußerſt 
zweifelhaft. Der Herzog benahm ſich wie ein echter deutſcher 
Fürſt und ſo, wie wir es in Hannover erwartet hatten. Die⸗ 
jenigen ſahen ſich getäuſcht, welche aus der auch nach unſerer 


) Vergl. den dritten Abſatz dieſes Schreibens. 
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Anſicht zu großen Zugeknöpftheit des Gmundener Hofs auf ein 
Nachgeben des Herzogs ſchließen zu können gehofft hatten. Es tft 
ſicherlich nie einen Augenblick daran gedacht worden, wenn wir es 
auch für möglich halten, daß man ſich am Gmundener Hofe einer 
Täuſchung über die Abſichten der preußiſchen Regierung hinge⸗ 
geben hat, die in den Augen des Publikums Manches in einem 
falſchen Lichte erſcheinen ließ. 

Der preußiſche Antrag vom 21. Mai d. Is. hat dann 
volles Licht in dieſe Situation gebracht. Es iſt ſoviel über den⸗ 
ſelben hin und her geſprochen und geſchrieben worden, daß wir 
nicht Eulen nach Athen tragen möchten. Nur einige Punkte 
müſſen wir auch heute noch hervorheben. 

Die Berufung auf den Art. 76 der Reichsverfaſſung erſcheint, 
wie man jetzt in immer weiteren Kreiſen zugiebt, völlig unmög⸗ 
lich. Der Diſſenſus zwiſchen Preußen und dem Herzoge von 
Cumberland kann jedenfalls preußiſcherſeits nicht „zu den 
Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Bundesſtaaten“ gerechnet 
werden, weil dies vorausſetzen würde, daß Preußen denſelben 
als Herzog von Braunſchweig anerkenne. Mit dem braunſchwei⸗ 
giſchen Regentſchaftsrath beſtehen keine Differenzen. Jede Argu⸗ 
mentation aus dem „Geiſte“ eines Geſetzes heraus hat aber ihre 
großen Bedenken und iſt ein Nothbehelf, den man nur da, wo 
beſonders zwingende Umſtände vorliegen, zulaſſen darf. Die Ab- 
ſicht des Geſetzgebers muß ganz unzweifelhaft zur Seite 
ſtehen, um die Berufung auf den Geiſt des Geſetzes oder deſſen 
Ausdehnung per analogiam zuzulaſſen. Hier iſt aber gerade das 
Gegentheil der Fall. Es konnte die Abſicht bei der Schaffung 
der Reichsverfaſſung nicht ſein, dem Reiche auf die vage Behauptung 
hin, daß in der Zukunft einmal Streitigkeiten zwiſchen zwei Staaten 
eintreten könnten, ein Einmiſchungsrecht in die innern Ange⸗ 
legenheiten eines Bundesſtaats zu gewähren. Ein ſolches Ein⸗ 
miſchungsrecht könnte und würde mit Nothwendigkeit zu den 
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allerbedenklichſten Conſequenzen führen. Der Bundesrath würde 
dadurch in allen und jeden inneren Landesangelegenheiten competent. 
Es iſt nach unſerer Ueberzeugung auch höchſt unwahrſcheinlich, daß 
bei einer Zulaſſung des Herzogs von Cumberland auf dem braun⸗ 
ſchweigiſchen Thron Streitigkeiten zwiſchen dem Herzog von Braun⸗ 
ſchweig als ſolchem und dem Könige von Preußen entſtehen würden. 
Sollten ſie entſtehen, ſo würde dann der Art. 76 Platz greifen; 
ihn aber ſchon jetzt anzurufen, war offenbar unzuläſſig. Zweitens 
erklärte der preußiſche Antrag ausdrücklich, daß auch der per- 
ſönliche Verzicht des Herzogs auf Hannover für deſſen Zulaſſung 
in Braunſchweig nicht genügen könne: deutlicher konnte es nicht 
ausgeſprochen werden, daß nicht das Recht, ſondern — die Politik 
in dieſer braunſchweigiſchen Frage maßgebend ſein ſolle. Es entſpricht 
dieſe Behauptung ganz dem oben erwähnten Gerücht, daß Preußen 
von dem Herzog Ernſt Auguſt verlangt habe, er ſolle die Hanno⸗ 
veraner auffordern, gute Preußen zu werden, und daß dann doch 
nicht er, ſondern — fein Sohn als Herzog von Braunſchweig zu: 
gelaſſen werden ſolle. Sodann erſcheint die Drohung im höchſten 
Grade bedenklich, die der preußiſche Antrag in wenn auch etwas 
gewundenen, ſo doch nicht mißzuverſtehenden Worten enthielt. 
Wenn die Landeshoheit in Braunſchweig, ſagte derſelbe, in die 
Hände eines Fürſten gelegt würde, der einem Theile der Bevölke⸗ 
rung von Hannover als Prätendent auf die geſammte preußiſche 
Provinz dieſes Namens gölte, „ſo würde Seine Majeſtät der 
König von Preußen die Fürſorge für die Sicherheit im 
Lande ſelbſt in die Hand nehmen, wenn nicht die 
Inſtitutionen des Reiches die Mittel zur Ver⸗ 
hütung unmöglicher Zuſtände darböten“.“) Das war 


) Es macht durchaus den Eindruck, daß die Worte von „wenn nicht“ 
an von einer zweiten Hand hinzugeſetzt ſind. Hätten wir hierin Recht, ſo 
wäre der fragliche Satz als Symptom jedenfalls von noch größerer ſymp— 
tomatiſcher Bedeutung. Es iſt genau derſelbe Gedankengang als der, welcher 
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die Drohung mit der offenen Gewalt, die Drohung mit dem Kriege, 
obwohl beide in dem neugegründeten Reiche nicht möglich ſind. 
Beruht doch der Art. 76 eben auf dieſer Unmöglichkeit und weiſt 
derſelbe doch gerade deßhalb einen Weg, um Gewaltſamkeiten 
vorzubeugen. 

Endlich ging das Petitum des preußiſchen Antrages, wenn 
auch die Prämiſſen für ein Einſchreiten des Bundesraths gegeben 
wären, erheblich zu weit. In ſehr dankenswerther Weiſe macht 
die Broſchüre „Aktenſtücke zur Frage der Erbfolge im Herzogthum 
Braunſchweig“ auf die Worte aufmerkſam, mit denen der Geheime 
Rath von Savigny am 9. April 1867 die Annahme des Art. 76 
empfahl. Unter dem Wort „erledigt“, ſagt dieſer, ſei nur im Allge⸗ 
meinen angedeutet worden, daß der Bundesrath beſtrebt ſein 
werde, für eine an ihn gebrachte Angelegenheit, falls es ihm nicht 
gelinge, dieſelbe innerhalb ſeines Schooßes — er möchte ſagen im 
„Familienrathe“ — zu einer befriedigenden Löſung zu bringen, 
„diejenigen Rechtswege ſelbſt zu bezeichnen, auf denen die Sache 
zum Austrag kommen kann“. Es ſei dabei vorzugsweiſe auch 
der Fall einer „Verweiſung auf Auſträgal⸗Inſtanz“ vorausgeſehen. 
„Das verſtehen wir unter dem Worte „„erledigt““. 

Es bedarf wohl keiner Auseinanderſetzung, daß dem Worte 
„erledigt“ hier eine Bedeutung gegeben wird, welche von derjenigen 
gänzlich abweicht, die jetzt der preußiſche Antrag demſelben zu 
geben verſuchte. Falls der Bundesrath den Fall des Art. 76 für 
gegeben hielt und im Sinne der offiziellen Erklärung von 1867 
verfahren wollte, mußte er zunächſt ein kontradiktoriſches Verfahren 
einleiten und zu dieſem Zwecke — vorausgeſetzt, daß von dem Her⸗ 
zoge von Cumberland zur Zeit einmal abgeſehen werden ſoll — 
den braunſchweigiſchen Regentſchaftsrath zu einer Aeußerung auf⸗ 
eine officiöſe Zeitung im Verlaufe der Differenzen zwiſchen Reichskanzler und 


Reichstag einſt mit dem Austritte Preußens aus dem neuen Reiche zu drohen 
verleitete. 


fordern, um dann zwiſchen Braunſchweig und Preußen eine Ver⸗ 
ſtändigung auf gütlichem Wege zu verſuchen. Wäre dieſer Verſuch 
mißglückt, ſo würde der Bundesrath dann einen Rechtsweg zur 
Erledigung der Angelegenheit zu bezeichnen und dabei vorzugs⸗ 
weiſe eine Auſträgal⸗Inſtanz ins Auge zu faſſen gehabt haben. 

Der preußiſche Antrag vom 21. Mai ſah dagegen von einem 
kontradiktoriſchen Verfahren ebenſo völlig ab, als von einem Rechts⸗ 
wege für den Fall, daß die von dem Bundesrathe zu verſuchende 
Vermittelung ſcheitern ſollte. Von einer Vermittelung zwiſchen 
zwei Parteien, die doch den Grundgedanken des Art. 76 bildet, 
war überhaupt keine Rede. Es trat an die Stelle der Ber: 
mittelung nach kontradiktoriſchem Verfahren ein adminiſtratives 
und ſo zu ſagen polizeiliches Eingreifen. 

Auch noch in anderer Beziehung erſchien das preußiſche Pe— 
titum ſehr bedenklich. Der Wortlaut war allerdings durchaus vage 
gehalten. Es ward nicht mit Beſtimmtheit geſagt, ob das Recht des 
Herzogs oder nur die Ausübung deſſelben aus politiſchen Gründen 
ausgeſchloſſen werden ſolle. Eine prinzipielle Anerkennung des 
Erbrechts des Herzogs von Cumberland ward nicht ausgeſprochen 
und es geht aus der Begründung im Gegentheile hervor, daß man 
ſich über das Recht an ſich zur Zeit nicht äußern und daſſelbe 
als möglicher Weiſe anfechtbar hinſtellen wollte. Es ward alſo 
durch den preußiſchen Antrag in keiner Weiſe der Boden für 
eine fürſtliche Regentſchaft nach dem Ablaufe des Trauerjahres 
geebnet; und ebenſo wenig führte derſelbe etwa zu einer Aner⸗ 
kennung des Sohnes des Herzogs von Cumberland. Man 
kann ſich deßhalb nicht wundern und es liegt darin wohl ein 
Ausplaudern deſſen, was man eigentlich wollte, wenn in Ber— 
liner Zeitungen hervorgehoben wurde, daß der preußiſche Antrag 
ſich ebenſowohl gegen das Erbrecht des Sohnes des Herzogs von 
Cumberland richte, oder wenn mit Hinweiſung auf das, was der 
preußiſche Antrag nicht ſagte, verlangt ward, daß Braunſchweig 
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zum Reichsland erklärt werde. Es paßte vollſtändig dazu, wenn 
man hervorhob, daß Preußen im Antrage vom 21. Mai offen⸗ 
bar noch nicht ſein letztes Wort geſprochen habe, oder wenn 
man von den verſchiedenſten Seiten verlangte, daß kein Proviſo⸗ 
rium ſondern ein Definitivum geſchaffen werde. Denn wie ſoll 
ein Definitivum anders als auf dem Wege der Gewalt möglich 
ſein, wenn man den Herzog von Cumberland nicht zulaſſen will? 

Kein Zweifel! In dem preußiſchen Antrage vom 27. Mai 
lag — ſeine Urheber mögen dabei noch jo ſehr in bona fide 
geweſen ſein — ein Attentat gegen das zur Zeit in Deutſchland 
geltende Recht. Die „Liberalen“ ſollten es wohl bedenken, daß dieſe 
preußiſchen Rechtsdeduktionen ganz von demſelben Schlage ſind, 
als die, mit denen man in der Hamburger: reſp. Elbſchifffahrts⸗ 
Frage und dann ſpäter in der Frage des zweijährigen Budgets 
vor den Reichstag getreten iſt. Wir ſind ſtets der Meinung ge⸗ 
weſen, daß die „liberale“ Oppoſition ſich völlig lahm lege, wenn ſie 
dem Tadel der inneren Bismarck'ſchen Politik eine rückhaltloſe 
Anerkennung von deſſen auswärtiger Politik vorausſchicke. Wenn 
die „Liberalen“ aber jetzt die lebertragung der auswärtigen Politik 
auf das Verhältniß zu den deutſchen Einzelſtaaten zulaſſen und 
ſogar befürworten, ſo iſt mit Beſtimmtheit vorauszuſagen, daß 
ſie niemals gegen den Fürſten Bismarck und ſeine Schüler auf⸗ 
kommen werden. Wie man die Einzelſtaaten behandelt, ſo darf 
und wird man z. B. auch den Reichstag behandeln. 

Die Konſervativen haben in dieſer Sache weit mehr auf ihrem 
Poſten geſtanden. Mehr und mehr hat man auf ihrer Seite den 
Irrweg erkannt, auf den der preußiſche Antrag führte. In höchſt 
anerkennenswerther Weile trat daneben das Centrum auf feiner 
ganzen Linie für das Recht in der braunſchweigiſchen Frage ein. 
Der Inſtinkt weiterer Kreiſe drängte mehr und mehr auch die po— 
litiſch Farbloſen zu der gleichen Anſchauung. Die Bewegung war 
durchaus ſpontan. Sicher wurden auch „Liberale“ allmählich von 


diefer Strömung ergriffen oder vermochten ſich doch derſelben 
nicht ganz zu entziehen. Es erwachte etwas von dem alten Rechts⸗ 
gefühl unſerer Nation. 

Daß man in dieſer Weiſe eines der älteſten und geſchichtlich 
hervorragendſten Fürſtengeſchlechter aus den Reihen des deutſchen 
Fürſtenthums völlig verdrängen wollte, — das ging dem geſunden 
deutſchen Gefühl denn doch zu weit. Die ſonſt ſo wenig beachtete 
„welfiſche“ Preſſe für dieſe Bewegung verantwortlich zu machen, 
heißt die Wahrheit völlig verkennen. 

Um über die Deutſch⸗Hannoveraner noch ein Wort zu jagen, 
ſo treten wir in dieſer braunſchweigiſchen Frage gerade ebenſo für 
das Recht ein, wie wir in den beiden obengenannten Fragen für 
das Recht eingetreten ſind. Und wir vertheidigen das föderative 
Prinzip, wie wir es im Jahre 1883 bei Gelegenheit des zwei— 
jährigen Budgets gethan haben. Nicht, daß wir nicht wirklich 
wünſchten, es gäbe ein Reichsgericht für ſolche Erbfolgeſtreitig— 
keiten, oder das beſtehende Reichsgericht ſei für dieſelben kompetent: 
gerade die Hannoveraner haben 1867 im Reichstage für ein Reichs⸗ 
gericht geſtimmt und dieſe braunſchweigiſche Frage gibt ihnen nur 
zu ſehr Recht. Die Verweiſung an eine Auſträgal-Inſtanz hätte na⸗ 
türlich ebenſo wenig ein Bedenken. Aber eine Regelung dieſer Ange⸗ 
legenheit nach Gründen der Politik d. h. nach dem ſo zu ſagen ſub⸗ 
jectiven Ermeſſen des Bundesraths bleibt — ein Gewaltakt, der die 
ſchlimmſten Conſequenzen haben muß. Auch die Zuſtimmung des 
braunſchweigiſchen Regentſchaftsraths und der braunſchweigiſchen 


Stände⸗Verſammlung — ſie erſcheinen doch immerhin in einem 


ähnlichen Lichte wie das Benehmen der Hamburger in der Frei⸗ 
hafenfrage — kann dieſen Sachverhalt nicht ändern. 

Der Verfaſſer weiß auch ſeinen Standpunkt nicht beſſer zu 
kennzeichnen, als durch die trefflichen Worte, mit denen die 
mehrerwähnte Broſchüre die durch den preußiſchen Antrag vorge 
ſchlagenen Maßregeln charakteriſirt: „Wird eine ſolche äußerſte 
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Maßregel ohne die feſte Unterlage einer dazu ermächtigenden 
Beſtimmung der Reichsverfaſſung gebraucht, gebraucht nicht 
zur Schlichtung einer vorhandenen, den Frieden des Reichs 
wirklich und ernſtlich bedrohenden Streitigkeit, ſondern um Streitig⸗ 
keiten, die lediglich als künftig möglich angenommen werden und 
von denen Niemand gegenwärtig ernſte Gefahr für Beſtand und 
Frieden des Reichs beſorgen kann, vorzubeugen, fo iſt die Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Bundesſtaaten, ihrer Fürſten und Verfaſſungen 
damit auf das Tiefſte erſchüttert“ ). 

Auch an den deutſchen Höfen hat das preußiſche Vorgehen 
offenbar mannigfache Bedenken hervorgerufen. Es ſah einen Augen⸗ 
blick aus, als wenn ſich der Bundesrath, wir wollen nicht ſagen 
zu einer That, aber doch zu einer ſelbſtſtändigen Handlungsweiſe 
aufraffen würde. Sechs Wochen ſind darüber hingegangen, bis 
derſelbe ſchlüſſig geworden iſt. Es fragt ſich, inwiefern der dann am 
2. Juli gefaßte Beſchluß eine Abwehr des preußiſchen Verſuchs 
enthält. 

Wir wollen auch hier wieder Alles einräumen, was wir 
irgend wie einzuräumen vermögen, und uns auf dasjenige be- 
ſchränken, was uns völlig unzweifelhaft erſcheint. 

In zwiefacher Beziehung enthält der Beſchluß des Bundes— 
raths dem preußiſchen Antrage gegenüber eine entſchiedene Ver⸗ 
beſſerung; und inſofern als er von Preußen mitgefaßt iſt, alſo einen 
preußiſchen Rückzug. Einmal iſt die Bezugnahme auf den Artikel 
76 weggefallen und ſodann die Behauptung des preußiſchen An⸗ 
trags, daß ſelbſt ein perſönlicher Verzicht des Herzogs deſſen 
Zulaſſung in Braunſchweig nicht ermöglichen würde. Durch das 
Erſte werden für die Zukunft die bedenklichſten Conſequenzen ver⸗ 
mieden, welche das Eingehen auf den preußiſchen Gedankengang 
hätte haben müſſen. Durch das Zweite ſoll wenigſtens das 
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Eingreifen des Bundesraths des rein politiſchen Charakters ent- 
kleidet werden. 

Es läßt ſich auch noch manches Andere zum Vortheile des 
geſchickt abgefaßten Bundesraths-Beſchluſſes ſagen. Ein Zweifel 
an dem Rechte des Herzogs von Cumberland auf die braunſchwei— 
giſche Erbfolge wurde im Gegenſatze zu dem preußiſchen Antrage 
in keiner Weiſe ausgeſprochen, und man kann ſagen, daß hierin 
eine indirekte Anerkennung dieſes Erbrechts enthalten ſei. Der Sinn 
des Bundesraths-Beſchluß kann eigentlich nur der ſein, daß der 
Herzog von Cumberland, weil und ſo lange er auf Hannover nicht 
verzichte, in Braunſchweig regierungsunfähig ſei. 

Dennoch erſcheint der Bundesraths-Beſchluß vom 2. Juli 
kaum als geeignet, um einem weiteren Vordringen der oben cha— 
rakteriſirten preußiſchen Tendenzen nennenswerthe Hinderniſſe ent⸗ 
gegen zu ſtellen. Die Kompetenz des Bundesraths iſt in keiner 
Weiſe begründet. Noch immer fehlt es an „der feſten Unterlage 
einer dazu ermächtigenden Beſtimmung der Reichsverfaſſung“; und 
es iſt im Grunde noch bedenklicher, wenn es jetzt aufgegeben 
wird, einen Titulus für die Entſcheidung des Bundesraths zu 
ſuchen. Es will uns ſcheinen, daß die verbündeten 
Regierungen, wenn ſie die Ausſchließung des Herzogs von 
Cumberland für nöthig, und das Reich zu einer Entſcheidung in 
dieſer Frage für berechtigt hielten, dem Reichstage eine 
darauf bezügliche Geſetzesvorlage hätten machen 
müſſen. 

Eben ſo unbefriedigend iſt der materielle Inhalt des Beſchluſſes. 
Es iſt auch hier wieder ſicher geſchickt, wenn derſelbe lange Rechts— 
deduktionen vermeidet. Andererſeits ſind aber die beiden Sätze, 
durch welche die Ausſchließung des Herzogs begründet werden 
ſollen, ſo mager, daß man kaum weiß, was man dazu ſagen ſoll. 
Wir wiſſen freilich nicht, ob und welche weitere Begründung der 
Erklärung des Bundesraths vorausgeſchickt und dem Publikum 
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vorenthalten iſt. So wie die beiden Sätze aber iſolirt hin: 
geſtellt erſcheinen, enthalten fie eine Art petitio principii, 
Es ſoll mit den Grundprinzipien der Bündnißverträge und der 
Reichsverfaſſung nicht vereinbar ſein, daß der Herzog von Cum— 
berland 1) „in einem dem reichsverfaſſungsmäßig gewährleiſteten 
Frieden unter Bundesgliedern widerſtreitenden Verhältniſſe zu 
dem Bundesſtaat Preußen ſich befinde“ und 2) „daß er An⸗ 
ſprüche auf Gebietstheile dieſes Bundesſtaates geltend mache.“ 
Das iſt ja eben die Frage, ob ohne ein dies ausdrücklich aus⸗ 
ſprechendes Geſetz und im Gegenſatze zu dem, was in Deutſchland 
tauſendfach vorgekommen, ein Fürſt von der Regierung eo ipso 
dadurch ausgeſchloſſen werde, daß er Anſprüche auf Gebietstheile 
eines anderen Reichsgliedes erhebt. Was aber den erſten Satz 
betrifft, ſo vermögen wir uns unter dem darin liegenden Einwande, 
ſoweit derſelbe nicht mit Punkt 2 zuſammenfällt, nichts anderes 
vorzuſtellen, als wieder jenen „ideellen Kriegszuſtand“, mit dem 
Preußen ſo wenig Glück gemacht hat. 

Die Form der Ausſchließung ſelbſt iſt eine andere als die 
des preußiſchen Antrags. Dieſer hatte ſich lediglich auf das 
salut public zurückgezogen. Der Bundesrath erklärt die Re⸗ 
gierung des Herzogs Ernſt Auguſt in Braunſchweig nicht, wie 
Preußen es beantragt hatte, mit der Sicherheit des Reichs, ſon⸗ 
dern mit den Bündnißverträgen und der Reichsverfaſſung unver⸗ 
einbar. Es iſt alſo ſo zu ſagen eine rechtsphiloſophiſche Deduktion, 
welche an die Stelle einer Berufung auf die politiſche Nützlichkeit 
tritt. Wir finden auch hierin wieder einen Vorzug des Beſchluſſes 
und einen — preußiſchen Rückzug. Es iſt aber doch ſchließlich 
wieder nur die ſo zu ſagen ſubjective Auffaſſung des Bundesraths, 
— der Ausdruck „Ueberzeugung“ iſt ganz bezeichnend —, welche 
maßgebend ſein ſoll. 

Die Unbeſtimmtheit des preußiſchen Petitums iſt dennoch der 
Hauptſache nach nicht vermieden. Die ausdrückliche Anerkennung, 
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eines dem Herzoge Ernſt Auguſt an ſich zuſtehenden Erbrechts 
iſt nicht ausgeſprochen. Es bleibt vollends unentſchieden, ob das 
Recht des Herzogs von Cumberland durch ſeine Stellung zur 
hannoverſchen Frage vernichtet oder nur ſuspendirt wird. Es 
bleibt alſo mindeſtens die Frage eine offene, ob der Herzog von 
Cumberland als der im Sinne des braunſchweigiſchen Regent⸗ 
ſchafts⸗Geſetzes verhinderte Thronfolger betrachtet werden ſolle oder 
ob eine Vormundſchaft für deſſen älteſten Sohn einzutreten habe. 
Aber auch deſſen Erbrecht iſt noch nicht völlig gegen etwaige 
Angriffe geſichert. 

Es gehört nicht viel dazu, um zu erkennen, daß die braun⸗ 
ſchweigiſche Erbfolge⸗Frage durch dieſen fo erſichtlich auf dem Wege 
des Compromiſſes entſtandenen Bundesraths⸗Beſchluß nicht definitiv 
erledigt werden wird. Die ſchleswig⸗holſteiniſche Frage war ſeiner 
Zeit der Prüfſtein für den alten Bundestag und er iſt daran zu 
Grunde gegangen, daß er ſich nicht rechtzeitig zu der nöthigen 
Energie in derſelben aufraffen konnte. Die braunſchweigiſche Frage iſt 
der Prüfſtein für den Bundesrath; und wie damals die „liberale“ 
Färbung dem Auguſtenburgiſchen Rechte im Wege ſtand, ſo ſteht 
jetzt die deutſchhannoverſche Färbung dem „welfiſchen“ Erbrecht im 
Wege. Noch immer kommt es thatſächlich nur darauf an, daß 
der Herzog Ernſt Auguſt und event. deſſen älteſter Sohn als erb⸗ 
berechtigter Thronfolger im Prinzipe anerkannt und daß im erſteren 
Falle eine Regentſchaft, im zweiten eine Vormundſchaft in Braun⸗ 
ſchweig eingeſetzt werde!). 


) Für den Fall einer Regentſchaft würde zunächſt der Herzog von Cam⸗ 
bridge der zur Regentſchaft Berufene ſein. Der § 5 des braunſchweigiſchen 
Regentſchafts-Geſetzes hat auch deſſen Rechte reſervirt. Es iſt allerdings 
zu bedauern, daß der Herzog von Cambridge ſeine Stellung und ſeinen dauernden 
Wohnſitz in England beibehalten zu können ſich vorbehielt. Sein Recht kann 
ihm aber dadurch nicht genommen werden. Auch iſt es irrig, wenn man in 
dem Herzog von Cambridge durchaus einen Engländer ſehen will. Er iſt der 
Sohn des als General⸗Gouverneur und Vizekönig um Hannover ſo hochver⸗ 
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Wir möchten aber bezweifeln, daß den durch das preußiſche 
Vorgehen einmal aufgeregten und darin zum Ausdruck gekommenen 
annexioniſtiſchen Leidenſchaften mit einem ſolchen Verlaufe gedient 
wäre, und daß ſie ſich bei demſelben beruhigen werden. Selbſt 
in dieſem Augenblicke fehlt es nicht ganz an höchſt bedenklichen 
Andeutungen der Berliner Offiziöſen. Man hat ſogar für den 
Fall, daß „unvorſichtige Schritte und Agitationen“ von „welfiſcher“ 
Seite erfolgen ſollten, mit preußiſchen Anträgen gegen die Nach⸗ 
kommenſchaft des Herzogs von Cumberland gedroht: wie wenig 
ritterlich es iſt, in dieſer Weiſe die unſerm Herzoge ſchuldige Rück⸗ 
ſicht gegen uns als Waffe zu gebrauchen, wird wohl Jeder fühlen. 
„Ob ein etwaiger Beſchluß der braunſchweigiſchen Kammer“, heißt es 
dann in einer ſolchen Korreſpondenz weiter, „das Land dem Kaiſer als 
Reichsland zu empfehlen, die Situation zu ändern geeignet wäre, 
laſſen wir dahingeſtellt.“ Man ſieht, wie ſolche Stimmen durch⸗ 


dienten älteren Herzogs von Cambridge, der vom Ende des vorigen Jahrhun- 
derts an bis zum Jahre 1837 ſeine beſte Manneskraft dem Lande Hannover 
gewidmet hat und auch in der Franzoſenzeit einen rühmlichen Namen ſich zu 
machen verſtand. Daß auch die Mutter des Herzogs eine Deutſche iſt, ſei 
hier nur nebenbei erwähnt. Wichtiger aber iſt es, daß der jetzige Herzog von 
Cambridge in Hannover und alſo als Deutſcher geboren ward und ſeine Kind— 
heit dort verlebte. Er dürfte den deutſchen Verhältniſſen erheblich näher ſtehen, 
als z. B. der Herzog von Edinburg. Will der Herzog von Cambridge, was 
wir nach den Andeutungen ſeines letzten Briefes an den Grafen Görtz-Wris⸗ 
berg nicht glauben möchten, durchaus ſeinen Wohnſitz und ſeine Stellung in 
England beibehalten, ſo wird er für eine Vertretung in Deutſchland zu ſorgen 
haben. Kommt dagegen der Herzog für den Regentſchaftspoſten aus irgend 
einem Grunde in Wegfall, jo greift der $ 6 des braunſchweigiſchen 
Regentſchaftsgeſetzes Platz, wenn man de jure den Herzog Ernſt 
Auguſt als Herzog anerkennt. Erkennt man dagegen deſſen Sohn: den Prinzen 
Georg Wilhelm als Herzog an, ſo findet das Regentſchaftsgeſetz keine Anwen⸗ 
dung und würde eine Vormundſchaft anzuordnen ſein. Es kommt zunächſt 
auch hier wieder der Herzog von Cambridge in Betracht. Eventuell wird 
man an die Conſtituirung einer andern Vormundſchaft zu denken haben. 
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aus wieder an die Fühler anknüpfen, mit denen die Offiziöſen den preu⸗ 
ßiſchen Antrag vom 21. Mai begleitet haben. Soll ein Rückzug 
damit verdeckt werden oder ſind es umgekehrt die Vorboten zu⸗ 
künftiger Schritte? Wir fürchten, daß es bald genug wieder heißen 
werde, es dürfe kein Proviſorium in Braunſchweig geſchaffen 
werden. 


Reſultate. 


Im Grunde bleibt die braunſchweigiſche Frage, wie wir uns 
zu zeigen bemüht haben, noch immer in der Schwebe. Dennoch 
dürfen wir ſchon heute auf wichtige Reſultate, welche dieſelbe ge⸗ 
habt hat, hinweiſen. Nicht der Bundesraths⸗Beſchluß, ſondern 
der preußiſche Antrag vom 21. Mai iſt unſeres Erachtens das 
charakteriſtiſche Zeichen der Zeit. Es liegt klar am Tage, daß, 
wie die Dinge heute liegen, das preußiſche Vorgehen durch die 
Haltung der hannoverſchen Bevölkerung, durch die Haltung der 
deutſchhannoverſchen Partei unter keinen Umſtänden gerechtfertigt 
werden kann. Die Ungeheuerlichkeit des Mittels würde jedenfalls 
in keinem Verhältniſſe zu dem als Uebel Bekämpften ſtehen. Man 
hat die Wahl, was man als den eigentlichen Grund des preußi⸗ 
ſchen Vorgehens betrachten will: ob den Expanſionstrieb oder das 
innere Bewußtſein, von dem, was 1866 geſchehen iſt. Die Ge⸗ 
ſchichte wird dereinſt urtheilen, daß das damals Geſchehene nach 
einem bekannten Dichterwort weiter und weiter geführt hat. Hier 
liegt das entſcheidende Moment für die fernere Entwickelung 
unſerer deutſchen Verhältniſſe. 

Das Einzige, was man zur Rechtfertigung einer Revolution 
und alſo auch zur Rechtfertigung des 1866 Geſchehenen ſagen 
kann, beſteht darin, daß die Verhältniſſe unheilbare geweſen ſeien, 
daß der Knoten habe zerhauen werden müſſen, daß aber nunmehr 
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der anormale Weg der Gewalt wieder verlaſſen und durch eine 
neue Rechtsordnung erſetzt werden ſolle, welche unverbrüchlich ge— 
halten werden müſſe. Daß das Recht das einzig Normale und 
in einem Staatsweſen Mögliche ſei, leugnet dieſe Auffaſſung nicht. 
Auch ihr erſcheint die Revolution als eine Krankheit, wenn auch 
als eine nothwendige. Wo das innere Volksleben noch ein ge 
ſundes war, hat man, wie in der Schweiz des Mittelalters und 
in dem England des 17. Jahrhunderts, ſo raſch als möglich 
wieder in geſetzmäßige Bahnen eingelenkt und das Geſetz recht 
eigentlich zum Mittelpunkte des ganzen Volkslebens gemacht. 

Es ſchien möglich, daß die Dinge ſich auch bei uns fo ge 
ſtalten würden, und wir haben bei vielen unſerer Gegner ein auf⸗ 
richtiges Streben nach dieſer Seite hin geſehen. 

Dem gegenüber ſtand aber von vornherein die Beſorgniß, daß 
es bei uns anders gehen werde und müſſe. Wenigſtens die An⸗ 
nexionen und insbeſondere die von Hannover erſchienen ſo unmo⸗ 
tibirt, daß fie nur als eine Abſchlagszahlung für das revolutionäre 
Gelüſte erſcheinen konnten. Dabei war Alles ſo unglaublich leicht 
gegangen, daß dies weiter und weiter locken mußte. Preußens 
Geſchichte ſeit dem ſiebenjährigen Kriege und mehr noch ſeit der 
Theilung Polens wieſen nach dieſer Seite. Unſere ganze Zeit 
und leider auch unſer armes Deutſchland ſind ſeit dem Ende des 
vorigen Jahrhunderts dermaßen von revolutionären Auffaſſungen 
angeſteckt, daß jeder Schritt auf der Bahn der Revolution zu un⸗ 
abſehbaren Conſequenzen führen muß. 

Unſere Geſinnungsgenoſſen haben deßhalb vom erſten Augen⸗ 
blicke an behauptet, daß die deutſche Revolution durch das Jahr 
1866 nur eingeleitet ſei und daß dieſelbe weiter und weiter 
führen müſſe. 

Wenn man den vielen guten Willen ſah, der ſich nach dem 
Jahre 1870 auf der Gegenſeite zeigte, ſo konnte man irre werden 
an dieſer Ueberzeugung. Die Ereigniſſe aber haben uns leider 
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Recht gegeben. Schon der Culturkampf war durch nichts motivirt 
und ſtellte ſich bei einer ſo jungen Schöpfung, wie das neue Reich 
es war, als ein grober Fehler dar. Die Geſchichtsſchreiber einer 
ſpäteren Zeit werden urtheilen, daß die deutſche Revolution von 
1866 noch ſo im „Schuſſe“ geweſen ſei, daß ſie ein neues Opfer 
gefordert habe. 

Die ſcheinbare Zurückwendung zu konſervativen Grundſäzen, 
die mit dem Jahre 1879 begann, konnte doch nicht loskommen 
von der einmal betretenen revolutionären Bahn; es konnte 
tief traurig ſtimmen, wenn man ſah, wie jene Leidenſchaftlichkeit 
und jene — Kühle für das Rechtsprinzip, welche das Jahr 1866 
und die Zeit der Maigeſetzgebung kennzeichnen, jetzt in gewiſſer 
Beziehung und bis zu einem gewiſſen Punkte auch auf dem ge⸗ 
werblichen, ſozialen und den damit verbundenen Gebieten Platz 
griffen. 

Noch konnten alle dieſe Dinge immerhin je nach den verſchie⸗ 
denen Parteiſtandpunkten in Zweifel gezogen werden. Jetzt trat zum 
erſten Male nach 1866 die offene und klare Tendenz hervor, die 
willkürliche Entſcheidung nach den Grundſätzen der Politik d. h. 
der salus publica an die Stelle der Rechtsentſcheidung innerhalb 
des Reiches zu ſetzen. Wir wiſſen wohl, wie es kommen konnte, 
daß man die Proklamation der Prinzipien des Wohlfahrts⸗Aus⸗ 
ſchuſſes von ſo verſchiedenen Seiten mit Jubel begrüßt hat. 
Denn wir gedenken jenes Wortes aus der erſten franzöſiſchen 
Revolution, daß Frankreich unbeſieglich ſei, ſo lange es auf den 
Bahnen der Revolution bleibe. Aber wir warnen alle wirklich 
freiheitlich geſinnten Männer vor einer Bahn, die wahrlich nicht 
blos in Frankreich zur Tyrannis geführt hat und ſtets zur Tyrannis 
führen wird. Auch den „Liberalen“ gegenüber iſt Fürſt Bismarck 
weit genug gekommen. Ein falſcher Schritt kann ihr Verderbenzſein.“) 

*) Der Verfaſſer macht übrigens, auch davon abgeſehen, kein Hehl daraus, 


daß es uns ſchmerzlich berühren muß, der großen Mehrheit aller „liberalen“ 
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Die „Liberalen“ haben auch hier wieder von einer Acht ge 
ſprochen, die über den Herzog von Cumberland durch den Bun⸗ 
desrath verhängt werden ſolle. Eine Acht würde aber doch ſtets 
nur gegen denjenigen verhängt werden können, von dem die Thaten, 
welche man treffen will, ausgingen. Wo aber hat man jemals 
von einer Acht gehört, die viele Jahre ſpäter gegen den 
unbetheiligten Sohn verhängt wurde? 

Man hat ſich nicht entblödet, eine Ausſchließung der geſamm⸗ 
ten welfiſchen Dynaſtie mit der Begründung zu verlangen, daß 
dieſelbe von jeher eine reichsfeindliche geweſen ſei. Der Verfaſſer 
ſpricht es offen aus, daß er in dem entſcheidenden Kampfe zwiſchen 
Kaiſer Friedrich Rothbart und Heinrich dem Löwen nicht auf der 
Seite des letzteren ſteht. Es betrifft dies aber nur eine kurze 
Epiſode. Heinrich der Löwe hat ſchwer für ſein Vergehen gebüßt. 
Die Sache war damit abgethan und mußte damit abgethan ſein 
und ſein geſammtes Geſchlecht hat ſeitdem, wie kaum 
ein anderes in Deutſchland, treu zu Kaiſer und Reich 
geſtanden. Es braucht nicht geſagt zu werden, daß die Ge— 
ſchichte der welfiſchen Dynaſtie die der hohenzollernſchen hierin 
übertrifft. Die hannoverſche Geſchichte hat im Weſentlichen nur 
eine Ausnahme aufzuweiſen: es iſt die Theilnahme Hannovers für 
Preußen im ſiebenjährigen Kriege. Wir ſollten aber meinen, daß 
Preußen uns Hannoveranern dafür Dank ſchuldig ſei. Die großen 
Dienſte, welche die welfiſche Dynaſtie Deutſchland in der Ver— 
theidigung gegen Frankreich geleiſtet hat, bedürfen, auch hiervon 
abgeſehen, keines Beweiſes. Auch im Anfange dieſes Jahrhunderts 
würden wir ohne die engliſche Mithülfe der Franzoſen nicht Meiſter 
geworden fein, und es iſt leicht nachweisbar, daß die haͤnnoverſche 


Organe noch in ſolcher Weiſe als Gegnern zu begegnen, nachdem wir während 
6 Jahren ſo oft an der Seite der Linken gekämpft haben. Wir ſind auch 
überzeugt, daß die „Liberalen“ uns bald genug ſervil nennen würden, wenn 
wir anders handelten. Doch kommt das hier natürlich nicht in Betracht. 
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Dynaſtie in England die Seele des Kampfes gegen Frankreich 
war und daß nach menſchlichem Ermeſſen die engliſche Politik ohne 
die Welfen eine weſentlich andere geweſen wäre; und wo bleiben 
die preußiſchen Schmäher der welfiſchen Dynaſtie mit jenen braun⸗ 
ſchweigiſchen Herzögen, die ſo weſentlich zu den Erfolgen Friedrichs 
des Großen beitrugen einerſeits und mit jenem Herzog Karl von 
Oels andererſeits, der da mit zu denen gehörte, welche das Signal 
zu den Freiheitskriegen gegeben haben? 

Der hannoverſche Zweig der Welfen ſoll durch die Weber: 
ſiedelung nach England eine fremde Dynaſtie geworden ſein. Es 
iſt aber klar, von welchem Segen dieſe Verpflanzung für Deutſch⸗ 
land, Frankreich gegenüber, geweſen iſt. Es ſteht daneben feſt, 
daß die beiden erſten Könige aus dem Haufe Hannover ſich durch— 
aus noch als Deutſche fühlten und gerade darum von den Eng⸗ 
ländern als Fremde betrachtet wurden. Erſt Georg III. war in 
England geboren und erſt ihn haben die Britten als Engländer 
gelten laſſen. Es iſt aber bekannt, welche große Rolle die Sym— 
pathien für ſein Heimathland gerade bei ſeiner Politik ſpielten 
und wie eiferſüchtig die Engländer in dieſer Beziehung waren. 
Von dem Herzog von Cambridge war ſchon oben in einer An- 
merkung die Rede. König Ernſt Auguſt hatte wie dieſer die Aus⸗ 
bildung auf einer deutſchen Hochſchule genoſſen und lebte vor ſeiner 
Thronbeſteigung lange Jahre in — Berlin. 

Die Ausſchließung aller „fremden Prinzen“ von der Regie⸗ 
rung deutſcher Länder durch ein förmliches Reichsgeſetz iſt nament⸗ 
lich neuerdings in Ausſicht genommen. Aber wäre dieß nicht 
wieder ein „Ausnahmegeſetz“ und kann die Competenz des Reichs 
zu einer jo einſchneidenden Maßregel im „Geiſte“ der Bundes— 
verträge begründet ſein? Hinſichtlich des Herzogs von Edinburg 
hat bis dahin jedenfalls Niemand an ſo etwas gedacht. Wir be⸗ 
ſtreiten natürlich, daß ſchon ein engliſcher Titel einen deutſchen 
Fürſten zum Fremden macht. Aber man bedenke, daß ſelbſt bei 
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einer Ausdehnung auf den Herzog von Cumberland und deſſen 
Deſcendenz die braunſchweigiſche Frage durch ein ſolches Geſetz 
nicht aus der Welt geſchafft würde. Wir willen nicht, ob auch die 
Großherzogin von Mecklenburg-Strelitz als eine fremde Prinzeſſin 
gelten fol. Das Erbrecht ihres Sohnes würde aber doch jeden- 
falls von allen dieſen Ausſchließungen nicht berührt werden. 
Auch von einer Expropriation zum Beſten des Geſammt⸗Va⸗ 
terlandes hat man wieder geſprochen. Wo aber liegt hier das 
wahre Intereſſe des Reichs? Wir drehen die Sache um und ſagen, 
es müſſe zunächſt das Recht in dieſer braunſchweigiſchen Frage 
gewahrt werden; und wenn dieſes Recht zu der politiſchen Her⸗ 
ſtellung Hannovers führe, ſo müſſe natürlich auch dieſe erfolgen. 
Die jetzt ſcheinbar ſo verwickelte braunſchweigiſche Frage 
wird äußerſt einfach, wenn man wenigſtens hier die Wahrung des 
Rechts als etwas ganz Selbſtverſtändliches betrachtet, nach dem 
die politiſchen Geſichtspunkte ſich richten müſſen. Wenn aber jetzt, 
nachdem die Revolution des Jahres 1866 einen angeblichen Ab⸗ 
ſchluß gefunden hat und nachdem eine neue Rechtsordnung in 
Deutſchland begründet worden iſt, von den Gründern deſſelben 
in einer ſo viel flagranteren Weiſe dagegen gefrevelt wird, als 
dies ſeiner Zeit in der Hamburger und in der Frage des zwei: 
jährigen Budgets geſchah, ſo wird die ganze neue Rechtsordnung 
in Frage geſtellt und untergraben. Wir ſollten denken, daß 
wir und unſere Geſinnungsgenoſſen in dieſer Sache die wahren 
Reichsfreunde ſind, nicht aber die Verfechter des preußiſchen 
Antrages. Wir erinneren uns ſehr wohl, wie der damalige 
Graf Bismarck im Jahre 1866 zur Vertheidigung der An⸗ 
nexionen darauf hinwies, wie Preußen gezeigt habe, daß es 
ſeine Freunde zu ſchützen und ſeine Feinde hinwegzufegen vermöge. 
Seit der Gründung des Reichs findet eine ſolche Sprache natur— 
gemäß keine Stätte mehr. Wir langen bei derſelben aber wieder 
an, wenn wir bei der erſten Gelegenheit, wo die neue Rechtsord— 
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nung die Kraftprobe beſtehen ſoll, die Rückſichten der Politik an 
die Stelle des Rechts ſetzen. Gerade dies iſt recht eigentlich das, 
was man früher Kabinetspolitik zu nennen pflegte, und es berührt 
ſich mit der Revolution, wie die zweite Theilung Polens mit den 
Thaten der erſten franzöſiſchen Republik. 

Wenn wir vor einigen Wochen die Zeitungen von der 
„Cumberland⸗Gefahr“, die durch den preußiſchen Antrag beſeitigt 
werden ſolle, deklamiren hörten, ſo drängte ſich uns unwiderſtehlich 
das Bild der großen franzöſiſchen Revolution auf. So müfſſen 
damals die franzöſiſchen Blätter geſprochen haben, als es galt, 
die Geſetze gegen die Royaliſten und deren Vermögens-Konfis⸗ 
kation zu rechtfertigen. 

Es liegt auf der Hand, in welchem Maße alle dieſe Dinge 
der hannoverſchen Sache und der hannoverſchen Partei zu Gute 
kommen müſſen. Wenn das Herzogthum Braunſchweig der wel⸗ 
fiſchen Dynaſtie völlig vorenthalten werden ſollte, jo wachſen da- 
durch von Neuem die Rechtsanſprüche, die daſſelbe, auch abge— 
ſehen von der Annexion Hannovers gegen Preußen geltend zu 
machen hat. Wir ſind gewiß weit entfernt, die Einkünfte des 
Herzogthums Braunſchweig in dieſer ganzen Frage irgendwie in 
den Vordergrund zu ſtellen. Aber Braunſchweig und der Welfen⸗ 
fonds bilden zuſammen doch ein recht nennenswerthes Objekt, und 
täglich werden die Einkünfte des Erſteren und die Zinſen des 
Letzteren hinzukommen. Wer will behaupten, daß ſolche Rechts— 
anſprüche nicht früher oder ſpäter recht ſchwer ins Gewicht fallen 
können und daß nicht eine Zeit kommen kann, wo man wenigſtens 
einen Theil Hannovers dafür bietet? Nicht minder aber ſind die 
Sympathien für unſere Sache gewachſen. So lange man wirk⸗ 
lich glauben konnte, daß die Revolution des Jahres 1866 definitiv 
geſchloſſen ſei, war unſere Partei iſolirt. Seitdem es ſich gezeigt 
hat, in welchem Maße das Prinzip des Jahres 1866 Deutſch⸗ 
land noch in den Gliedern ſteckt; ſeitdem beginnt man einzuſehen, 
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daß unſere Behauptung von dem Intereſſe, das das geſammte 
Deutſchland an unſerer Sache habe, eine wohlbegründete war. 
Gerade auch außerhalb Hannovers geht ſeit dem Auftauchen der 
braunſchweigiſchen Frage, und im beſonderen Maße ſeit dem preu— 
ßiſchen Antrage jene Strömung im antiannexioniſtiſchen Sinne durch 
unſer Volk. Die Erklärung des Grafen Bernſtorff-Beſeritz und 
des Herrn von Oertzen-Leppin hat zahlreiche Zuſtimmungser⸗ 
klärungen gefunden und wir ergreifen dieſe Gelegenheit, um in der 
Hauptſache hier auch unſere materielle Adhärenz auszuſprechen. 

Die hannoverſche Partei und deren Sache find durch die braun⸗ 
ſchweigiſche Frage — es hat ſich dies ſchon in den Verhandlungen 
des Reichstags gezeigt — wieder in einer Weiſe in den Vorder⸗ 
grund getreten, die man kaum mehr für möglich gehalten hätte. 
Eine Sache, die auch nur negativ eine ſolche Wirkung auszu⸗ 
üben vermag, wie ſie in der braunſchweigiſchen Frage von der 
hannoverſchen Sache ausgeübt wurde, iſt und bleibt ein politiſcher 
Faktor, den man bei der Zerſetzung unſerer Parteiverhältniſſe 
nicht unterſchätzen ſollte. 

Die „deutſche Frage“ iſt durch die braunſchweigiſche wieder 
in Fluß gekommen. Wenn man in den Zeitungen vorſchlug, 
Braunſchweig, und nicht blos dieſes ſondern jedes Land, das an 
einen „ausländiſchen“ Prinzen falle, für Reichsland zu erklären, 
ſo zeigt man deutlich, daß man auch vor dem jetzigen deutſchen 
Staatenſyſtem nicht Halt macht. Wir würden es vorläufig als 
einen großen Fortſchritt betrachten, wenn Hannover zum Reichsland 
erklärt oder auch vom Reiche ſequeſtrirt würde. g 

Auch in ihrem Innern iſt unſere Partei — das glauben wir 
beſtimmt ausſprechen zu können — durch die braunſchweigiſche 
Frage geſtärkt. Schon die Anregung iſt nicht zu unterſchätzen, 
welche von vorneherein von derſelben ausgegangen iſt. 

In gegneriſchen Zeitungen war zu leſen, der preußiſche An— 
trag vom 21. Mai habe im höchſten Grade niederſchlagend auf 
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die „Welfen“ gewirkt. Im Ganzen und Großen iſt auch hiervon 
gerade das Gegentheil der Fall. Diejenigen allerdings, welche in 
Braunſchweig eine Sühne für Hannover und ſomit ein bequemes 
Mittel zu finden hofften, um — zu einem Friedensſchluſſe zu ge⸗ 
langen: ſie mögen niedergeſchlagen und entmuthigt ſein. Der Kern 
unſerer Partei iſt es aber wahrlich nicht. Die Bedeutung, die 
man uns beimißt, das Intereſſe, das man uns und unſerer 
Sache von den verſchiedenſten Seiten ſchenkt, wirkt ermuthigend. 
Man hat eine Fügung des Himmels darin geſehen, daß zwei 
Tage nach dem Bundesrathsbeſchluſſe vom 2. Juli dem Herzoge 
Ernſt Auguſt ein zweiter Sohn geboren und der hannoverſchen 
Dynaſtie dadurch ein neues Pfand für deren Fortexiſtenz gegeben 
wurde. 

In der Behandlung, die dieſe ganze braunſchweigiſche Frage 
bei dem Fürſten Bismarck fand, glauben wir nicht mehr ganz die 
ſichere Hand zu erkennen, die den Fürſten ehedem auszeichnete. Die 
Fehler und Uebertreibungen des preußiſchen Antrags ſowohl als 
der dann erfolgende Rückzug ſind geeignet, ein Kopfſchütteln bei 
uns hervorzurufen. 

Vor Allem aber ſtärkt und erhebt nichts mehr als das Ge: 
fühl, daß man mit Unrecht leidet. Mögen die Meinungen über 
dieſes oder jenes innerhalb unſerer Partei getheilt geweſen ſein. 
Mag die Länge des Kampfes, mag der Mangel an konkreten, 
praktiſchen und für den Moment erreichbaren Zielen in der langen 
Zwiſchenzeit des Abwartens eine Schwierigkeit für uns gebildet 
haben und bilden; Fürſt Bismarck hat uns wieder einmal über 
dieſelbe hinweggeholfen. Wir ſtehen in dieſem Augenblicke als 
die Vorkämpfer für das Recht und für das bündiſche Prinzip durch⸗ 
aus auf unſerem Platze; wir ſtehen neu ermuthigt, gekräftigt und 
gehoben da ſeit dem Inslebentreten der — braunſchweigiſch— 
hannoverſchen Frage. 


J 


Druckfehler. 


Seite 1: Anmerkung, dritte Zeile, iſt hinter „und“ „das,“ einzuſchalten. 

Seite 6, Abſ. 2, Zeile 4 lies: „Mai“ ſtatt „März“. 

Seite 8: lies ſtatt „Vattel und Grotius“ „Grotius und Vattél“. 

Seite 30: Ueberſchrift, muß es heißen: „Die Hülfe des Auslandes nicht“. 

Seite 70: Anmerkung, Zeile 3, ſind die Worte „als Symptom“ zu 
ſtreichen. 

Seite 73, Abſ. 2, Zeile 1, lies ſtatt „27. Mai“ „21. Mai“. 

Seite 76, Abſ. 4, Zeile 2, lies ſtatt „ſicher“ „ſehr“. 
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